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Laszlo Alex 

Ausbildung und Fachkräftebedarf *) 

Weleh. wirttehaftlielMn Ereignisse des Jahlll$ 1983 in die Anna­
len eingehen werden, weiß man heute noch nicht. Zwei ,Nach­
krieouekordG' ragen aber W�efl ihrer Jeheinbaren Widersptüch­
lienkeit besonders .heraus: die bishllrige Höchstlahl von Arbeits­
losen und die von neu abgetchlossenen Ausbildungsvertragen_ 
VerknÜpft man die,. belden Erei9llisse mitein .. i1der, so entsteht 
der Eindruck von einer Ausbildung über den Bedarf_Damit sind 
wir bereiu mitten In unserem Thema. Um über das Verhältnis 
Ausbildung und Fachkrllftebedarf ein ausgewogenes Urteil bilden 
zu können, braucht man allerdings einen längeren Zeithorizont 
81s einige wenige Jahr,. 

' 

1 Bllschiftigun""ntwicklung und Fachkräfteeinsat:!! 

Für dill Beschliftigungsllntwicklung und den Fachkräfteeinsat:!! 
der Nachkriegsz&lt kÖMr.en drei Zyklen unterschieden werden, 
die, wie noch 8U'{I8führt wird, mit der Ausbildungsentwicklung 
nur teilwei� Qbereinstimmen. 

Der erste ZykkJs dau erte etwa bis Beginn der sechziger Jahre. Er 
war gekennzeichnet durch das vom Wiederaufbau bedingte 
hohe WlrtKhafuwaclutum. in de$Sefl Folge die 8I!5Chäftigung 
rapide anstieg. Im Jahr 1960 lag erstmal:; das Angebot an 
offenen Stellen deutlich über der Zahl der Arbeitslosen. Der 
stark wachsende Bedarf an Fachkräften konnte durch die 
steigenden Ausbildungsl.lstungen der Wirtschaft, aber auch 
durch den starken Zustrom vorwiegend junger Fachkräfte aus 
der DDR, weitgehem! gedeckt werden. Engpaßprobleme tauch· 
ten erst Anfang der ,echziger Jahre �uf. 
Der �weite Zyklus erstreckt sich auf die Zeit vom Beginn der 
sechziger Jahre bis zur Rezession 1973. Die5 wird allgemein 21s 
die Phase der wirt5Chaftlichen Konsolidierung bezeichnet. Die 
Wachstumu2te de$ SozialprOdukts hat sich im Vergleich zu den 
fünfziger Jahren um fast die Hälfte reduziert, sie lag aber mit 
4,5 Prozent im Jahresdurchschnitt (1960�1973) immer noch 
hoch. Die Konsolidierung der Wachstumsentwicklung ist nur 
ein Attribut dieser Zeit; endere Attribute � rückblickend wohl 
bedeutsllmere - slm! die relativ billige Energie und das anschei· 
nend unbegrenzte Reservoir an billigen Arbeitskräften, vor 
allem aus dem Ausland. 
Die Zahl der deut5chen Erwerbspersonen sank von 1960 bis 
1973 um rund 1,8 Mio.; ein noch größerer Rückgang um etwa 
800 ()()) konnte nur durch die wachsende Erwerbsbetefligung 
der Frauen in mittlerem Alter (zwischen 30 und 50 Jahren) 
vermieden werden, Die wesentlichen Unachen des Rückgangs 
waren die Gebortenautfälle während des Krieges und die durch 
den Krieg stark dezimierten Erwerbspersonenj.1hrgänge sowie 
die starke Ausweitung des Besuches weiterführender Bildungs· 
einrichtungen: Die Erwerbsquo1e der 15· bis 20jährigen sank 
von 76 PrOU"'1 1960 .... t 55 Prozent im Jahre 1970. Der Rück· 
gang des d(Iol$chen Erwerbspersonenbestandes wurde durch die 
Ausweitung der AuS1äoderbeschäftigung mehr als kompensiert: 
die Zahl der 81J1ländi$Chen Arbeitnehmer stieg von 300 000 
1960 auf ruoo 2,5 Mio. im Jahre 1973 (Höhepunkt der Aus­
IänderbeKhäftl gung). 

Oie Erörterung dieser Veränderungen in der Zusammensetzung 
der Erwerbstätigen ist wichtig für das Verständnis personal· 
politischer En�heldungen der Unternehmen aus dieser Zeit. 
Sowohl in der Industrie als auch im Handwerk trat in dieser Zeit 
ein absoluter und auch relativer Rückgang des Fachkräfte-

., Üb8ra.b8il.1I und •• weiterte F.Slun� eines Vortrages...o, dem Hlupl­

aUlschuß ,.B.r�hoitdu.ng" <;!eS Dtuuchen Handwerkskammertilll Im 

3.11.1983 In Bleiefeld. 

- heuer gesagt - Facharbeitereimatze5 ein, d. h. das Quantitative 
Gewicht dllt Uno und Angelernten stieg an. In manchen industrie­
soziologitchen Untersuchungen um 1970 erblickte fTIIIn d�rin 
den 6ew.i$ tür .Inen durchgehenden DequalifizierungsprozeB 
der kapitaiisti1Chen EntwiCklung. 
Der Grund fur diMen Pro.zeß lag dagegen in der damaligen Arbein· 
marktlage, "'erbunden mit dem billigen BelUg von Rohstoffen, 
insbesondere von Energie. 
Oie Arbeitsmarktlage war grob gekennzeichnet durch Knappheit 
von Fachkräften und e in großes Angebot von Ungelllrnten. Bel 
der anhaltend hohen giiterwirtschaftlichen Nachfrage - und 
auch der tOr die deut�che Wirtschaft !J1nstigen Wechselkurse -
waren die Unternehmer bei solcher Arbeitsmarktlage gehalten, 
den Arbeltsproz.eß mÖllllchs, stark arbeitsteilig zu gestalten und • 

komplizierte Arbeitsvorgänge in einfachere Tätigkeiten zu zer· 
lagen. Bei dieser �rbeitsorganisatorischen Entscheidung wurden 
die Unternehmer auch durch den damaligen starken Trend zu 
höheren sehulischen 8ildungsgängen bestärkt, in denen sie eine 
anhaltende Gefährdung der Nachwuch�ualifizierung - In 
qUlntiutiver Sicht - erolickten. 
Kurz gesa",; durch diese Lage auf den Arbeits- und Rohstoff· 
märkten wurden die Produktion�i5en und ·formen entschei­
dend verändert: arbeitskrah- und energieint8f'lsive Produktions' 
weisen !owie die Aufrectlterhaltung und Erweituf"@derProduk· 
tion von Massengtitern w�ren damals Trumpf, 
Die dritte Phase umfaßt die Zeit seit der Rezession 1914; sie 
diluert gegenwärtig noch an Charakteristisch tU, sie in, daß 
sich die meisten beschäftigungsrelevanten Faktoren im Ver­
gleich zur Vorphase umgekehrt haben. 
Innerhalb von �eben Jahren ist das wirtschaftliche Wachstum 
zum zweitenmal zum Erliegen gekommen und hat !ich $OQ8r 
negativ entwickelt. Seit 197405 herrscht eine anhaltend hohe, 
in den lettten Jahren noch weiter steigende Arbeitslosigkeit. Im 
Oktober 1982 überstieg die Zahl der Arbeitslosen erstmals die 
2 Mio.-Grenze; heute sind rund 2,3 Mio. Arbeitslose registriert. 
Das bedeutet eine entgangtme Produktion in Höhe von mehr afs 
100 Mrd. DM bnv. 7 Prozent des Sozialproduktes und eine 
Belastung der öffentlichen Haushalte mit rund 50 Mrd. DM an 
entgangenen Steuern und Sozialabgaben und an zu leistenden 
UnterstützungJZahlungen. Neben diesem gesellschaftlichen Ver· 
lust sind die PIIrlonlichen Probleme dar Betroffenen hervorzu­
heben: VOrt1914 bis 1983 gab es rund 33 Mio. Arbeitslosillkeits· 
fälle. Betroffen waren aber "nu," 12,5 M io. Personen. d.h., daß 
viele von ihnen mehrfach arbeiulos waren. Im gleichen Zeitraum 
waren etwa 41 Mio. Personen erwerbstätig. Bei 12,5 Mio. Ar· 
beiulosen bedeutet dies. daß etwa jeder drine von Arbeitslosig­
keit betroffen war_ 

Die Ursachen der hohen Arbeitslosigkeit sind überwiegend struk­
tureller und fliehl kon;Uflkturelier Art. Nach übereinstimmender 
Schätzung der wirtscllaftswissenschaftlichen Institute wird die 
Zahl der Arbeitsplätze. die derzeit aus konjunkturellen Grunden 
unbesetzt sind, auf rUfld 500 000 beziffert. Dies ergibt sich als 
Differenl: zwischen der Zahl der Bl!5Chäftigten, die sich bei dem 
derzeitigen ReaUohnniveau und seiner Struktur unter Zugrunde­
legung eines normal(!f'l Auslastungsgrades der Kapizität ergeben 
würde, und der derzeitigen Zahl der Beschäftigten. (In der 
Industrie sind das etwa 80 Prozent gegenüber derzeit 75 Pro­
zent.) Eine weitere halbe Million von Arbeitslosen ist von der 
saison- und fluktuationsbedingten Arbeitslosigkeit betroffen; 
die Restarbeitslosigkeit - eine Arbeitslosenquote von etwa 
5 Prozent - geht auf den beachtlichen Strukturwandel der 
Wirtschaft und auf demographische Ursachen zuruck (struk· 
turelle Arbeitslosigkeit I. e. 5.). 
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Maßgeblich tür den Strukturwandel waren die starken Verschie­
bungen zwischen den Endnachfragebereichen - starke Auswei­
tung des Staatsverbrauchs vor allem zu lasten des privaten 
Konsums - die ÖI- und Rohstoffverteuerungen und die damit 
zum Teil verbundene Verschärf.ung des internationalen Wett­
bewerbs. Wegen der starken wettwirtschaftlichen Verflechtung 
der Bundesrepublik hat die internationale Konkurrenz die Not· 
wendigkeit einer forcierten Einführung von neuen Produktions­
und Vertahrenstechniken erzwungen und damit eine Umschich­
tung bei Investitionen bewirkt. Die Erweiterungsinvestitionen 
gingen zugunsten der Rationallsierungs- und Ersatzinvestitionen 
zurück. Diese Verschiebung setzte sich mit der jüngsten Rezession 
sogar verstärkt fort: Die Rationalisierungsinvestitionan lagen 
1982 in der verarbeitenden Industrie beinahe doppelt so hoch 
wie die Erweiterungsinvestitionen. Hinzu kommt, daß der Bei­
trag der Investitionen zur Bruttowertschöpfung auf einen Tief­
punkt gesunken ist. Abgesehen von einer kurzen Phase nach 
dar ersten Ölkrise von 1973/74 habe es nach dem jüngsten 
Bericht der Bundesbank noch nie zuvor in der Bundesrepublik 
eine so niedrige Invenitionsquote gegeben. Nach Abzug der für 
den Verschleiß der alten Anlagen anzusetzenden Abschreibun­
gen wurden im 1. Halbjahr 1983 lediglich 1'/2 Prozent des 
Bruttosozialprodukts für Sachanlagen der Unternehmen verwen­
det. Diese Quote lag in den siebziger Jahren bei 4 Prozent und 
in den sechziger Jahren bei 6 Prozent [1]. Hier liegen die Haupt­
schwierigkeiten für eine baldige Umkehr in der Beschäftigungs­
entwicklung, für eine Erhöhung des Arbeitsplatzvolumens. Auch 
nach optimistischeren Annahmen ist bis in die zweite Hälfte der 
achtziger Jahre allenfalls mit einer Stagnation des Arbeitsplatz· 
angebotes zu rechnen. Für die Arbeitsmarktlage kommt schließ· 
lich erschwerend hinzu, daß in der zweiten Hälfte der siebziger 
Jahre auch die demographischen Komponenten ihr Vorzeichen 
geändert haben. Nahm bis dahin das deutsche Erwerbspersonen· 
potential ab, so stieg es seit 1978 wieder an. Ab 1978 treten die 
geburtenstarken Jahrgänge der sechziger Jahre auf den Arbeits­
markt und ihre Zahl übertrifft bis zur Mitte der achtziger Jahre 
die Erwerbspersonenabgänge aus Alters- und sonstigen Gründen. 
Per Saldo erhöht sich das deutsche Erwerbspersonenpotential 
um mehr als 700000. Das ausländische Arbeitskräftepotential 
steigt ebenfalls. Nach Berechnungen des lAB steigt es in den 
achtziger Jahren sogar auch bei einem ausgeglichenen Wande­
runQßaldo um 500000. 
Die starken wirtschaftlichen Veränderungen betrafen auch die 
Facharbeiterbeschäftigung. Der Fachkräftemangel, der sich vor­
wiegend aus strukturellen Gründen ergibt, hielt während der 
Rezession dar siebziger Jahre an und nahm danach erneut zu. 
1979 erreichte er seinen Höhepunkt. Die Zahl der offenen 
Stellen, einschließlich der den Arbeitsämtern nicht gemelde· 
ten *), war doppelt so hoch als die Zahl der arbeitslosen 
Facharbeiter (94000). 
Der Facharbeitermangel betraf in erster linie "konjunktur­
reagibiere" Berufe wie Bau- und Baunebenberufe sowie mit der 
Bautätigkeit eng verbundene Berufe, wie z. B. Tischler, Maler, 
Rohrinstallateure. Daneben herrschte Fachkräftemangel in 
einigen von starken Abwanderungen (Berufswechsel) besonders 

. betroffenen Berufen, wie z. B. Fleischer, Kellner. 
Betrachtet man die einzelnen Branchen, die sich in dieser Zeit 
über Facharbeitermangel beklagten, so waren es Branchen, die 
entweder in der Rezession der siebziger Jahre einen erheblichen 
Teil ihrer Facharbeiter verloren haben und sie im Aufschwung 
nicht wieder zurückgewinnen konnten (so hat die Bauwirtschaft 
zwischen 1973 und 1977 400000 Arbeitskräfte, darunter 
200 000 Facharbeiter "freigesetzt") oder Branchen, die seit 
längerem von einer ungünstigen (Absatz·)Entwicklung !:KJtroffen 
waren, was zu einem überhöhten Abgang qualifizierter Arbeits­
kräfte führte (Gießerei, Stahl verformung, Schiffsbau) oder 

*1 Etwa 50 Prozent der Stellen werden dln Arbeitsämtern nicht g .... 
mlldl1. 

Branchen wie das Gaststätten· und Beherbergungsgewerbe mit 
sehr ungünstigen Arbeitsbedingungen (Saisonarbeit, lange Arbeits­
zeiten usw.). In diesen Branchen blieb auch die Nachwuchs­
qualifizierung hinter dem Eigenbedarf zurück. Nicht so im 
Handwerk, wo der bis in die jüngste Zeit beklagte Fachkräfte­
mangel nicht auf die mangelnde Nachwuchsbi ldung zurückgeht. 
In den Jahren von 1967 bis 1976 (in den Jahren 1967 und 1976 
wurden die jüngsten Handwerkszählungen durchgeführt) haben 
im Handwerk rund 1,2 Mio. Auszubildende ihre Gesellen- bzw. 
Abschlußprüfung bestanden und sind Fachkräfte geworden. 
Zieht man von dieser Zahl 20 Prozent für die ab, die eine weiter­
führende Ausbildung absolvierten und daher aus dem Kreis der 
Fachkräfte ausschieden und rechnet man von dem in der Hand· 
werkszählung 1967 ermittelten Bestand von gewerblichen Fach· 
kräften VOll 2,3 Mio. 600 000 wegen Ausscheidens aus Alters· 
und sonstigen Gründen in der Zeit zwischen 1967 und 1976 ab, 
so hätten 1976 ,theoretisch' rund 300 000 Facharbeiter mehr 
beschäftigt sein müssen als 1967. Tatsächlich war die Zahl der 
gewerblichen Fachkräfte in der Handwerkszählung 1976 um 
300 000 (2,0 Mio.) niedriger als 1967. Das Handwerk hat also 
in der Zeit zwischen 1967 und 1976 rund 600 000 Fachkräfte 
in andere Bereiche, vor allem in die Industrie, abwandern lassen 
bzw. sie abwandern lassen müssen. 
Dieses Phänomen ist keinesfalls neu. In einer gemeinsamen 
Untersuchung des BIBB und des lAB aus dem Jahre 1 979 [2] 
wurde festgestellt, daß 39 Prozent von den deutschen Erwerbs­
personen mit (ausschließlich) betrieblicher Berufsausbildung im 
Handwerk ausgebildet wurden. Demgegenüber sind nur 20 Pro­
zent der betrieblich Ausgebildeten noch im Handwerk beschäf­
tigt. Mehr als die Hälfte der Abwanderungen erfolgt in den 
ersten fünf Jahren nach Abschluß der Ausbildung. Nutznießer 
dieser Abwanderung sind neben der Industrie vor allem der 
öffentliche Dienst. Weitere Daten aus dieser Untersuchung 
zeigen, daß die Anzahl der betrieblich ausgebildeten Facharbeiter, 
global gesehen, bei weitem den Bedarf an Fachkräften bzw. die 
Zahl der vorhandenen Facharbeiterplätze übersteigt. Von den 
rund B,4 Mio. deutschen Erwerbstätigen mit einer Facharbeiter­
ausbildung waren 1979 nur 45 Prozent (3,8 Mio.) als Facharbeiter 
beschäftigt. 1 6  Prozent haben nach der Facharbeiterausbildung 
eine zusätzl iche Berufsausbildung (4% an einer Hochschule 
oder Fachhochschule) absolviert und sind nicht mehr als Fach­
arbeiter tätig. Die restlichen 39 Prozent sind ohne zusätzliche 
Berufsausbildung in andere Beschäftigungsgruppen übergewech­
selt, davon 
1) 20 Prozent in die Gruppe der Angestellten und Beamten, 
2) 1 1  Prozent in die Gruppe der Hilfs- und angelernten Arbeiter 

""" 
3) 7 Prozent in die Gruppe der Selbständigen -). 

Erwartungsgemäß hat der überwiegende Teil derjenigen, der in 
eine andere Statusgruppe übergewechselt ist, auch den Beruf 
gewechselt (insgesamt 41 % der Facharbeiter). Aber auch von 
denjenigen, die noch als Facharbeiter tätig sind, hat jeder 
5. den (erlernten) Beruf gewechselt. 
Am häufigsten genannte Ursache des Berufswechsels waren die 
Arbeitsbedingungen, die Arbeitsplatzsicherheit und die Auf­
stiegschancen (letztere bei Ausgebildeten in Kleinbetrieben). Bei 
der Mehrheit der Berufswechsler war der Wechsel mit einem 
Aufstieg verbunden. Auf zwei Wechslergruppen $011 hier wegen 
ihrer speziellen Bedeutung für den Arbeitsmarkt eingegangen 
werden: auf die Wechsler in die Statusgruppe der Hilfsarbeiter 
und der Selbständigen. 
Der Wechsel in den Status eines Hilfsarbeiters oder angelernten 
Arbeiters war besonders häufig bei Personen, die ihre Fach­
arbeiterausbildung im Bergbau, im Textil- und Bekleidungs­
gewerbe, im Nahrungsmittel- sowie im Friseurhandwerk bzw. in 

..) B!i 1 Prolt>nt in die Statusgruppe nicht bekannt. 
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den entsprechenden Ausbildungsbefufen absolviert hatterl. Auch 
das Merkmal ,,soziale Herkunft" spielt eine gewisse Rolle: 
Erwerbstätige, deren Väter selbst Hilfs· bzw. angelernte Arbeiter 
waren, gingen überdurchschnittlich häufig aus der Facharbeiter­
schaft in die Gruppe der Hilfsarbeiter über (20% gegenüber 
11% im DurchsChnitt). Schließlich befanden sich Überdurch· 
schnittlich �ieie Frauen in dieser Gruppe, was auch mit der 
Teilzeitarbeit zusammenhängen dürfte 117% bei Frauen gegen­
über 10% bei Miinnern). Zwei weitere Ergebnisse sind bei den 
ausgebildeten Facharbeitern im Hilfsarbeiterstatus bemerkem· 
wert Igelten vor allem für die Männer): Sie verdienen im Durch· 
schnitt nur geringfügig weniger al, die im Facharbeiterstatu' 
(Einkommensditferenz um 5%' und sie empfinden in ihrer 
Mehrheit den jeuigen Status als Hilfs· oder angelernter Arbei· 
ter nicht all einen sozialen Abstieg Ihier spielt der Wechsel von 
einem Kleinbetrieb in einen Großbetrieb mit hohem Prestige, 
sozialen Leistungen usw. sicherlich eine erhebliche Rollel. 
Schließlich sei noch tu vermerken, daß, im Zeitverlauf ziemliCh 
unverändert, etwa zwei Drittel aller Übergänge in die Gruppe 
der Hilfsarbeiter bereits in den ersten fünf Jahren nach Abschluß 
der FacharbeiterausbHdung vollzogen werden. 
Au, all den genannten Gründe-n dürfte eine nennenswerte .Reak· 
tivierung' der etwa 900 000 im Hilfsarbeiterstatus befindlichen 
Facharbeiter kaum möglich sein, weil sie kilum für Berufe aus· 
gebildet lind, in denen über Facharbeitermangel geklagt wird. 
Die zweite hier hervor99hobene Statusgruppe ist die der Selbstän· 
digen. Zwei Merkmale ragen bei dieser Gruppe hervor. Zum 
einen die soziale Herkunft: bei 50 Prozent der ausgebildefen 
Facharbeiter, die in die Gruppe der Selbständigen übergewech· 
seit sind, sind bereits die Eltern selbständig gewesen; zum ande­
ren - zum Teil mit dem vorangehenden Merkmal verbunden -
der Ausbildungsort bzw. -bereich. Während von den im Hand­
werk für einen gewerblichen Beruf Ausgebildeten jeder 9. als 
Selbständiger tätig ist, ij( es  von den in der Industrie Ausgebilde­
ten nur jeder 20. In der vom Alter her relevilnten Gruppe der 
35- bis 45jährigen ist der Vorsprung des Handwerks noch größer: 
jeder 7. (Hilndwerkl zu jedem 16. (Industrie). 
Auch wenn man berücksichtigt, daß bei einem Teil der Selb· 
stiif"ldigengruppe die selbständige Existenz eine Generations· 
folge in, '0 ist doch die Bedeutung der Betriebsneugründungen 
von "newcomer" nicht zu unterschätzen. 
Die quantitative Bedeutung der Neugründungen im Bereich des 
Handwerks kann nur grob geschätzt werden. Aufgrund der letz· 
ten Handwerkszählung 1977 kann angenommen werden, daß in 
den Jahren 1976 und 1977 im Jahresdurchschnitt etwa 18 000 
8etriebe gegründet worden ,ind. Der primiire Arbeitsmarkteffekt, 
Schaffung von Arbeitspliitzen im Griindungsjahr, liegt etwa bei 
76 000 Plätzen (durchschnittliche Betriebsgröße von Neugrün­
dungen4,2 BeschiftigteJ.Setzt man al' Grenze für die EXpilnsion 
der neugegründeten Beuiebe in den Folgejahren eine durch­
SChnittliche Beschäftigtenzithl der bestehenden und seit längerem 
existierenden Betriebe (7,7 Beschäftigtel. dann ergibt sich eine 
weitere Ausweitung der Arbeitsplätze um 63000, d. h. die 
Schaffung himdwerklicher Arbeitsplätze durch Neugründungen 
kann lufgrund der Verhältnisse In den Jahren 1976/77 jahres­
durct'llchnlttlich auf etwa 140 000 geschätzt werden - eine Zahl. 
deren wirtschaftliche Bedeutung gerade in der heutigen konjunk· 
turellen Lage nicht hoch genug eingeSChätzt werden kann. 
Faßt man die vorangehenden Ausführungen für die Zeit vor 1980 
zusammen, so kann festgestellt werde-n, daß der Fachkräfte· 
mangel In manchen Bereichen weniger auf einer zu geringen 
Ausbildung als vielmehr auf einer vom Bedarf abweichenden 
Verteilung der Facharbeiterausbildung zurückzuführen ist. 
1981 in der globale Facharbeiterman981 in einen Facharbeiter· 
überschuß umgeschlagen. 1982 standen nur noch 50 000 offene 
Stellen ., für mehr als 300000 arbeitslose Facharbeiter zur Ver­
fügun9. Der große Überhang an Fachkriften ist, wie bereits erör-

') ElrwehlleWlch der den Arbeitsämtern nichtll'fT'll'�'" Stllten. 

tert, nur rum Teil konjunkturbedingt. Eine wesentliche Rolle 
spielt dabei auch der starke Erwerbspersonenzugang aus dem 
Berufsbildungssystem seit Ende der siebziger Jahre. Damit 
kommen wir zur Ausbildungsentwicklung. 

2 Au.bildung 

Die Entwicklung der Ausblldungsverhiltnisse (Gesamtzahl der 
Auszubildenden) in der Nichkriegszeit kann in vier Phasen ein· 
geteilt werden. Maßgebliches Merkmal für diese Phaseneinteilung 
ist die Bevölkerungsentwicklung Im beruhschulpflichtigen Alter. 
d. h. von 15 bis 18Jahren. In der il'ttan Phase von 1950 bis 
1956 Itieg die Zahl der Ausbildungsverhältnis5e von 1,0 Mio. auf 
1,5""io. im wesentlichen als Folge der steigenden Altenjahr· 
gänge. Nach 1956 setne ein SlarXer Abfall def Jahrgänge bis zu 
Beginn der 60er Jahre ein (Geburtengeneration des Krieges); 
danach blieb die Jahrgangsstärke bis 1970 relativ unverändert. 
Die Entwicklung der Ausbildungsverhältnisse folgte Im wesent· 
lichen dies!lll Muster. Nach dem Rückgilfl9 bis zu Beginn der 60er 
Jahre veränderte sich die Gesamtzahl der Ausbildungsverhältnisse 
in den 60er Jahren nur noch relativ geringfiigig. Die Schwankun· 
gen um 1967 um den höchsten Wert der 60tr Jahre um 1.4 M;o. 
Ausbildungsverhältnisse - was cleswtgen besonders hervorzu· 
heben ist. weil dies auch das Jahr mit der Rezession war - sind 
auf die Einführung des 9. Pflichtlchuljahres zurückzuführen. Die 
Zeit zwischen 1957 und 1970 mit 1,3 Mio. Ausbildungsvermit· 
ninen im Jahresdurchschnitt umfaßt die zweite Phase. 
Die drine Phase erstreckt sich auf die Zeit zwischen 1971 und 
1976. In dieser Zeit stieg zwar die Zahl der Bevölkerung im 
Alter �on 15 bis 18 Jahren um 400 000 an, die Zahl der Au,bil· 
dungsverhältnisse von rund 1,3 Mio. veränderte sich dagegen 
kaum, d. h. für diese Phase ist das ,tarke Auseinanderfallen von 
Bevölkerungs· und Ausbildungsentwicklung charakteristisch. 
Die vierte Phase �n 1977 und hilt zur Zeit an. IndiesePhase 
fällt dia bisherige Höchstuhl von Ausbildungsvertlältnlssen von 
1,712 Mio. im Jahre 1980, die lUch in den Folgejahren nur 
gtringfiigig unterSChrinen wird. DItf starke Anstieg der Zahl der 
Auszubildenden von 1917 bis 1980 um 400 000 und die Stabili· 
sierung auf dem hohen Nivuu 'Ion 1980 ist nur teilweiw auf dia 
Entwicklung in den enUprechend.n Altersjahrgängen zurückzu· 
führen. Eine maßgebliche Rolle spielt auch das zugunsten des 
dualen Systems veränderte AUlbildungsverhalten der Jugend· 
lichen. 
8e�or diese Veränderungen aus den lat%ten Jahren etwas näher 
betrachtet werden, soll hier kurz die spezielle Ausbildungs· 
entwicklung im Handwerk behandelt werden. 
Die Entwicklung der Ausbildung!;verhiltni'se insgesamt in vier 
Phasen traf bis auf die vorletzte Phase alK:h auf das Handwerk 
zu. Im Handwerk stiegen die Au,bildungsverhältnisse 'Ion 1950 
bis 1955 um 500 000 iluf knapp 600 000 (die Gesamtzahl der 
Ausbildungsverhältniue über alle Ausbildungsbereiche erreichte 
ihren Höhepunkt erst 1956). Bis 1960 ging sie stark zurück und 
danach schwankte sie in der gHamten Dekade der 60er Jahre 
um 450 000. Der Tiefpunkt tret 1971 mit rund 400 000 Ausbil· 
dungsverhältniss�n ein (die Ergebnisse 1970 bis 1972 sind stark 
beeinflußt von der Einführung des 9. Pfllchuchuljahres in Bayurn 
und damit dem Ausfall eines Schulabgän9l!rjahrganges als Au'­
bildungsplatzsuchende bzw. Aunublldende). Im Gegensatz zur 
Gesamtzahl der AusbHdungsyerhältniue stieg seit dieser Zeit die 
Zahl der Auszubildtnden im Handwerk kontinuierlich an; aller· 
dings war der Zuwachs VOfl 1971 bis 1976 mit 100 000 geringer 
als von 1976 bis l�O mit 190000. Mit 700 000 Ausbildungs· 
verhältnissen im Jahr 1980 (seitdem geht die Zahl leicht zu· 
rück) hat das Handwerk sein Höchstergabnis erzielt, fiir diese 
bemerkenswerte Leistung spielen wirtschaftliche Faktoren sicher­
lich eine entscheidende Rolle. 1980 war - gemessen am Umsatz 
und an der Beschäftigtenzahl - du bl,her erfolgreichste Jahr des 
Handwerks in der Nachkriegszeit. Nicht vergessen werden darf 
hierbei auch das zunehmende Engagement der Handwerksmeister 
für die betriebliche Ausbildung. Immerhin wurde das Ergebnis 
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von mehr als 100 000 Ausbildungsverhältnissen als in dem bis 
dahin geltenden Rekordjahr 1955 bei einem Rückgang der 
Betriebszahl von 812000 auf 496 000, d.h. von rund 300 000 
weniger Betrieben erzielt. Heute bildet feder 2. Handwerks­
betrieb 8US, vor zehn Jahren nUT jeder 3. 
Neben der Bevölkerungsentwicklung in der entsprechenden 
Altersgruppe bestimmt das Ausbildungsverhalten der Jugendli­
chen die Nachfrage nach Ausbildungsplätzen. Eine wesentliche 
Grundlage für die Analyse des Ausbildungsverhaltens bilden die 
seit 1976 durchgeführten Schülerbefragungen der Länder in den 
Abschlußklassen sowie die repräsentativen Untersuchungen des 
Bundesinstitutes für Berufsbildung in beruflichen Schulen aus 
den Jahren 1976 bis 1982. Kurz gafaßt zeigen die Ergebnisse, 
daß der Anteil der Jugendlichen, der nach Abschluß (Abgang) 
der Haupt-, (Sonder-) und Re�lschule, der 10. Klasse des Gymna­
siums direkt oder zeitversetzt nach Besuch einer beruflichen 
Schule, wie z. B. Berufsgrundbildungsjahr eine betriebliche 
Ausbildung anstrebt, stark gestiegen ist, von etwa 74 Prozent 
1977 auf rund 80 Prozent 1983, jeder Prozentpunkt .. 

8000 Jugendliche. Anders ausgedrückt: Allein lnfolge des verän­
derten Ausbildungsverhaltens von Haupt- und Realschulabgän­
gern wollen heute pro Jahr rund 50 000 Jugendliche mehr mit 
einer betrieblichen Ausbildung beginnen als vor sechsjahren [31. 
Der Anteil der ausbildungsplatzsudlenden Abiturienten hat sich, 
insbesondere in den beiden letzten Jahren, explosionsartig ent­
wickelt: er ist im Vergleich zu den 70er Jahren auf das Vierfache 
gestiegen. Heute strebt jeder fünfte Abiturient eine betriebliche 
Ausbildung an; in ab50luten Zahlen mehr als 50000 pro Jahr. 
Insgesamt absolvieren - über alle AusbildungSjahre gerech­
net - heute etwa 115000 Abiturienten eine betriebliche Aus­
bildung, davon ungefähr 31 000 im Handwerk. 
Die insgeamt steigende Schulabgängerzahl 1983 und das sich 
weiter zugunsten der dualen Ausbildung verändernde Ausbil­
dungsverhalten geben noch keine vollständige Erklärung für die 
(unerwartet) hohe Nachfragesteigerung des Jahres 1983 um 
rund 60000 auf insgesamt 727 000 Personen. Der starke Anstieg 
ist auch durch die vielfältigen politischen Werbekampilgnen, 
insbesondere durch die sogenannte Ausbildungsplatzgarantie des 
Bundesk�nzlers, hervorgerufen worden. Durch diese Zus�ge sind 
viele, nach erfolglosen Bemühungen in den Vorjahren bereits 
resignierende Jugendliche aus ihrem "Dunkelzifferdasein" her­
ausgetreten und "zählbare" Nachfrager geworden. 
Das Angebot an betrieblichen Ausbildungsplätzen konnte mit 
dieser Nachfragesteigerung nicht Schrin halten. Trotz des zu 
erwartenden HÖChststandes von neu abgeschlossenen Ausbil· 
dunQsvertriigen um 677 000 blieben 50 000 ausbildungsplau:­
suchende Jugendliche in diesem Herbst unversorgt; zwei Drittel 
davon ·tilid Mädchen überwiegend mit gutem, zum Teil sehr 
gutem Schulabschluß. Wie sieht die Lage für 1984 aus? 
Der Nachfrageriickgang infolge der leichten Abnahme der Schul­
abgängerzahl aus Haupt· und Realschulen 1984 um etwa 20 000 
wird durch die wachsende Nachfrage von Schulabgängern aus 
beruflichen Schulen und Abiturienten mehr als kompensiert. 
Auch 1985 dürfte es trotz eines stärkeren Rückgangs der Schul­
abgängerzahlen aus dem Sekund�rbereich I nicht zu einer nen­
nenswerten Entlutung auf dem Ausbildungsstellenmarkt kom· 
men. Erst ab 1986 ist mit einem nennenswerten Abbröckeln der 
Nachfrage zu rachnen, was dann allerdings in verstärktem Maße 
bis in die 90er Jahre anhält. D. h. die quantit�tive Belastung des 
dualen Systems insgesamt dürfte in komme-nden Jahren eher 
noch zu· als abnehmen. Neben der quantitativen 8eiastung 
kommen noch andere - qualitativ-strukturelle - Herausforde­
rungen auf das duale System zu. Bevor auf sie eingegangen wird, 
noch ein kurzes abschließendes Wort zum Fachkräftebedarf 
bzw. ·bestand. 
Gelingt es, die anhaltend hohe Nachfrage der kommenden Jahre 
mit Ausbildungsplätzen zu versorgen, dann werden von 1980 bis 
1990 etwa 6 Mio. [41 frische Fachkräfte, Facharbeiter und 
Gesellen das duale System verlassen; 2 Mio. allein aus dem 

Bereich des Handwerks. Für den Kreis der Facharbeiter ein· 
schließlich Gesellen bedeutet dies einen Erwerbspersonenzugang 
von 3,2 Mio. in der Zeit von 1980 bis 1990. Unter BerÜCksichti· 
gung der Abgänge aus Alters- und sonstigen Gründen (2,6 Mio.' 
würde der 8estand an (deutschen) Facharbeitern von 8,7 Mio. 
1980 auf 9,3 Mio. 1990 oder um 600 000 steigen. Auch für das 
wachsende Interesse der Betriebe an dem Einsatz von Facharbei· 
tern, auch dort, wo ihre fachspezifischen Qualifikationen nicht 
unbedingt erforderlich sind, dürfte der Zuwachs von 600 000 
Facharbeitern bis 1990 "ausreichend" sein. Mit diesem Zuwachs 
sind allerdings ähnUch wie in der Vergangenheit - die strukturel· 
len Probleme: Mangel an ausgebildeten Fachkräften in manchen 
Berufen bei gleiChzeitigem Überangebot in anderen - nicht aus­
geräumt. Im Gegenteil, durch die jüngste Entwicklung der Ausbil· 
dungsstellen, wie z. B. die weit überdurchschnittliche Expansion 
in den Ernährungsberufen, dürfte die Diskrepilnz zwischen Aus­
bildung und 8eschäftigung von Fachkräften eher gestiegen sein. 

3 Technische Entwicklung 
Die bisherigen Ausführungen waren im wesentlichen der Beschrei­
bung der quantitativen Entwicklungstendenzen der Fach�rbeiter· 
beschäftigung und der Berufsausbildung gewidmet. Eine wesent­
liche Einflußgröße für die geschilderten Entwicklungen ist der 
Einsatz und die Ausbreitung der Technik. Die technische Ent· 
wicklung beeinflußt sowohl die ökonomischen Rahmenbedin· 
gungen als auch die Inhalte der Berufsbildung und ihre "biogr�­
phische Aneignung" (Erstausbildung und Weiterbildung). Die 
technische E.ntwicklung kann sowohl die güterwirtschaftliche 
Nachfrage als auch die betriebliche Arbeitsorganisation verändern 
bzw. Anlaß für ihre Veränderungen sein. über diese beiden 
Veränderungsformen beeinflußt die Technik die Lage auf dem 
Ausbildungsstellenmarkt, und zwar die Nachfrage nach Auszu· 
bildenden auf dem Umweg über den Bedarf an FaChkräften und 
das Angebot an Ausbildungsplätzen über die Veränderung der 
BedinQ:ungen beim Ausbildungsvollzug. 

3.1 Te c h n i s c h e  En t w i c k l u n g  u n d  8e s c h ä f· 
�i g u n g  

Nach vorliegenden Berechnungen wird in einem Jahrzehnt etwa 
ein Drittel der Beschäftigten in der Industrie von technischen 
Änderungen betroffen (für das Handwerk liegen keine entspre­
chenden Daten vor; die Verhältnisse dürften aber beim produ· 
zierenden Handwerk ähnlich sein). Etwa zwei Drittel der 8etrof· 
fenen werden innerbetrieblich umgesetzt, ein Drittel entlassen. 
Die externe Beschäftigungsbilanz {Einstellungen - Austritte} 
blieb aber in der Vergangenheit positiv, da aufgrund technischer 
Änderungen jährlich rund 2 Prozent der Beschäftigten eingestellt 
wurden. 
Auch die neueren statistischen Daten zeigen bisher keine Trend· 
bruche der Beschäftigung intolge der technischen Entwicklung. 
Trotz des Einsatzes der Mikroelektronik hat die Beschäftigung 
zwischen 1976 und 1981 in der 8undesrepublik .nicht, wie von 
manchen befürchtet, ab- sondern insgesamt zugenommen. 8erufe 
und Tätigkeiten im mechanischen Bereich haben trotz der 
Elektronik einen deutlichen Zuwachs zu verzeichnen. In den 
von der Informationstechnik betroffenen Berufen sind aber 
auch deutliche Verschiebungen erkennbar: Die Zahl der Elek­
triker hat stark zugenommen, aber auch die der Mechaniker, 
während die Zahl der Schlosser abgenommen hat. Die Zahl der 
in den Planun�s- und Laborberufen Beschäftigten (Ingenieure, 
Techniker, Meister) hat ebenf�lls überdurchschninl ich zugenom­
men. Im Bürobereich gab es im Zeitraum von 1976 bis 1980 
deutliche Zunahmen bei den Datenverarbeitungs-Fachkräften 
und bei den Bürofach· und den 8ürohilfskräften. Die Zahl der 
Rechnungskaufleute und Sekretärinnen, Schreibkräfte und 
Datentypistinnen hat dagegen abgenommen. 
Ober die Auswirkung der techniSChen Entwicklung auf die künf­
tige Beschäftigung bestehen kontroverse Meinungen. Kein For­
schungsinstitut erwartet jedoch eine Beschleunigung des Produk-
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tivitätsanniegs in den achtziger Jahren infolge der technischen 
Ent ..... lcklung; man rechnet vielmehr mit ck!r Beibehaltung des 
bisherigen Tempos. Von den Auswirkungen der Mikroelektronik 
wird allgemein erwartet, daß sie die V!I'langsamungstendenzen 
in anderen Bereichen ausgleichen. 
In den �ergangenen Jahren sind mehrere Untersuchungen in der 
Bundesrepublik Deutschland zum Themenbereich Atnwirkungen 
technolowscher Entwicklungen, insbesondere der Mikroelektro­
nik, erneIlt worden. Verallgemeinernd kann festgestellt werden : 
Durch die zunel'vnende Automatisierung werden, wie schon bis· 
her, we�ter, Einsparungen an Arbeiukräften im Produktions· 
bereich beim MaschinenbedieflullgS-, Wartungs-, lager- ...,d 
Transpartpel10nill und im Angestelltenbereich bHi Schreibkräf­
ten und bei Sachbearbeitern mit einfacheren Tätigkeiten erwar· 
tet. Mit einem zunehmenden Bedarf rachnet miln dagegen in den 
EinsaUbereichen: Installations·, Wartungsaufgilben, Meß· und 
Regeltechnik, Informationsverarbeitung sowie auf dem Gebiet 
des Management, der Beratung, der Forschung und Entwicklung. 
Die künftigen berufsstrukturellen Verschiebungen �ollzlehen 
sich dalar weitgehend dem bisherigen Trend gemäß. 
Allgemein wird durch die technische Entwicklung, vor allem 
durch die Mikroelektronik, auch eine Stagnation oder ein Abbau 
der Belegschaften in größeren Produktionseinheiten und eine 
ZUNhme in kleineren Betrieben erwartet. Fur den Zuwachs in 
kleineren Betrieben mit steigendem Bedarf an qualifizierten 
Arbeitskräften sprechen zum einen die Verschiebung der gesell· 
schaftlichen Bedurfnisse in hochentwickelttn Volkswirtschaften 
(wachsender Bedarf an Dienstleistungen und Leistungen des 
Handwerks als Folge der sich vel1tärkenden Trends zur Individu· 
alisierung der nachgefragten Guter und Dienste. aber auch als 
Folge der Energiekrisen) und %Um anderen die relative Verbilli· 
gung von technischen Ausrüstungen, welche der Gründung von 
kleineren Proouktionseinheiten mit schmalerer Kapitalbasis 
entgegenkommt. Daten aus den USA zu Ende der siebzIger Jahre 
belegen diese These; eine Ausweitung der Beschäftigung in der 
zweiten Hälfte der siebziger Jahre erfolgte lU 70 Prozent in 
Kleinbetrieben. Bei uns dürften die Verhiltnilse ähnlich sein. 
Die teehnilChe Entwidr.lung fUhrt auch zu einer zunehmenden 
Veränderung der Tätigkeitsprofile, in deren Folge Qualifikatioos· 
komponenten, wie z. B. Disponibilität, Systemdenken, Kommu· 
nikationsfähigkeit und dergleichen in den Vordergrund rücken 
und solche, wie z. B. manuelle Fertigkeiten, handwerkliches 
Geschick, Materialgefühl an Bedeutung verlieren. Aber auch 
faChspezifische Kenntnisse erfahren Änderungen. So wird z. B. 
durch das Vordringen der Mikroelektronik in vielen Metallberufen 
In zunehmendem Maße allgemeines Elektronikwissen verlangt. 
Nahezu unabhängig von Branche, Betriebsgröße lind Produktions­
art wird es zu einer noch steigenden Aufgabtnumverteilung von 
den stoffverarbeitenden hin zu den informationsverarbeitenden 
Tätigkeiten kommen. 
Die zunehmende Verbreitung der Mikroelektronik wird voralH­
sichtlich zu ähnlicher Funktionsteilung führen wie zwischen 
Knftfahrzeugfahrer und Kraftfahrzeugmechaniker infolge der 
lUnehmenden Motorisierung. Dabei braucht der Kraftfahrzeug· 
fahrer auch nicht spezielle "Motorkenntnisse" lU haben, um den 
Wagen lenken zu können. Die Mehrzahl der "Mikroelektronik­
anwender" sind im übertragenen Sinne Kraftfahrzeugfahrer. Sie 
benötigen neben technischen Grundkenntnilsen und einer �er­
breiteten AllgemeinbilduOQ sogenannte .. Problemlösungsqualifi· 
kationen" und erhöhte "UmfeldQualifikationen". Was damit 
gemeint ist. hat Staudt zutreffend in Analogie zum Automobil 
formuliert. Er führte aus, "daß ein Kraftfahrzeug·Reparateur 
nicht unbedingt die Kunst des Autofahrenl behernchen muR, 
und daR um!iekehrt d!l' Fahrer seinen Führerschein kaum durch 
einen Blick unter die Motorhallbe. sondern durch die Beherr­
schung von Fahrtechnik und Verkehrsregeln erwirbt, und die 
sinnvolle Nutzung der Technik vielmehr von Verkehrsregelung. 
Orts, und Straßenkenntni! abhängt als z. B. vom Know-how über 
die Einstellung des Zündzeitpunktes. Genauso wird die Anwen­
dung der Mikroelektronik nicht durch Festkörperphysik, Digitill-

technik und Informatik geformt werden, sondern durch anwen­
dungsf,ldspezifilChes Know-how, freilich bereichert um eine Art 
.Führerschein für Mikroelektronik'" [5]. 

3.2 T e c h n i s c h e  E n t w i c k l u n g  u n d  A u s b i l d u n g  
Die technische Entwicklung und die demit verbundene Kapital­
intensivierung der Arbeitsplätze und die für die Aufrechterhal­
wng der Wettbewerbsfähigkeit erforderliche Spezialisierung 
erschweren zunehmend die betrieblichen Ausbildung5bedingun­
gen. DiM gilt nicht nur für die Industrie, sondern in wachsendem 
Maße allch fur das Handwerk, allerdings unterschiedlich in den 
einzelnen Bereichen. Die Erschwernisse betreffen die Integration 
des Auszubildenden in den betrieblichen Arbeitsprozeß und die 
Vermittlung aller vor�schrieben8f'l Ausbildungsinhalte in einem 
Betrieb. Was man wegen deli komplizierten Vorganges oder 
wegen der hohen Kosten der Geräte nicht mehr .. vormachen" 
kann bzw. was gar nicht mehr im Betrieb vorkommt, kann auch 
niemand mehr durch "Zuschauen und Nachmachen" erlernen. 
Die Konsequenz daraus ist die AU$lagerung der Ausbildung aus 
dem Arbeitsprozeß. Die5en Weg gehen schon seit langem die 
meisten Großbetriebe (AlHbildung in lehrwerkstätten). Dieser 
Weg ist für das Handwerk nicht begehbar. Der Arbeitsplatz als 
lernort ist der Kern der handwerklichen Ausbildung. Ihn gilt es 
zu erhalten. Hier leistet die überbetriebliChe Ausbildung einen 
wichtigen Beitrag. Sie ist keine Konkurrenz zur betrieblichen 
Ausbildung, sondern sie ergänzt diese. Diese Ergänzungsfunk· 
tion wird nicht in Frage gestellt, wenn im Rahmen des Benacn· 
teiligtenprogramms der Bundesregierung einige Tausend Jugend: 
liche in überbetrieblichen AusbIldungsstätten voll ausgebildet 
werden. 
Die technische Entwicklung beeinllußt sowohl die zeitliche Folge 
als auch die inhaltliche Struktur der Ausbildung. 
Eine breite berufliche Grundbildung ist die Basis für die Anpas· 
sung an wechselnde berufliche Anforderungen im laufe eines 
Berultlebens. Eine anspruchsvolle, der beruflichen Grundbildung 
folgende Fachbildung ist die Voraussetzung für die Bewältigung 
der durch den technologischen Wandel hervorgerufenen steigen­
den Oullifikationsanfordenmgen. Sie muß auch eine längere 
Ausbildungsphase umfassen, nicht nur wegen der Aneignung von 
Spezialqualifikationen, sondern luch wegen des heute zuneh· 
mend geforderten Einübens von fachübergreifenden Qualifikatio· 
nen, wie z. B. Kreativität, planerisches Denken und dergleichen, 
die aber nur fachspezifisch, am Arbeitsobjekt vermittelbar sind. 
Gerade für die Vermittlung der zuletzt genannten Fähigkeiten 
sind die Vorteile der handwerklichen Ausbildung nicht zu über· 
""'0. 

Und wenn schließlich infolge des technischen Wandels die beruf· 
lichen Anforderungen sich ständig verändern, dann müssen auch 
die Angebote der beruflichen Weittrbildung mit diesen Verände­
rungen Schritt halten. Die berufliche Weiterbildung wird 8lJCh 
deshalb in Zukunft stärker gefragt sein, weil neue Techniken 
bzw. die daraus entstehenden Anforderungen erst nach einem 
längeren Prozeß der Technikdiffusion in die Avsbildung aufge­
nommen werden. Erst wenn ein Großteil der Betriebe das Neue 
übernommen hat, wird es luch zum Bestandteil der Erltausbil· 
dung und geht in die Berufsbilder und Prüfungsanforderungen 
nach §§ 25 Berufsbildun!J$gesetz bzw. Handwerksordnung ein. 
Oie Inhalte der beruflichen Weiterbildung und illre Veränderun­
gen geben daher auch wiChtige Signale fur künftige Veränderun· 
gen im Erstausbildungsbereich ab. 

Die Veränderung der Inhalte im Erstausbildungsbereich betrifft 
vorwiegend den Bereich der Kenntnisse und weniger den der 
Fertigkeiten. Zunehmend werden berufsübergreifende Kennt· 
nisse benötigt, l. B. bei Berufen, die mit Elektrotechnik und 
Elektronik zu tun haben. Auch die Anforderungen an das 
Abstraktionsvermögen steigen z. B. In der CNC-Technik, der 
Datentechnik. Ebenfalls Zli höheren Anforderungen an die 
kognitive Leistungsfähigkeit führt schließlich die Zunahme von 
überblicl!., bzw. System kenntnissen. So muß z. B. der Büro· 



186 L. Alex; Ausbildung und Fachkräftebedarf BWP 6/83 

maschinenmechaniker - auch heute, aber künftig noch mehr -
nicht nur Kenntnisse von Einzelgeräten haben, sondern auch 
einen guten überblick haben über die gesamte Bürotechnik und 
-organisation, zum Teil einschließlich der Betriebssysteme und 
der Software. 
Zusammenfassend läßt sich sagen: 
1) Einen globalen Fachkräftemangel gab es in der Nachkriegszeit 

nur in den BOer und zu Beginn der 70er Jahre. Dagegen 
herrscht bis in die Gegenwart ein Ungleichgewicht zwischen 
Ausbildung und Beschäftigung vor: Mangel an ausgebildeten 
Fachkräften in manchen Berufen bei gleichzeitigem Ober­
schuß in anderen. 

2) In der Zeit von 1980 bis 1990 verlassen etwa 6 Mio. frische 
Fachkräfte, Facharbeiter und Gesellen das duale System, 
2 Mio. aus dem Bereich des Handwerks . 
Unter Berücksichtigung der aus dem Erwerbsleben ausschei· 
denden Facharbeiter (Gesellen) und derjenigen Ausgebildeten, 
die eine weiterführende Ausbildung absolvieren, gibt es 1990 
rund 600 000 Facharbeiter mehr als 1980 (8,7 Mio.). Auch 
für den anhaltend hohen Bedarf an Facharbeitern dürfte 
dieser Zuwachs ausreichend sein. Dabei wird aufgrund der in 
der jüngsten Zeit noch zunehmenden Diskrepanz zwischen 
der Struktur der Ausbildung und der Beschäftigung von Fach· 
kräften ein steigender Anteil von Ausgebildeten nicht im 
erlernten Beruf tätig sein können. 

3) Die quantitative Herausforderung an die betriebliche Ausbi l­
dung wird infolge der hohen Schulabgängerzahlen und des 
zugunsten der dualen Ausbildung veränderten Ausbildungs· 
verhaltens der Jugendlichen bis Mitte der 8Der Jahre anhalten. 
Von den Engpässen am Ausbildungsstellenmarkt sind Mäd· 
ehen besonders betroffen. Zwei Drittel der 50 000 unvermit­
telten Bewerber am 30. 9. 1 983 sind Mädchen, die Mehrzahl 

davon mit guten Schulabschlüssen (fast 60% mit mittlerer 
Reife oder darüber). Hier muß auch das Handwerk mit 
einem Anteil von nur 22 Prozent weiblicher Auszubildenden 
viel Versäumtes nachholen. 

4) Weder in der Beschäftigun9 noch i n  der Ausbildung führt die 
technische Entwicklung zu Brüchen: 
Neue Techniken verbreiten sich in der Regel schrittweise in 
überschaubarem Rahmen. Sie erschweren aber in wachsen­
dem Maße auch für das Handwerk die Ausbildung am Arbeits­
platz und die Vermittlung aller vorgeschriebenen Ausbildungs­
inhalte in einem Betrieb. Hier leisten die überbetrieblichen 
Ausbildungsstätten und neue kooperative Organisationsfor· 
men, wie z. B. der Ausbildungsverbund, wesentliche Hilfen. 
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Ute Laur-Ernst 

Zur Vennittlung berufsübergreifender Qualifikationen. 

Od er: Warum und wie lernt man abstraktes Denken? 

Die Probleme einer Berufsbildung, die eng fachspezifisch aus· 
gelegt ist, werden zunehmend anerkannt. So wird vermehrt nach 
Wegen gesucht, um berufliche Bildung breiter und langfristig 
verwertbar zu gestalten - auch im Sinne einer besseren Förde· 
rung der jugendlichen Persönlichkeit insgesamt. Doch die 
Kombination einer fachspezifischen mit einer allgemeinberuf· 
lichen Qualifizierung wirft eine Reihe bildungstheoretischer und 
didaktischer Fragen auf, die bisher kein9$falls hinlänglich geklärt 
sind, teilweise sogar eher durch kurzschlüssige Lösungsansätze 
zugedeckt werden. In einem neuen Forschungsprojekt zur Ent­
wicklung von Ausbildungsmitteln im Bereich der CNC-Technik 
versuchen wir, hier ein Stück weiterzukommen [1]. 

Gründe für eine breitere Qualifizierung 

Die Problematik beginnt bereits damit, daß das Plädoyer für eine 
umfassendere Berufsbildung sehr unterschiedlich motiviert ist; 
es werden mit ihr divergierende Zwecksetzungen Verfolgt. Was 
den einzelnen dazu bewegt: sich für sie einzusetzen, hat nai:ür· 
lieh einen Einfluß auf Auswahl und Definition der zu vermitteln­
den lJbergreifenden Fähigkeiten. Es bestimmt letztlich, was kon­
kret unter Kooperations- und Kommunikationsfähigkeit, unter 
Selbständigkeit, Flexibilität und VerantwortungsbewußtSein, 
unter abstraktem. funktionalem oder System·Denken verstanden 
und in der Ausbildung gelernt wird. Deshalb gilt es, sich zunächst 
die Ursachen für die Umorientierung in der Berufsbildung und 
im weiteren die Verwertungsabsichten flJr beruhübergreifende 
Qualifikationen bewußt zu machen. Hinsichtlich der Ursachen 
lassen sich grob drei Sachverhalte unterscheiden: 

die aktuelle technische Entwicklung (Mikroelektronik) und 
ihre arbeitsorganisatorischen Konsequenzen, 

das wachsende Problem, den Oualifikationsbedarf über größere 
Zeiträume zu prognostizieren und 

die Forderung, Berufsbildung als einen auf die Gesamtpersöo· 
lichkeit gerichteten Bildungsprozeß zu begreifen. 

Zum ersten, derzeit wohl wirkungsvollsten Moment: Die Verbrei· 
tung der Mikroprozessortechnik in der Arbeitswelt führt erneut 
drastisch vor Augen (was eigentlich jeder weiß, sich aber nicht 
immer klar macht). daß ein über lange Zeit effizientes Fach· 
wissen und Können plötzlich an Bedeutung verliert. Eindrucks­
volle Beispiele hierfür sind die Drucker und Setzer, die Büro· 
und Verwaltungsangestellten und eben auch die Facharbeiter an 
Werkzeugmaschinen, um die es in unserem Forschungsprojekt 
geht und deren Tätigkeit und Oualifikationsprofil sich erheblich 
im Zuge einer konsequenten Nutzung der CNCTechnik wandeln 
werden. Das bisher vom Metallfacharbeiter erwartete und in der 
Ausbildung "trainierte" handwerktich-technische Geschick wird 
dann weniger gebraUcht, dagegen z. B. die Fähigkeit, Arbeits· 
zusammenhänge Im ganzen zu begreifen, umsichtig zu disponie­
ren, Arbeitsabläufe aufzugliedern und zu programmieren [2]. 
Das Arbeitshandeln des Drehers, Fräsers oder Werkzeug­
machers verändert sich durch die neue Technik und ihre arbeits­
organisatorischen Auswirkungen in  starkem Maße, und es wird 
- betrachtet man die sich abzeichnende technische Weiterent­
wicklung - in der Zukunft erneuten Veränderungen unterliegen. 
Der Glaube an die Zuverlässigkeit und Dauerhaftigkeit eines 
einmal erworbenen Spezialwissens ist in der letzten Zeit erschüt­
tert worden. 

Die Hinwendung der Berufsbildung auf übergreifende Qualifika­
tionen hängt auch mit einem typischen Folgephänomen der 
Mikroelektronik zusammen, nämlich der Annäherung bisher sehr 

unterschiedlicher Berufstätigkeiten auf der Ebene 
·
des "Werk­

zeuggebrauchs". Hatte früher jeder Beruf seine speziellen Werk­
zeuge, deren sachgemäße Handhabung den Betreffenden als 
Fachmann auf seinem Gebiet auswies, so verbreitet sich jetzt 
mehr und mehr der Computer als universelles Werkzeug. Seine 
Bedienung unterscheidet sich formal kaum, egal ob mit ihm ein 
chemischer Prozeß, ein Transportsystem oder eine Werkstliek· 
bearbeitung gesteuert wird. 
Die tendenzielle Angleichung der Arbeitsmittel läßt aber keines· 
wegs den Schluß zu, man brauche künftig nur noch "Computer· 
Bediener" auszubilden, die einzig und allein den Umgang mit 
elektronischen Rechnern beherrschen, aber nichts von der Sache 
verstehen. Eine derartige Interpretation des Begriffs "berufsüber· 
greifend

" 
steht im krassen Widerspruch zu der angestrebten 

Verbesserung der individuellen Lebens- und Arbeitschancen 
durch eine breitere Ausbildung. Produktiv sinnvoll und subjektiv 
befriedigend kann nur der mit dem Computer arbeiten, der für 
die zu lösenden Aufgaben inhaltlich kompetent ist. Er ist auch 
nur in der Lage, die Möglichkeiten dieses neuen Arbeitsmittels 
auszuschöpfen und die sozialen Konsequenzen seines Einsatzes 
abzuschätzen. 

Mit der Computerisierung der Arbeitswelt wird die ursprünglich 
direkte Beziehung des Facharbeiters zum Produktionsprozeß 
und den materiellen Dingen seines Tuns aufgelöst. Er geht nicht 
mehr nur mit den Maschinen und Werkzeugen selbst um, son­
dern zunehmend mit den Zeichen und Symbolen, die sie reprä­
sentieren. Damit erhält das Arbeitshandeln für ihn eine andere 
psychische Oualität; zugleich nähert es sich in seiner Struktur 
dem Tätigsein in anderen Wirtschaftsbereichen an. So rücken 
viele Berufe infolge der technischen Entwicklung näher zusam­
men. War z. B. die Elektronik für den Metallarbeiter bisher über­
haupt kein Thema, so operiert er nun mit ihrer Hilfe an der 
CNC·Werkzeugmaschine. Hat sich andererseits der Elektroniker 
bisher kaum um Werkzeugmaschi nen gekümmert, so wird er sich 
jetzt zwecks Wartung und Reparatur mit ihnen befassen. Kom­
munikation und Kooperation über die bestehenden Berufs(feld)· 
grenzen hinweg werden notwendiger. Ein überlappendes, tradi­
tionelle Kompetenzschneidungen überwindendes Wissen wird 
gebraucht. Damit ist eine weitere Säule eines auf Abgrenzung 
bedachten Berufs· und Ausbildungsdenkens ins Wanken geraten. 

Doch der aktuelle technisch-organisatorische Wandel ist nicht 
allein für die Rückbesinnung auf grundlegende, fachunspezifi­
sehe Fähigkeiten als Gegenstand beruflicher Bildung ausschlag· 
gebend. Hinzu kommt die wachsende Schwierigkeit, wenn nicht 
sogar die Unmöglichkeit für das Beschäftigungssystem, seinen 
künftigen Oualifikationsbedarf hinlänglich spezifiziert und exakt 
anzugeben. Die Qualifikationsforschung bestätigt diese Unfähig­
keit zur Formulierung längerfristiger Prognosen [3]. Deshalb 
besteht die Tendenz, sich "offener" zu halten. Man will sich 
nicht mehr qualifikatorisch im einzelnen festlegen, um besser 
auf bereits zu erkennende, aber auch auf noch nicht vorherseh­
bare Veränderungen in den Qualifikationsanforderungen reagie­
ren zu können. Der heute ausgebildete Spezialist kann morgen 
überflüssig werden; aiso ist die bisher verfolgte Ausbildungs­
strategie zu überdenken. Infolge der verminderten Festlegbarkeit 
der betrieblichen Anforderungen entstehen "weiße Flecke

" 
im 

Berufsbildungsbereich. In diesem Zusammenhang kommt der 
Frage nach der inhaltlicben Auslegung und Zweckbestimmung 
der berufsübergreifenden Fähigkeiten hohe Bedeutung zu. 
Welche Vorstellungen sich dabei durchsetzen, entscheidet auch 
darüber, inwieweit die Beruhbildung die von ihr seit den 



188 U. Lauf-Ernst; Zur Vermittl ung berufsüb&rgreifender Oualifikationen BWP 6/83 

70er .hhren erwarteten pef5önliehkeiubezogenen und gesamt­
gesellschaftlichen Bildungsaufgaben künftig tatsächlich wahr­
nehmen wird. Es ist zwar "in Umdenken bezUglich des Ver­
ständnisses beruflicher Bildung in Gang gekommen, aber bisher 
ist es kaum in die Bildungswirklichkeil umgeslltzt worden; die 
spezialisierte Fachausbildung hatte eindeutig den Vorrang. An­
gesichts des verändenen Szenariums ergeben sich nun jedoch 
ntue Ansätze und Möglichkeiten. 
AUe drei hier kurz angesprochenen Entwicklungen der letzten 
Jahre haben ihren Anteil an der Forderung nach einer breiteren 
Berufsbildung; aber sie fitlren nicht zu d&nselbeo SchluSfolge­
rungen. Oai heißt: Obgleich die Vertreter unterschiedlichet' 
gesellschaftlicher Interes5eflgfuppen teil_ise dasselbe Vokabular 
zur Benennung der neuen Sildur.guiele Y1Irwenden, bedeutet 
das nicht zwangsläufig Übereinstimmung in der Sache [4). Die 
mit der erweiterten Serutsbildung verfolgten Zwecke und damit 
die inl1altlicl1e Auslegung der Sildungsziele umfassen ein beacht· 
IIcl1es und In sich unverträgliches Spektrum, was folgende Bei· 
spiele belegen: 
1 )  Einige versprechen sich dilvon hauptuicl1lich die breitere Ein· 

setzbarkeit des Facharbeiters, und zwar eucl1 an solchen 
Arbeitsplatzl!n, die bisher Uno oder Angelernte eingenommen 
haben, für die also kein bHuoderes Fachwissen erforderlich 
ist (5). Ein Mehr an allgemeinberuflicher, wliaier Qualifizie· 
rung würde in diesem Fall in einer emöhtan Wahrscheinlich· 
keit, später dequalifizierende Tätigkeiten ausiiben Z\J müssen, 
enden. 

2) Im Gegensatz dazu steht die auch von uns vertretene Auffas· 
sung, daß der Facharbeiter VOll morgen tatsächlich vielfältiger. 
und allgemeiner qualifiziert werden muß, wenn er seine bis· 
her anerkannte Funktion und Position In der Arbeitswelt 
zumindest beibehalten will und seine persönliche Situation 
verbessert werden soll. Nicht die Einengung seines Handlungs· 
feldes, sondern dessen Ausbau .teht an und damit eine inten· 
sivere Entwicklung des individuellen Denk· und HandlunQ5' 
potentials wahrend der AuSbildungszeit. 

3) Einen wiederum anderen Akzent erhal1en die berufsübergrei· 
ftnden Fähigkeiten, wenn die gesell$Chlfupoiitische Emanzi· 
pation des lDhnarbeiters im Voroorgrund steht, wenn es 
primär darum geht, seine aktive Mitbeslimmung an den Zielen, 
Inhalten und Bedingungen der Arbeit im Rahmen gewerk· 
SChaftlicher Interessenvertretung in der Ausbildung vorzu· 
bereiten [6]. 

Diese drei exemplarisch genannten Zwecksttlungen machen 
deutlich: Selbständigkeit ist eben nicl1t gleich Selbständigkeit. 
Problemlösungsfähigkeit kann vieles heißen. Kooperation läßt 
sich vielfiltig etAlegen. Äbst,..ktle$ Dtnken kann auf untel'$Chied· 
lichem Niveau und in bewg .uf verschiedenste Inh.lts gelernt 
werden. Aufgrund dieset' Uneindeutigkeit muß am Anfang jedI!s 
prakti5Chen Ausbildungshandelns und ebtnso zu Beginn der 
Entwicklung von Ausbildungsmitteln die Frage stehen: Im Hin· 
blick worauf soll der Jugendliche eigentlich selbständig, entschei· 
dungsfähig, sozialkompetent oder flexibel werden? Mit welchem 
Ziel sol! er abstrakt denken oder Wechselwirkungen und Zusam· 
menhänge erkennen? 
Hier geht 8$ nicht allein um die Klärung dtr jeweils verfolgten, 
lber nicht immer ausgesprochenen weiterreichl!nden subjekt· 
bezogenen, politischen oder ökonomischen V,rwertungRIbsich· 
ten factllmsJ)ezifischer Qualifikalionm. Die BeantwortlXlg dieser 
Frage ist gleichermaßen notwendig. um brat.dlbare Orientierun. 
gen für didaktisches Handeln zu schaffen. 

Prbisierung Iltgemeinberuflicher Oualifikltionen 

Wie wichtig eine solche inhaltliche Prözlsierung ist, hat nicht zu· 
letzt die Reformdiskussion gezeigt. Mit höchst ilbstrakten Begrif· 
fen kinn in der realen Situation von Unterricht und Ausbildung 
nichts bewegt werden. Die neuen BlldlJngsztele müssen für lehrer 
und Al,I$bilder eine handlunglillteflde Bedeutung erhalten, die 
übrigens ein viel höheres Maß an lerntheorttischer Analyse der 

in den Zielen enthaltenen Anforderungen voraussetzt als bisher 
üblich. 
Deshalb wäre auch fur den Praktiker nichts gewonnen, wenn 
nun für die Berutsbildung generell oder für die einzelnen Berufs· 
felder grundsätzlich festgolegt werden würde, was z. B. unter 
Kooperativität, Flexibilität oder Planungsfähigkeit bezogen auf 

"den" Facharbeiter zu verstehen sei. Man würde bei dieser 
Bestimmung wiederum zu allgemein bleiben, um von daher 
didaktische leitlinien entwickeln zu können -abgesehen davon, 
daß normative Setzungen keine Handlungstheorien enthalten ; 
atA ihnen "nein also grundsätzlkh keine Methoden und Vor· 
geh8f'lSweisen "abgeleitet" werden können. 

Die inhaltliche Prazisierung berutsübergr1lifendlf Qualifikatio­
nen muß sich - so pafadOIl daS klinlJlfl mag - zunächst am 
sp8J:ifi.chen Arbeitsbereich eines SerufM orientieren; er bildet 
den inhaltlichen Bezugsrahmen l'1. Das Allgemeine (Berufs· 
übergreifende) ist im Speziellen (Berufnpezifischen) aufgehoben 
und gewinnt dort Realität. Die "Kunst" der Ausbildung liegt 
nun darin, die mittels typischer Situati onen, Probleme und 
Gegenstände des jeweiligen Arbeitsfelckls konkretisierten Quali· 
fikatlonen so zu vermitteln, daß il1re übergeordnete Bedeutsam· 
keit vom Lerner erkannt und tUr stin berufliches Handeln und 
Planen genutzt werden kann. 
Berufliche Bildung verliert lulgrund der Einbeziehung Übergrei· 
fender Qualifikationen also nicht den Praxisbezug. Sie Yefbindet 
und int�iert die auf einen definierten ArbeiUbet'eich ausgelegte 
Oualifizierung mit einer umflssendertn Ausbildung des Denk· 
und Handlungspotentials. Ob lelztere tatsächlich stattfindet, 
hangt jedoch in entscheidendem Maße von den übergeordneten 
Zielen einer Bildungsmaßnahme ab. Veranschaulichen wir uns 
diesen Sachverhalt an einem Beilpiel: dem abstrakten Denken, 
das im ZLlSammenhang mit der CNC·Technik jetzt auch vom 
Metallfacharbeiter erwartet wird. Was heißt in diesem Fall 
,.abstriktes Denken"? 
Kommt man allein von der technischen Seile her und interessiert 
in erf;ler Unie die rasche Nu(zung der neuen Maschinen, dann 
reduziert sich das von ihm zu vollziehende abstrakte Denken auf 
die Anwendung VOf'I Programmierkennlnissen. Der Jugendliche 
lernt einen spezielll!n Code und einiees über den Aufbau und die 
Struktur von Programmen fi.ir CNC·Maschinen. Worin liegt hier 
seine Höher· oder Allgemeinqualifizierung, die fast autDmatisch 
unterstellt wird, wenn von abstrektem Denken die Rede ist? Silt 
ist schwtrlich auszumachen. Denn das lernen eines aus insgesamt 
wenigen Zeichen bestehenden Codes sowie der ProlTammier' 
und EIngaberichtl inien vermittelt keine weitergehenden Einsich· 
ten, bringt keine nauen Erkenntni$Sfl. Es dient lediglich der 
Bedienung von CNC·Maschinen. Das ist durchaus wichtig, unter· 
scheidet sich aber nicht von der bisherigen Ausbildung; es findet 
die übliche Anpassung In die vorherr1Cheode Technik statt. 
Weder eir.e breitere noch eine langfristig verwertbare Qualifizie' 
rung wird damit erreicht. 
Nun ließe sich einwenden: Entscheidend für die Handhabung 
von CNC·Maschinen sind nicht so sehr Programmierkenntnisse, 
sondern die Fähigkeit, einen Bearbeitungsvorgang vollständig 
und detai lliert vorab durchzuplanen. Darin liege das Neue und 
Übergreifende. Hat der Facharbeltor an der konventionellen 
Werkzeugmaschine bisher einfach "drluf los

" 
gefertigt? Sicher 

nicht: Auch er h�t du Ziel sein" Handeins antizipiert, die 
Rahmenbediogungen gepruft, dementsprechend im Kopf einen 
Plan aufgestellt, ihn Schritt für Schritt praktisch·handwerklich 
erprobt und dabei seinen Handlungsentwurf optimiert. Vieles ist 
für ihn nach einiger Zeit Routine geworden, aber zunächst mußte 
auch er bewuRt planerl. Qhna Planung in effektives, etwas kom· 
plellerti Handeln nicht möglich 18J. 
Neu filr das Arbeiten an CNC·Maschlnen ist demgemäß nicht, 
daß ilberhaupt (abstrakt) gedacht und geplant wird. Das Ausmaß 
der "rein" gedanklichen, vom materiellen Prozeß abgehobenen 
Tätigkeit hat sich vergrößert. Die kognitive Repräsentation des 
Handeins an der CNC·Mascl1ine erfolgt vermehrt über alpha· 



BWP 6/83 U. Laur-Ernst; Zur Vermittlung berufsübergreifender Qualifikationen 189 

numerische Zeichen und Symbole, weniger über Handlungs­
elemente und anschauliche "Abbilder". Die Loslösung vom 
gegenständlichen Denken ist jedoch für den 16- bis 19jährigen 
Jugendlichen an sich nichts Außergewöhnliches. Bereits beim 
Erlernen der (natürlichen) Sprache in einer weit früheren Lebens­
phase hat er begonnen, in einer ersten Stufe abstrakt zu denken 
[9]. Damit soll nicht in Abrede gestellt werden, daß das CNC­
spezifische, differenzierte und notwendigerweise sehr sorgfältige 
Vorausplanen der Werkstückbearbeitung ohne kurzfristige prak­
tisch-empirische Rückkopplung für manchen seine Schwierigkeit 
hat - nach den bisherigen Erfahrungen jedoch weniger für den 
Jugendlichen als für den langjährig an konventionellen Maschi­
nen tätigen Facharbeiter mit festgefügten kognitiven Strukturen 
und Gewohnheiten. 
Es stellt sich im weiteren die Frage, ob diese an den CNC­
Maschinen zu leistende "abstrakte Arbeit" als berufsübergrei­
fend eingestuft werden kann, ob sie die Denk- und Handlungs­
fähigkeit des Facl1arbeiters grundsätzlich in nennenswert,em 
Grade fördert. Zweifelsohne stellt sie eine Verbesserung gegen­
über dem Bedienen von NC-Maschinen dar, das sich in Hand­
langertätigkeiten erschöpft. Aber lassen sich die mit der CNC­
Technik erworbenen Kompetenzen auch für die Bewältigung 
anderer Aufgaben nutzen? Tragen sie zur Selbständigkeit oder 
Flexibilität des Facharbeiters bei? Daran muß aufgrund ein­
schlägiger kognitions- und lerntheoretischer Erkenntnisse und 
Befunde gezweifelt werden. Solange sich die Arbeit des Drehers 
oder Fräsers auf die Bedienung einer einzelnen Maschine be­
schränkt, egal ob sie konventionell oder computergesteuert ist, 
bleibt er der schmal ausgebildete Spezialist. Solange sein abstrakt­
planendes Tun an die festgefügten Merkmale von Maschinen 
gekoppelt ist, wird es nach kurzer Zeit zur bloßen Anwendung­
eines sich immer wiederholenden Algorithmus erstarren. Von 
einer breiteren Qualifizierung kann also nicht die Rede sein. Sie 
setzt zumindest eine "horizontale" oder aber eine "vertikale" 
Erweiterung des Handlungsspielraumes voraus. 
Horizontal erweitert wird eine Ausbildung, indem sie ein brei· 
teres Spektrum an strukturell und inhaltlich vergleichbaren 
Aufgaben abdeckt (z. B. der Facharbeiter lernt gleichermaßen 
das Drehen und das Fräsen). Die vertikale Verbreiterung schließt 
Tätigkeiten ein, die den bisher üblichen Arbeitsaufgaben direkt 
vor- oder auch nachgeschaltet sind, aber häufig nicht vom Fach· 
arbeiter ausgeführt werden. Hier ist beispielsweise an planende 
und organisierende Aufgaben, die sich auf komplexere Arbeits· 
zusammenhänge beziehen, zu denken. Um eine Baugruppe 
- nicht ein isoliertes Einzelteil - selbständig in  einem Team zu 
fertigen, braucht der einzelne einen überblick und konkrete 
Kenntnisse über das gesamte in Frage stehende Arbeitsfeld mit 
den verschiedenen Teilaufgaben (nicht nur über ,,seine" Ma­
schine) und ein Hintergrundwissen über die funktionalen, kau­
salen und sozialen Zusammenhänge und Abhängigkeiten, die es 
bestimmen und die bei der Planung und Ausführung der Arbeit 
zu berücksichtigen sind. 
Der Facharbeiter muß also "hinter die Dinge schauen", um sie 
ziel- und sachgerecht handhaben und um neue, bessere Lösungen 
finden zu können. "Klebt" er an den sichtbaren Gegenständen 
und vorgefundenen Bedingungen, dann ist ein flexibles, die 
aktuelle Situation überschreitendes und weiterdenkendes Han­
deln oder eine Nutzung der Kompetenz für andere Arbeitsauf­
gaben nicht möglich. Die Förderung eines abstrakten Denkens in 
diesem Sinne würde zu einer umfassenderen Qualifizierung bei· 
tragen. Wie läßt sie sich in der Ausbildung realisieren? 

Zur didaktischen Umsetzung 
Im Rahmen unseres Projektes gehen wir u.a.  dieser Frage nach, 
um die neuen Ausbildungsmittel zur CNC·Technik auch im 
Hinblick auf die Vermittlung übergreifender Qualifikationen zu 
gestalten. Dabei geht es uns neben der Weiterentwicklung des 
abstrakten Denkens um das Lernen eines selbständigen und 
kooperativen Arbeitshande!ns. Aber diese nur einen kleinen 
Ausschnitt der Metallfacharbeiter·Ausbildung abdeckenden Aus-

bildungsmittel sind natürlich von begrenzter Wirksamkeit - ins· 
besondere, wenn sich das Ausbildungsumfeld nicht ändert. Die 
berufsübergreifenden Fähigkeiten müssen - will man sie ernst· 
haft fördern - Ietrtlich in Unterricht und Ausbildung denselben 
Stellenwert erhalten, wie die bisherigen fachspezifischen Lern­
ziele. Sie lassen sich nicht "nebenbei" erwerben, sondern sollten 
ein ausdriicklicher, auch für den Jugendlichen erkennbarer Lern· 
gegenstand sein. Demgemäß reicht es nicht aus, punktuell Kon­
zessionen an die neuen Bildungsziele zu machen und auf 

"
posi­

tive Nebeneffekte" nur leicht veränderter Ausbildungssituatio­
nen zu hoffen. Die Realisierung dieser Ziele hängt mit davon ab, 
daß sie zu einem wichtigen Thema tür Lehrer, Ausbilder und 
Lerner werden, das jedoch nicht abgehoben, gar in gesonderten 
Fächern behandelt wird, sondern im Kontext des jeweiligen 
beruflichen Arbeitsfeldes. 
Um bei unserem Beispiel , dem abstrakten Denken, zu bleiben, 
heißt das: Die häufig vertretene, aber umstrittene Auffassung, 
durch ein Mehr an Theorie oder speziell an Mathematik in der 
Berufsbildung sei abstraktes Denken am besten zu fördern, teilen 
wir nicht. Ziel kann es nicht sein, dem Facharbeiter abstraktes 
Denken "als solches" oder in einem für ihn nicht relevanten 
Gegenstandsbereich zu vermitteln. Vielmehr 5011 es an den 
Dingen und Situationen (weiter-)entwickelt werden, die für sein 
berufliches Handeln - und das beschränkt sich nicht auf die 
Erledigung von Arbeitsaufgaben - konstitutiv sind. Nur dann 
kann er es auch für die Bewältigung der auf ihn zukommenden 
Probleme nutzen. Der Begriff abstraktes Denken ist zu eng aus­
gelegt, wenn dabei nur an den Umgang mit Ziffern und Zeichen 
oder das Lernen mathematischer Operationen gedacht wird. Er 
umfaßt das Erkennen von Beziehungen zwischen den Dingen, 
von Wechselwirkungen und Zusammenhängen sowie das Ent­
wickeln von Plänen, Strategien, Hypothesen und über den Ist· 
Zustand hinausgehenden Vorstel lungen. In diese Richtung weist 
die Konzeption der von uns zu entwickelnden Ausbildungsmittel. 
Wenn allgemeinberufliche Fähigkeiten, wie in unserem Projekt 
intendiert, im Kontext berufispezifischer Inhalte vermittelt 
werden sollen, wie ist dann ihre spätere breitere Nutzung mög­
lich? Ist dieses Vorgehen nicht in sich widersprlichlich? Dazu ist 
zweierlei zu sagen: Die Förderung einer übergreifenden Fähigkeit 
bedeutet nicht den Erwerb einschlägiger "universeller" Kompe­
tenz. Wenn jemand gelernt hat, einen Fertigungsprozeß selbstän­
dig zu organisieren, dann ist er deshalb nicht gleichermaßen in 
der Lage, den Warenversand oder die Lagerhaltung zu organisie­
ren. Aber er verfügt über Denkmuster und Handlungsstrukturen, 
die ihm - in Verbindung mit dem erforderlichen neuen Fach­
wissen - die übernahme einer solchen Aufgabe erleichtern kön­
nen. Diese Geltungseinschränkung ist der eine Punkt. Der zweite 
bezieht sich auf das didaktische Vorgehen. Werden die allgemein 
relevanten Qualifikationen nur eng an einige wenige Aufgaben 
gekoppelt vermittelt, dann wird ihre generelle Bedeutsamkeit 
für berufliches Handeln für den Lerner oft nicht erkennbar; er 
interpretiert sie als aufgabenspezifisch. Deshalb müssen in der 
Ausbildung möglichst vielfältige Gelegenheiten zur Erprobung 
der allgemeinen Fähigkeiten geschaffen werden. Die konkreten 
Erfordernisse für eine effektive Zusammenarbeit oder Arbeits­
planung in Situation A können anders aussehen als in Situa­
tion B; dennoch gibt es Gemeinsames. Dieses ist genauso heraus· 
zuarbeiten wie das Besondere, Aufgabenspezifische. Darüber 
hinaus sind die Beziehungen zwischen einer bestimmten Vor· 
gehensweise und der jeweiligen Aufgabenart sowie den Rand­
bedingungen ihrer Durchführung bewußt zu machen, um dem 
Jugendlichen Orientierungs· und Strukturierungshilfen für eigen­
ständiges Handeln zu geben. 
Das berührt einen weiteren methodischen Aspekt, und zwar den 
Wechsel zwischen Information und praktischem Tun, zwischen 
Erkennen und Verstehen sowie An'.·.·endung des Erkannten. Die­
ser Wechsel muß im Hinblick auf die allgemeinen Fähigkeiten 
genauso stattfinden wie bei der fachspezifischen Ausbildung. 
Dabei kommt der begleitenden und nachträglichen Analyse des 
individuellen oder gemeinsamen Handeins eine wichtige Funk-



190 R. Kwetkus; Partizipation von Auszubildenden BWP 6/83 

tion zu, denn oft bringt erst die kritisch-konstruktive Aufarbei­
tung des Erfahrenen den gewünschten Lernfortschritt und nicht 
das Tätigsein als solches. In sie sollten delnn auch allgemeine 
Erkenntnisse sowie alltagstheoretische Einsichten zu dem jewei­
ligen berufsübergreifenden Thema einfließen. Wer effektives 
Planen lernen soll, muß etwas über Planung erfahren; wer koope­
rieren soll, muß wissen, wovon eine erfolgreiche Zusammenarbeit 
abhängt, welche Probleme auftreten und wie sie gelöst werden 
können. 

Bei alledern ist zu bedenken, daß die Jugendlichen bereits in 
anderen sozialen Zusammenhängen und bezogen auf andere 
Ziele und Inhalte die hier "allgemeinberuflich" genannten Fähig· 
keiten mehr oder weniger gelernt haben, daß also ein - wenn· 
gleich sicher sehr unterschiedlich entwickeltes - einschlägiges 
Qualifikationspotential vorhanden ist. Daran kann und sollte 
angeknüpft werden. Das ist zwar eine pädagogische "Binsen· 
weisheit

"
, die aber praktisch oft übersehen oder lediglich als ein 

Anknüpfen an den gerade vorher behandelten Stoff ausgelegt 
wird. Das aber reicht nicht aus. Es gilt, die bisher erworbenen 
Denk· und HBndlungsstrukturen, die Deutungsmuster, Orientie· 
rungen und_ Ziele der Jugendlichen bewußt aufzugreifen und sie 
im Sinne einer umfassenden Berufsbildung auszuformen und 
weiterzuentwickeln. 
Damit sind einige Grundsätze flir die Förderung allgemeiner 
Fähigkeiten benannt, die wir bei der Ausgestaltung der neuen 
Ausbildungsmittel zur eNC·Technik umzusetzen versuchen. Da· 
mit sind jedoch bei weitem nicht alle lerntheoretischen und 
didaktischen Probleme gelöst. Die Erprobung und empirische 
Untersuchung der Übungsunterlagen in  der betrieblichen Aus· 
bildung werden überdies zeigen [10], inwieweit es gelingt, auf 
diesem WllglI zu einer berufsübergreifenden Qualifizierung des 
Facharbeiters beizutragen. 
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des Hlndelns, Pliine und StrUkturen da. Vtrhaltln.··. Stungan 
1973 oder Hacker, W.: "Allgemeine Arbeits· und Ingenieurpsvcho· 
logil". aerlin 1978. 

(9) Ptaget, J.: "Theorien und MIthoden der modernen Erziehung", 
FrilnkfurtfM. 1918. 

[10J Die Erprobung der bisher erstillten neuln Ausbildungsmtttel 
("Einführung in die CNC·Technik. Grundlagen in 7 Übungen"l 
beginnt Ende 1983; erste Ergebni .. e werden im Frühjahr 1984 
ausgewertet. 

BIBLIOGRAPHIE - einige literCitur zum Thema -

LAUR·ERNST, U., u. CI.: Qualifizierungs konzept für das Ar· 
beite" mit CNC·MClschinen im Rahmen der Erstausbildung 
für Metallberufe. Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.): 
Berlin 1982 (Berichte zur beruflichen Bildung. Heft 47) 
GRÜNEWALD, U., u.a.: Qualifikationsforschung und beruf· 
liehe Bildung. Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.); 
Berlin 1979 (Tagungen und Expertengespräche zur beruf· 
lichen Bildung, Heft 2, S. 33 ff.) 
HENNINGES, H. von: Entwicklungstendenzen in der Be­
schäftigung und Ausbildung von Facharbeitern. In: Deutsche 
Berufs· und Fachschule, 74. Band, 1978, Heft 1 ,  S. 17-21 
LEMPERT, W.: Berufliche Bildung al� Beitrag zur gesell· 
schaftlichen Demokratisierung. Frankfurt 1974. Ders .: 
Technische und soziale Handlungsfähigkeit und Handlungs· 
bereitschaft. In:  Zeitschrift für Pädagogik, 1978, Heft 3, 
S. 447-465 oder W. Fricke: Berufliche Bildung und gesell· 
schaftliche Hand[ungsfähigkeit, Bonn·Bad Godesber-g 1981 
{verviel. Manuskript> 

Auszubildenden in Betrieb und Schule 

Vor dem Hintergrund der Disku$Sion um die ,,staCitsVerdrossen· 
heit" oder 

"
politischen Apathie" eines Teiles der Jugend in der 

Bundesrepublik Deutschland kommt Arbeiten zur politischen 
Partizipation von Jugendlichen eine besondere Bedeutung zu. In 
diesem Beitrag soll für die Gruppe der Auszubildenden unter· 
sucht werden, welche konkreten Mitbestimmungsmöglichkeiten 
in ihrIIm Ausbildungs" .AlItag" bestehen, wobei typische Pro· 
bleme der Partizipation dieser Jugendlichen an den sie betref· 
fenden Entscheidungen in Betrieb und Berufsschule erarbeitet 
und einige Ursachen und Lösungsmögl ichkeiten aufgezeigt wer· 
den sollen. 

Bedeutung ulld Funktionen 
der Partizipation von Auszubildenden 

Auszubildende bilden in der Bundesrepublik Deutschland die 
Mehrheit der Jugendlichen unter 1B Jahren. In krassem Gegen· 

satz zu ihrer Zahl steht die relativ geringe Beachtung ihrer per· 
sönlichen Situation am Ausbildungsplatz, die gerade im Hinblick 
auf den PartizipCltionsaspekt ihre tCltsächliche Lage kaum ins 
öffentl iche Bewußtsein rücken läßt. 
Zu Anfang sollen Beiträge von jugendlichen Auszubildenden 
selbst, die auf der internationalen Tagung der Deutschen 
UNESCO·Kommission zum Thema "Die junge Generation 
bestimmt mit?" im vergangenen Jahr eingebracht und diskutiert 
wurden, einige Aspekte der Problematik aufzeigen: 

Viele Auszubildende haben das Gefühl, daß sie - wenn über· 
haupt - nur in dem Maße Mitsprachemäglichkeiten im 
Betrieb besitzen, wie sie ihnen von älteren Mitarbeitern und 
der Geschäftsleitung eingeräumt werden. 

Manche meinen, daß Rechte für viele von ihnen - vor allem 
angesichts der aktuellen Ausbi(dungsplatzsituation - nur auf 



BWP 6/63 R. Kwetkus; Partizipation von Auszubildenden 191 

dem Papier stehen. Die juristische Durch�tzun9 eines Rechtes 
kann oft länger dauern als die Ausbildung selbst. 
Auch iltere Kollegen gängeln die Jugendlichen gelegentlich 
oder hln�n ,ie an der Durchsetzung von Forderungen. Dies 
wird auch im Verhältnis vieler Betriebsratsmitglieder zu 

Jugendvertretern deutlich . 
- Für manche Auszubildenden stellen Beurttilungsbögen in 

ihrer Form und Handhibung ein besonderes "Druckmittel" 
dar. 
Viele Jugendliche h.ben du Gefühl, daß sie von den Erwach­
senen für eine Partizipation nicht für kompetent genug 
gehalten werden. 
Oie Schule wird oft dahingehend eingeSChätzt, daß sie zu 
Duckmiusertum beigetragen hat bzw. in Form der Berufs­
schule dieses Verhalten noch weiter verstärkt. 
Oie Gewerkschaften nehmen sich aus der Sicht vieler Jugend­
licher der unmittelbaren täglichen Probleme in der Ausbil· 
dung zu wenig an und sind den Jugendlichen als Organisation 
sehr fern, selbst wenn sie Mitglied sind. 
Oie Mitbestimmungslnnltutionen Jugendvertretung und 
Schülervertretung erscheinen vielen Jugendlichen durch ihren 
formalen Rahmen (Vorsitz, T.gesordnung. beschränkte Kom' 
petenzen) nicht Jugendgemäß und eher als eine "Imitation 
von Erw.chseneneinrictl1ungen". 
Trotz dieser negativen Einschätzungen ulld weit verbreiteten 
Ängste hält die überwiegende Mehrheit der Auszubildenden 
und beruh tätigen Jugendlichen weitgehende Mitbestimmungs· 
möglichkeiten in Betrieb und Schule fiir Wlschenswert und 
sinnvoll! 

Oie Rele .... nz der Partizipation von Auszubildenden ergibt sich 
aus aktuellen Ersch.inungsformen der gegenwärtigen wirtschaft­
lichen und sozialen Entwicklung für die Jugend in der Bundes­
republik Deutschland h. B. Drogen- und Alkoholabhängigkeit, 
neofaschistische Tendenzen) und aus dem starken Trend ... ieler 
Jugendlicher zu politisch "alternativen" Gruppen und Parteien 
sowie größeren "Beweg\Jngen". 
AufQfund dessen wird gegenwärtig die Frage nach den bisherigen 
Partizipatiensmöglichkeiten bzw. neuen Formen politischer Ein­
flußnahme insbesondere für Jugendliche diskutiert. Ähnlich wie 
bei der schon traditionellen Diskussion, wie weit demokratische 
Regeln in allen lebensbefeichen wirksam werden sollen ( .. Soll 
Demokratie ... or dem Fabriktor enden?"l, stellt sich auch jetzt 

.aktuell die Fragil, welche Bereiche - Freizeit, Jugendzentren, 
Haime, Familie, Schule usw. - in welcher Form einer stärkeren 
Partizipation der Betroffenen zu eröffnen sind, womit fur die 
Gruppe der Auszubildenden auch die Organisation ihrer Ausbil­
dung, also der Betrieb, konsequenterweise einbezogen werden 
muß. 
Dabei k.nn von zwei gegenJiulichen Funktionen der Parti�ipa­
tien in diasem Seteich ausgegangen werden: 
Einerseits kann mit der Partizipation von Auszubildenden der 
Zweck wrfolgt werden, die Ju9lndlichen zu integrieren, sie zur 
Übernahme der im Betrieb herr5Chenden Normen zu ... eranlassen 
und damit Intereneng&gensitze in diesem Bereich nicht mehr 
zur Geltung kommen zu '"ssen. Diese Int.gr1lttons- und Soziali­
sationrfunktion der Partizipation ist im Bereich der Ausbildung 
gegenwärlig kaum relevant, da - wohl auch aufgrund der Lehr· 
stellen· urn::l Arbeiuplatzsituation - kaum Auseinandersetzungen 
mit den Jugendlichen im Betrieb unmittelbar auftreten, sonde.-n 
deren Probleme eher in den weniger sanktionsgefährdeten Berei· 
ehen Freizeit und Familie kompensiert werden. Hierdurch ent· 
steht für die übrigen Betriebsmitglieder (Ausbilder, Vorgesetzte, 
ältere Kollegen) kein unmittelbarer Anlaß zur Einräumung von 
Mitsprachemöglichkeiten im Betrieb. 
Andereruits kann die Partizipation von Jugendlichen im betrieb· 
lichen Bereich weitreichende Auswirkungen auf Demokratisie· 
rungsbestrebungen und das Ausmaß an Mitbestimmung in der 
Wirtschaft überhaupt haben. Amerikanische und englische 
Untersuchungsergebnisse lassen die folgende Annahme zu: 

"Oie besondere politische Bedeutung des Arbeitsplatzes für 
kontrolliertes Partizipationstraining ergibt sich auch daraus, daß 
eine in diesem rele ... anten lebensbereich erlernte demokratische 
AttitUde eine beSOOdefe, generalisierbare Vertrlltensrelevanz 
hätte. Demokratisches partizipatives Verhalten in dem zentralen 
lebensbereich Beruf wUrde dmokratische Einstellungen nicht 
nur begünstigen, $Cndern zugleich sozial verstärken . . .  Das heißt, 
es besteht Grund zu der Annahme. daß demokratische und par. 
tizipative Attitüden dann .uch in anderen sozialen und poIiti· 
schen Verhaltensbereichen gegebenenfalls auch gegen institu· 
tionelle und situulon!le Hindernisse verhaltensbestimmend 
bleiben" [1 J. 
Die Plrtizipation ... on Auszubildenden beinhirltet somit - aus­
gehend vom Ausbildungsplatz -eine Dynamik, die auf eine weit­
reichende Demokratislerung unserer Gesellschaft insgesamt zielt. 
Diese allgemeine Demokrati.ierungsfunktion der Partizipation 
ist ausgerichtet auf Strukturen in allen Lebensbereichen, in 
denen die Jugendlichen von heute euch eis künftige Erwachsene 
weitgehend selbstbestimmt handeln können. Ob und wie weit 
diese Funktion Bedeutung erllngt, ist ständiger Bestandteil des 
politischen Kräftespieles. 

Zur Partizlpatlon.ItTuktur des Ausbildunguystems 

Die Mehrzahl der Auszubildenden wird in Wirtschaftsbereichen 
mit überwiegend kleinen Betrieben beschäftigt, was fUr die Inan· 
spruchnahme von Mitbestimmungsinstitutionen ... on entschei· 
dende\' Bedeutung ist: Nach dem Betriebsverfassungsgesetz von 
1972 können Betriebsräte erst ab runf wahlberechtigten Arbeit· 
nehm.,n (über 1 B Jahren) und Jugendvenfltungen ertt ab fiinf 
wahlberechtigten jugendlichen Arbeitnehmern (unter 1B Jahren) 
gewählt werden . Berücksichtigt man vor diesem Hintergrood 
die Untersuchungsergebnisse der .,5ach .... rstäncfigenkommission 
Kosten urn::l Finanzierung der beruflichen Bildung", nach denen 
die gesetzltchen Vorschriften zur BerufsallSbildung in kleineren 
Ausbildungsbetrieben in erheblich geringerem Umfange als in 
größeren Betrieben eingehalten werden und die Ausbildungs· 
qualität In der Tendenz in Kleinbetrieben - mit Ausnahme 
vieler KI.lnstbetriebe - geringer ist als in größeren Ausbildungs· 
betrieben [21. so läßt dies die Vermutung zu, daß gerade für 
Auuubildande, dia häufig einen Grund hätten, zu Ausbildungs. 
problemen tätig zu werden, entsprechende Mitbestimmungs· 
institutionen fehlen. 
Da die meistan Auuubildenden Jugendliche unter lB Jahren 
sind, ist die übliche Anllufstelle für sie - soweit vorhanden -
die Jugendvertretung. Allerdings können Jugendvertreter nicht 
selbst gegenüber der Betriebsleitung tätig werden, sondern müs­
sen dies beim Betriebs· bzw. Personalrat beantragen-I. Sie sind 
auf Betriebsratssittungen eingeladen. haben allerdings nur in 
Angelegenheiten, die überwiegend Jugendliche betreffen, ein 
Stimmrecht. 
Neben Jugendvwtretungen und Betriebsräten bieten sich in 
größeren Betrieben .uch die gewerkSl;;haftlichen Vertrauensleute 
als An'auhtelle bei Ausbildungsproblemen an. AuflJ"und der 
geringen Prisenz der GewtI"kschaften in den kleinen Ausbildungs· 
betrieben und der bereits an",deuteten Distanz zu ,,etablierten" 
Organisationen sind diese Möglichkeiten jedoch nur fiir einen 
geringen Teil der Auszubildenden rlle ... ant. 
Der lWIite Ausbildungsbefeich im Rahmen des dualen Svstems 
der Berufsausbildung ist für die Jugendlichen die Berufsschule. 
Oie Forderung nach einer Partizipation der Auszubildenden an 
den Entscheidungen im sChuliSl;;hen Bereich ergibt sich schon 
aus dem öffentlich-rechtlichen Charakter der 'nstitution Schule, 
der die entsprechenden Normen des Grundgesetzes (Demokratie· 
gebot) sich unmittelbarer als im nicht-staatlichen Bereich in den 
inhijltlichen Ansprüchen niedenchlagen läßt. Dieser Partizipa· 
tionsanspruch der Auszubildenden als Beruh5Chüler an der Schule 

"I Im folgenden gilt eil, Ciesagte an.IOg für Perlon.lr;;lI ;n V.rwaltungen 
u.i. 
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ist in der Bundesrepublik Deutschland instituti ooalisiert in den 
.,5chiitermltwt'Walnmgen" odef ,,5t:hülervertretungen". So führt 
l. B. das Hessische Schulverwaltungsgeseu dazu aus: 

"
Oie Schülervertreter nehmen die Interessen der SchUler in der 

Schule, gegenüber den Schulluhichßbehörden und in der öffent­
lichkeit wahr und üben die Mitwirku�echte und Mitbestim­
munguechte der Schüler in der Schule aus" {3]. 
Zwar stflhen den Schülervertretern in einigen Bundesliindern 
Wlr5Chiedene Mitbestimmungsrechte zu, wie z. B. in Fragen der 
Schulordnung, Notengebung und HlMa\Jfgaben , jedoch bilden 
derartige Partizipationsrechte fIX Schüler i n  der Bu ndesrepubl ik 
Deutschland insgesamt noch s,ltene Ausnahmen und ihre Inan­
spruchnahml wie auch die Tätigkeit der Schülervertretungen 
leibst stöl\t In der Pra"i, - wie noch gezeigt werden 5011 - auf 
erhebliche Schwierigkeiten. 
Betrachtet man insglilsamt die den Auszubildenden zur Verfügung 
stehenden Mitwirkungs- und Mitbestimmungsinstitutionen, so 
fällt folgendes auf; Als Möglichkeiten der Partizipation in den 
sie betreffenden Fragen stehen Auszubildenden nur Institutionen 
zur Verfügung, die nicht auf Ihrer Rolle als Auszubildende, $on· 
dern entweder als Iz.umeist jUgl!ndlicher) Arbeitnehmer im 
Betrieb oder als Schüler an einer Berufnchule beruhen. Im 
Betrieb sind dies - soweit betritb$verfauungsrechtlich vorge· 
sehen und vorhanden - die Jugendvertretung und der Betriebs­
rat, in der Berufsschule ist dies die Schülervertretung. Damit 
nehmen diHe In$litutlOMn f�r die spezifischen Probleme der 
Aunubild8ilden nur "Erntzfunktionen" wahr, da sie '1011 ihrer 
AufgaberuteUung her olmt für die Partizipation von Auszubil­
denden konzipiert wurden. 
Demgegenüber können ;.doch, von de1- rechtlichen und sozialen 
Struktur dH Ausbildungsverhälmisses aus betrachtet, die Bezie­
hun!Jl"-n des Auszubildenden zu seinem lehmerrn,gegebenenfalls 
repräsentiert durch seinen Ausbilder oder Vorgeseut&n,5OW}e zu 
einzelnen Lehrern besonck!>rs "konfliktträchtig" sein. VOf allem 
während der Olsku$Sionen um eine Reform des dU.illen Ausbil­
dungssystems wurde U . 8 .  Kritik !i/lübt an der Nichteinhaltung 
von Ausbildungsplänen. dem Ausmaß ausbildungsfremder Tätig­
keiten und Verstößen gegen Bestimmungen des Jugendarbeits­
schutzgesetzes. Das von 43 Wissensc1:laftlern unterzeichnete 

"
Manifest :tUr Reform der Berufsausbildung" faßt die gesell­

schaftliche Funktion beruflicher Bildung im Rahmen des dualen 
Ausbildungssysttlms vor diesem Hintt:trgrund wie folgt zusammen: 

"
,Berufliche Bildung' heißt hierzulande und heute Vorbereitung 

auf abhängige Arbeit. Vorbereitung auf Tätigkeiten in unterge­
Ofdneten Positionen. Ihre Realität bleibt weit hinter dem zurück. 
was aufgrund des Entwicklungsstandes der Produktivkräfte mög­
lieh ..... äre. Von einer dieun Möglichkeiten angemessenen Qualifi­
zierung und von einer VerwirklichUllg demokratischer Gleicfl· 
h�n- und Freiheiurechte, wie sie das Grundgesetz fordert. kann 
in diesem Btreich keine Rede Hin" [41-
Wie weit zumindest die den Auszubildenden zur Verfügung ste­
henden "Enatzinstitutionen" JulJendvertretung im Betrieb und 
Schii�rtretung in der Berufsschule in der Lage sind, den 
Ju!Jl"-ndlichen rea� Partizipadonschancen zu eröffnen, soll im 
folgenoon näher untersucht Wf!I"den. 

Probleme dir 
Pilrtizipatloo in Betrieb und Schule 

Die betriebllcl\en Mltbestimmungsorgane erkennen, wie berein 
dargestellt, einen besonderen Status für Auszubi ldende nicht an. 
Dagegen wurde für Jugendliche in Form der Jugendwrtretungen 
eine eigena Mitbestimmungslmtltution vorgesehen, die allerdings 
weniger darauf abzielt, Jugendlichen besondere Partizipations­
rechte zu eröffnen, sondern eher die Jugendlichen von einer 
gleichberechtigten Mitbesti mmung im Betriebsrat ausschließt. 
Dies kann z. B. dazu fil.hren, daß ein 17jähriger Jungarbeiter auch 
nach einem Jahr Betriebszugehörigkeit nicht für den Betriebsrat 

aktiv und passiv wahlberechtigt :i8in kann, während z_ B. ein 
40jähriger Arbeitnehmer, der erst sechs Monate im selben Betrieb 
.beitet. diHe Rechte hat. Außer fiirdie jugendlichen Afbeitneh­
mer bedeutet dias gleimzeitig für die meisten Auszubildenden 
eine rechtliche SchlechterstellUflg. deren häufigste Se9'ündung 
(,.geringere Kompetenz") in enter Unie auf Altersunlerschieden 
basiert. 
Zu den gerifl9Elren Rechten der Jugendvertretungen gegenüber 
dem &ltriebsrat kommt in den letzt&n Jahren ein aktuelles Pro­
blem für die Jugef'ldve(tfeter hinzu: In  der Zahl der Jugend­
vertretungen zeigt sich nach einem anläßlich der Novellierung 
des Betrieb$verfusungsgesetzes 1972 zu verzeichnenden Auf­
schwung eine stark rÜCkläufige Tendenz, die viele Jugendvertre­
tungen um ihre Exinenz bangen hißt. Diese T&ndenz entsteht 
aus dem längeren Verbleib vieler Jugendlicher im Schulsystem 
(l O. SchuIJahr. Berungrundschul - oder -vorbereitungsjahr u_ ä_) 
und der überdurchschniulich hohen Arbeitslosigkeit bei Jugend­
lichen, wodurch die Zeh I der wahlberechtigte·- Jugendlichen in 
den Betrieben ständig sinkt. 
Dennoch sind viele Jugendvertreter mit viel Engagement und oft 
mit der Unterstützung ihrer Gewerkschaft für die I nteressen der 
Jugendlichen - und Insbewndere auch der Auszubildenden -
tätig. Aus Berichten von Jugendvertretungen geht aber auch 
hervOl', welche Schwierigkeiten aktiven Jugendvertretungen in 
den Betrieben häufig bereitet werden, weshalb auen z_ B. von 
gewerkschaftlicher Seite "mangelndes Interesse der Jugendli­
chen" odlf' ,.kei ne Kandidaten zu finden" als Problem für die 
Jugend'lertrettJngen genannt ..... ird. Für Auszubildende kommt 
hinw, daß der Aot�1 der Betriebe mit Jugendvertretung an def 
Gesamtzahl der Ausbilduogsbetriebe überhaupt relativ gering ist. 

Eimelnen Bei$pielen für starke Aktivitäten der Schütermitverwal­
tllngan und ..... rtretungen an. den beruflichen Schulen stehen 
8benfalls Berichte über erhebliche praktische Probleme gegen· 
tiber, die vermuten lassen, daß diese MÖglichkeit der Interessen­
vertretung von vielen Autzubildenden als bedeutungslose 

"
Sand­

kasteninstitution" aogesthen wird oder aus anderen Gründen 
ni!::ht unterswt:tt wird. 

Bevor zu belden Mitbestimmungsinstitutionen - Jugendvertre­
tung und SchOler..-enretung - empirische Befunde dargestellt 
werden, selen kurz einige Auszüge aus Protokollen von Berufs­
schüleT5eminaren wiedergegeben, die dies deutlich veranschau­
lichen [51: 
"Es wurde festgestellt, daß an manchen Schulen keine bzw. eine 
sehr schwache Schillervertretung (SV) besteht. Diese Tatsache 
ist unserer Meinung nach darauf zuliickzufiihren, daß ein allge­
meines Desinternse an der SV besteht. Weiterhin treten Schwie­
rigkeit&n bei der Durchführung der SV-Stunde auf." 

_ _  . "Auffallend WBr lUch die Rechuunk.enntnis der Schiiler­
vertreter. Als Hemmschuh für die Arbeit wurde die ungUnstige 
Situation der Teilzeitberufsschülef', 1 Tag Sc:tIule, 4 bzw. 41/2 
Tage Arbeit bezeichnet. In den ländlichen Gegenden kann die 
SV ·Arbeit, bedingt durch die W1Iitlln Anreis.ewege, oft nur durch 
hohe Opfef an Freizeit und Taschengeld aufrecht el"halten wer­
den. Auch zeigte sich, daß die SV-Arbeit zu stark. an einzelne 
Personen Qebundon in. Mil dem Verlassen der Schule dieser 
besonders aktiven L�te bricht dann oft die ganze SV-Arbeit 
zusammen." 
. . .  "Was die SV-Arbeit an den Berufsschulen hemmt. ist die 
Angst der Berufsschuler, im Betrieb Nachteile zu erleiden, die 
durch die SV·Tätigkeit entstehen können." 

Gegenüber diesen Schwierigkeiten in der Partizipation der Aus­
zubildenden in der Berufsschule fehlt auch oft das Verständnis 
bei vielen Borufsschullehrern, wie /lUS dem Berichteiner deuuch­
schwedischen Kommission zur Untersuchung von Mitwirkungs­
fragen hervorgeht: 

"Kommt es überhaupt einmal zu gemeinsamen Schüleraktionen 
und politischen Aktivitäten - die�e wurden nach Aussagen der 
Lehrer mei,t von außen in die Schule hineingetragen -,. so ver­
lagert sich das Interesse sehr schnell von Schulaktivitäten -auf die 
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Betriebe. Mängel der betrieblichen Ausbildung werden kritisiert 
und Aktionen lU ihrer Beseitigung angeregt. Diese durchaus 
berechtigte und logische Entwicklung . . .  wird von den Beruh­
schullehrern sehr negativ bewertet. Sie sind der Ansicht, eine 
solche Entwicklung . . .  zeige bereits eine unerwünschte Politi­
sierung" [6]. 

Empirische Ergebnisse zur 
Partizipation im Bereich der Ausbildung 

Einige Untersuchungen beschäftigten sich zu Beginn der 70er 
Jahre mit Fragen der Partizipation von AuslUbildenden, insbe· 
sondere im betrieblichen Bereich. So wurde z. B. in der "Ham­
burger LehrlingiStudie" zwar ein positives UrteIl der Lehrlinge 
über die Jugendvertretungen festgestellt, dieses wurde jedoch 
aus folgenden Gründen mit der Zahl der Lehrjahre negativer: 
"Ungeeignete Vertreter", "mangelnde Unterstützung durch die 
Lehrlinge" und "großes persönliches Risiko für die Jugend­
vertreter" [7]. 
Auch die Gewerkschaften schneiden in der Meinung der Auszu­
bildenden nach dieser und einigen anderen Untersuchungen ins­
gesamt relativ ungünstig ab, wobei jedoch ihre geringe Präsenz 
in den kleinen Ausbildungsbetrieben zu berücksichtigen ist. 
Insgesamt liegen nur sehr wenige empirische Befunde zu diesem 
Problem bereich vor. Einige neuere empirische Ergebnisse aus 
einer Repräsentativbefragung des Verfassers seien hier nur kurz 
zusammengefaßt [8]: 

Jugendvertretungen und Betriebsräte fehlen besonders in 
Ausbildungsbetrieben, in denen Jugendliche mit geringeren 
Schulabschlüssen oder Mädchen ausgebildet werden. Die SV 
scheint dagegen formal allen Auszubildenden zur Verfügung 
zu stehen. 
Mit der Höhe des Schulabschlusses und dem Alter der Auszu­
bildenden wird die Beurteilung der Institutionen Jugendver­
tretung, Betriebsrat, Gewerkschaft und SV zunehmend nega­
tiver. Dagegen steigt mit dem vorausgegangenen Schulabschluß 
die grundsätzliche Bereitschaft der Auszubildenden, gegen 
einen Mangel in der Ausbildung "etwas zu unternehmen". 
Mit zunehmender Betriebsgröße werden die Mitbestimmungs­
institutionen mit Ausnahme der SV positiver beurteilt, mit 
der Ausnahme, daß in Kleinstbetrieben, in denen Jugend­
vertretungen und Betriebsräte völlig fehlen, diese dennoch 
überdurchschnittlich positiv beurteilt werden. 
Die Bereitschaft der Auszubildenden, in einer Jugendvertre­
tung oder SV mitzuarbeiten, ist bei der Jugendvertretung mit 
63,4 Prozent relativ hoch, bei der SV mit 22,5 Prozent relativ 
gering_ Sie scheint nicht abhängig zu sein von der Schwierig­
keit, die Lehrstelle zu erhalten, oder von den Aussichten auf 
eine Stelle nach dl'!r Ausbildung. 
Dagegen sinkt die generelle Bereitschaft der Auszubildenden, 
etwas bei einem Ausbildungsproblem "zu unternehmen", 
signifikant bei geringeren Aussichten auf eine Stelle nach der 
Ausbildung. Damit stellt die Gefahr der jugendarbeitslosig­
keit - weniger in bezug auf die Mitbestimmungsinstitutionen 
als auf die partizipative Verhaltensbereitschaft - ein wesent­
liches Partizipationshindernis dar! 

Akteur-bezogene Determinanten der PartizilJation 

Wurden bisher strukturbezogene oder strukturelle Determinan­
ten der Partizipation von Auszubildenden .beschrieben, so ist 
nun zu fragen, welche Merkmale in der Persönlichkeit der Auszu­
bildenden selbst für ihre Partizipation mit entscheidend sind. 
Die neuere Partizipationsforschung stellt hierzu die folgenden 
,,akteur-bezogenen" Determinantliln als die wichtigsten heraus: 
Die Wahrnehmung von Problem- und Mangellagen und der indi­
viduellen Betroffenheit, Informiertheit, die Fähigkeit zur Arti­
kulation von individuellen und kollektiven Interessenlagen, 
IJOlitische Sozialisation im Sinne von Partizipationserfahrungen 
sowie die mit der Beteiligung verknüpfte Motivation des einzel-

nen [9]. Untersucht man unter Berücksichtigung empirischer 
Ergebnisse die Ausprägung dieser Merkmale für die Gruppe der 
Auszubildenden, so gelangt man zu folgenden zusätzlichen 
Hindernissen ihrer Partizipation: 
1 )  Eine sozialisationsbedingte politiSChe Zurückhaltung bei 

Auszubildenden aus unteren sozialen Schichten. Diese Zurück­
haltung wird entscheidend durch die Arbeitsplatzsituation 
der Eltern dieser Auszubildenden bestimmt, die mit geringe­
ren Einflußmöglichkeiten und erschwerter Einsicht in kom­
plexe gesellschaftliche Zusammenhänge einhergeht. Der 
schichtspezifische Einfluß besteht für die Auszubildenden 
die.er Schicht in einer geringeren Wahrnehmung von Problem­
lagen und individueller Betroffenheit sowie einer tendenziell 
negativ verlaufenen politischen Sozialisation. 

2) Die geringe Informiertheit der Auszubildenden, die auch 
Versäumnisse der Berufsschule und der ihr vorausgehenden 
Schulformen erkennen läßt. 

3) Geringe Fähigkeiten zur Artikulation von individuellen und 
kollektiven Interessenlagen bei vielen Auszubildenden. Diese 
Fähigkeiten werden vermutl ich dort, wo Auszubildende von 
ihrer Gruppe weitgehend isoliert sind (in Kleinbetrieben), 
besonders wenig entwickelt_ 

4) Eine geringe Motivation zur Wahrnehmungvon Partizipations­
möglichkeiten. Die ungewisse Gratifikation hierfür und beson­
dere Belastungen des Zeitbudgets (z. B. durch SV-Sitzungen 
in der Freizeit) lassen die Mitbestimmungsbemühungen für 
Auszubildende insgesamt wenig attraktiv erscheinen. Vermut­
lich steigt die Motivation, wenn die AuszubildeT]den für erfolg­
reiche Bemühungen soziale Gratifikationen (Anerkennung) in 
ihrer Gruppe finden können, was ebenfalls in Kleinbetrieben 
sehr erschwert ist. 

Die Ausprägung dieser Merkmale bei Auszubildenden läßt vermu­
ten, daß nicht einfach durch neue oder zusätzliche Partizipations­
institutionen die Intensität der Partizipation gesteigert werden 
kann, wenn niCht auch gleichzeitig diese akteur-bezogenen 
Determinanten berücksichtigt werden. 

Schlußfolgerungen und Vorschläge 

Die bisherige Darstellung hat gezeigt, daß die institutionalisier­
ten Formen der Partizipation von Jugendlichen im Bereich der 
Ausloildung diesen entweder nur seht beschränkt zur Verfügung 
stehen, insgesamt erheblichen Schwierigkeiten in der Organisa­
tion ihrer Tätigkeit und der Durchsetzungsmöglichkeitvon Inter­
essen ausgesetzt sind und schließlich - damit einhergehend -
wenig bei den Betroffenen selbst verankert sind. Hinzu kommen 
häufig Hindernisse in den persönlichen Voraussetzungen, von 
denen jedoch einige, z_ B. Motivation und Informiertheit, auch 
zum Teil strukturell bedingt sind. 
Dennoch initiieren Jugendliche auch im Bereich der Ausbildung 
immer wieder Aktionen zur Durchsetzung gemeinsamer oder 
individueller Interessen. Diese fünren unter den beschriebenen 
ungünstigen Bedingungen der Partizipation von Auszubildenden 
jedoch oft nur deshalb zu Veränderungen, weil sie als "Initiati­
ven" über die formal vorhandenen Interessenvertretungsinstitu­
tionen und -organisationen hinausgehen und sie nur zur zusätz­
lichen Unterstützung veranlassen. Aus diesen Beispielen und 
den anfangs zitierten Äußerungen der Jugendlichen geht hervor, 
daß viele Auszubildende in ihrer täglichen Ausbildungspraxis 
durchaus mitbestimmen wollen, gleichzeitig aber hierfür sehr 
ungünstige Bedingungen vorfinden. Somit stellt sich die Frage, 
welche Konsequenzen unter dem Postulat einer Verstärkung der 
Partizipationschancen der Jugend sich für die große Gruppe der 
Auszubildenden ziehen lassen. 
Zunächst sollen einige Möglichkeiten zum Abbau von Hindernis­
sen im Rahmen der akteur-bezogenen Determinanten aufgezeigt 
werden: Zum Beispiel wäre die geringe Informiertheit durch 
inhaltliche und methodische Maßnahmen im Schulbereich abzu-
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bauen. Durch die stärkere Berücksichtigung von Fragen der Mit­
besti mmung in den Lehrplänen wäre - verbunden mit einer 
Übung von Kooperations- und Partizipationsmethoden i n  der 
Schule - zweifellos eine günstigere Ausgangsbasis (luch für die 
Partizipation der Auszubildenden im Betrieb zu schaffen. Da 
dieses Ziel jedoch auch ein völlig verändertes Rollenverständnis 
des Lehrers und Schülers in der täglichen Unterrichtspraxis 
erfordern würde, wäre die Einsicht und Fähigkeit der lehrer 
hierzu durch eine partizipative Orientierung der Berufspadagogik 
und eine intensive Lehrerfortbildung zu fördern. 
Die Schaffung eines solchen Schwerpunktes i n  der Berufsschule 
würde auch eine erheblich9 direkte Unterstützung von Ju�nd· 
lichen in der anderen Hälfte ihrer dualen Ausbildung - im 
Betrieb - bewirken. 
Bei einer länger anhaltenden inhaltlichen und methodischen 
Beschäftigung mit Fragen der Partizipation wären auch günstige 
Auswirkungen auf die Fähigkeit zur Artikulation von Interessen· 
lagen und die politische Sozialisation der Jugendlichen zu erwar· 
ten. Dagegen wird ein Abbau schichtabhängiger - insbesondere 
familiah�r - Persönlichkeiumerkmale, die die Bereitschaft und 
Fähigkeit z\lr Partizipation mindern, auf diesem Weg kaum 
möglich sein. 
Bezüglich der Motivation der Auszubildenden scheint ein Abbau 
von H indernissen leichter realisierbar: Da die Motivation maß· 
geblich mitgeprägt wird vom Zeitbudget, ist zunächst an ausrei· 
chende Entlastungen der Auszubildenden von anderen Tätigkei· 
ten zugunsten der Partizipation zu denken. Die gegenwärtigen 
FreisteIlungsregelungen scheinen · insbesondere für Schüler· 
vertreter völlig unzureichend zu sein. Für die Tätigkeit in Mit· 
bestimmungsinstitutionen, tür Versammlungen der Auszubilden· 
den sowie für Schulungen, Tagungen u.ä. wären diese auf einer 
gesicherten Basis auszuweiten. Zusätzliche motivierende Eie· 
mente kommen hinzu, wenn mit der Partizipation auch Erfolge 
und damit verbundene Gratifikationen in der Gruppe für die 
Jugendlichen einhergehen. 
Damit sind bereits auch organisatorische Maßnahmen mit ange· 
sprochen, auf die im folgenden näher eingegangen werden soll. 
Die Struktur einer (institutionalisierten) Partizipation für Aus· 
zubildende müßte nach dem bisher Gesagten folgendes berück· 
sichtigen: 
a) Sie müßte alle Auszubildenden, auch in Klein· und Kleinst· 

betrieben, einbeziehen. 
bl Sie müßte eine - dem gegenwärtig steigenden Alter und 

Schulabschluß entsprechende - möglichst weitgehende 
Mitbestimmung und Mitwirkung in allen Lernorten der Aus· 
bildung (Betrieb und Berufsschule) beinhalten. 

c) Da die gegenwärtigen Institutionen Jugendvertretung und 
Schülervertretung nur Er5atzfunktionen tür Auszubildende 
wahrnehmen, müßte die Partizipation auch auf Bereiche aus· 
gedehnt werden, die bisher diesen Institutionen vorenthalten 
waren (z. B. Prüfungen, Ausbildungspläne und ·organisation). 

d) Eine stärkere Artikulation der jeweiligen Gesamtgruppe, die 
ihre Vertreter wählt und das Zustandekommen von Initiati· 
ven der Betroffenen sollte durch häufigere (sanktionsfreie) 
Versammlungen und Teilversammlungen der Auszubildenden 
gefördert werden. 

Im Bereich der betrieblichen Ausbildung ließe sich mit der Ein· 
richtung von Betriebsräten in allen Ausbildungsbetrieben eine 
Verbesserung erreichen. Bei Klein· und Kleimtbetrieben, die 
bekanntlich einen sehr großen Anteil an der Ausbildung haben, 
können regionale, überbetriebliche Betriebsräte oder ähnliche 
überbetriebliche Einrichtungen für Auszubildende diese Auf· 
gaben wahrnehmen. Gleichzeitig sollte das aktive und passive 
Wahlrecht zum Betriebsrat allen Arbeitnehmern im Betrieb, also 
auch den Jugendlichen, gewährtwerden und ihre anteilige Reprä· 
sentation im Betriebsrat sichergestellt sein. Diese Lösung ..wrde 
eine Stärkung der Stellung der Jugendlichen und Auszubilden· 
den im Betrieb bedeuten und auch Bemühungen um eine "Ret· 

tung" der Institution Jugendvertretung in Anbetracht des 
Rückganges der wahlberechtigten Jugendlichen überflüssig 
machen, da die Jugendvertretungen bei der hier vorgeschlage· 
nen Gleichstel lung der Jugendlichen mit den übrigen Arbeit· 
nehmern entfallen könnten. 

Zur Erweiterung der Partizipationsmöglichkeiten für Auszubil· 
dende im schulischen Bereich wären die Bestimmungen zur 
Schülermitverwaltung bzw. Schülervertretung in den einzelnen 
Bundesländern im Sinne einer Kompetenzerweiterung und 
SichersteIlung der Arbeit zu überarbeiten. Hier wäre auch zu 
überlegen, ob man mit einer Organisation der SchülerveTtretun· 
gen nach homogeneTen Gruppen (z. B. nach Branchen, einzelnen 
Großbetrieben oder Berufen) gemeinsamen Problemlagen der 
Auszubildenden nicht eher gerecht würde als mit der derzeitigen 
Organisation der SV nach Wochentagen (Tagessprecherprinzip). 
In Verbindung mit einer erweiterten und zwingenden Freistei· 
lungspflicht der Betriebe zu Wahlen und Versammlungen an der 
Schule sowie für die Tätigkeit i n  der SV könnte eine solche 
Organisationsform evtl. auch akteur·bezogene Determinanten, 
wie Motivation und Artikulation von Interessenlagen, günstig 
beeinflussen. 
Die Funktionsfähigkeit verschiedener erweiterter Mitbestim· 
mungsstrukturen und ihre Auswirkungen auf die Intensität 
und Qualität der Partizipation wäre schließlich in gemeinsam 
mit den Betroffenen entwickelten Modellversuchen zu testen. 
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Paul Hild f Dieler Fröhlich 

Die Wirksamkeit der "Mädchenprogramme" 

am Beispiel Nordrhein-Westfalen 

Die Entwleklung des Ausbildungamarktes vermerkt - losgelöst 
von der .lIlI8meinen Angebotskn.ppheh - ein altbekanntes Pro· 
blem: N.eh wie -.or sind die BervfsausbildunllSChancen von 
Frauen Hheblich geti� als die der Minner. UniJJenehbarM 
Zeichen dieser BenlChteililllJng in dH jährlich willderkehreode 
i.iberproportional. Anteil der weiblichen Unversorgten in der 
GetchifUltatbtik der Beruhber.tung .m Ende ,"MI Bewerber­
jahr'l. Obwohl in den letzten Jahren die Zihl weiblicher AURU­
bildender im DUellen System I.icht Junehm, sind Mädchen in der 
B.rufsausbildung weiterhin untarproportion.1 vertreten. An einer 
mangelnden Vorbildung kann dill nicht liegen,denn die Bewer­
bentatlstiken weisen bei Fr.uen k.int schlechteren, sonde,"" 
eher höhere SchulllHchlüsse als bei männlichen Bewerbern aus. 
Eine wesentliche UrlaChe f� die. Banachteiltgung sind mdierte 
I18sellschaftli<:he Beruf$ZU�sungan, die junge Frauen faktisch 
.uf ein .inlflSChrinktes Berufnpektrum fertleoen und sie von 
relativ vielen B..-vfen ausschließen. Das Resultilt ist eine hohe 
frauens.pezlfiscnt Berufskonzentration euf wenilll! kaufmännisch­
verwaltende, IOzial1)fl*,"ische und Dienstleiltungsberufe. Etwe 
60 Prozent aller weiblichen Auszubildenden entfillen 1980 auf 
nur lenn Ausbildungsberufe. Darunter befindet sich kein lin­
ziger gewerblicher Beruf. Im Gegensatl dazu Irfclßtln die von 
Männern Im stärkst.n besent." lehn Berufe lediglich 30 Pro· 
lInt der männlichen Auszubildenden (1]. 
Mit dem hohen KonHntratiomgrad und der einseitigen Orien­
tierung M wenige Berufe verbinden sich f� Frauen zunehmend 
Bnchiftlgungsrisiken: Zum einan findet die in dlln letlten jah­
ren immlf grö8er gewordene Zahl ausbildungswill;ger Frauen in 
den traditionellen Berufen nur nodl zum Teil einen Ausbildungs­
plan. Zum anderen Hiehnen lieh in den von Frauen überwie· 
gend bevorzugten Berufen durch du Vordringen neuer B�o· 
technologien in naher Zukunft einlChneidende Rationalisierung. 
maßnehmen ab. Der damit verbundene Beruhverlust drolrt ins­
besondere Frauen in den hier verbreiteten, nicht hinreichend 
qualifizierenden Jweijäh ri gan Au.bildungsgin9l!n. 
Die Probleme haben in den vergangenen Jahren zunehmend Jur 
Begründung lusbildungspolitilCher Förderprogramme 9IIführt, 
die unter den populären Kurlbezeicnnungen ,.Midch .. pro­
gramm", ,,Mädchen in gewerblich·technischen Berufen" oder 
,,Mädchen in atypidlen Berufen" bekannt gewon:Ien sind. 
Neben den Modellvenuehspr.-mmen des Bundes hat sieh in 
fünf Bundesländern (Baden-W�tt.mblrv, Hlmburg, Hessen, 
Nordrheln-Westfalen, Rh�nlend..pfall) �ne zuützliche betrieb· 
liche AusbildungsplltzfÖfderung für gewerbliche Berufe über 
,,Mädchenprogramme" etabliert. Die Programme verlolgen das 
gemeinsame Ziel der Verbesserunlil der AUlbildungschancen von 
Frauen vor allem über lIine Öffnung gewerblich·technischer 
Berufe und damit über eine auswahlfähige Erweiterung des 
Berofupaktrums. 
Inwie_it die Erschließung von .. 8Iypi.::hen" Ausbildungsberu­
fen ffI- Mädchen seit der ImP'ementation der MJßnahmen gelun­
gen in, 1011 am Beispiel des Programm. der .. Bifeitstellunlil von 
zusitzlid\ln AusbildLWIg5plitzen fW weibliche Jugendlk:tMt in 
gewerblic:h-technischen Berufen IMiddumprogramm)" (2) im 
land Nordrhtrin-Westfelen überprüft werden (3). 

Das .. Midchenprogramm" in NRW 

Das Land NRW fördert seit 1978 Ausbildungsbetritbe, die zu­

sätzliche Ausbildunqsstellen für weibliche Jugendliche in gewerb­
lich-techn ischen Berufen bereitstell.n. Der K.talog förderungs· 

würdiger Ausbildungsgänge enthält 170 anerkannte Berufe, die 
mit eiNm Anteil von weniger eil 25 PrOlent weiblicher Auszu­
bildender besetzt sind. Oie Ausbildungsbet1iebe erhalten fW jeden 
zusätzlichen gewerbliehen Ausbildungsplatz einen monatlichen 

steuerfreien AusbildungskostelUUschuß von DM 200,- 14) für 
die gesamte Ausbilduogszeit. Fur die Errid'ltull9 von Sozial- und 
Sanitärräumen werden einmelige Zuschusse bis zu DM 5000,­
gewährt. 
In der Zeit von 1978 bis 1981 wurden Insgesamt 5418 Ausbil· 
dungspläue für weibliche Jugendliche mit 62 Mio . DM aus Lan­

de$lT1itteln gefördert. Nach unserer Erhebung vermittelte das 
Programm 1981 insgesamt 1385 fast ausschließlich deutschen 
Mäck:hen eine gewarblich-technische Ausbildung. Du durch­
schnittliche Schulabschlußniveau der weiblichen Jugendlichen 
lag deutlich über dem der männlichen in den entsprechenden 
Berufen. Aus dieser Tettsadle könnte man flNgern,daß Betriebe 
bei weiblichen Bewerbern filr .typische Berufe ein erhöhtes 
,Ausbildungsrisiko" antizipieren und ihre Ausbildungsantschei­
dung von einer überdurchschnittlichen Leistungsfähigkeit, Belest­
barkeit und Arbeitsmotivation abhängig machen,die ihNn durch 
höher. Schulabschlüssa geglben ersch.inen. Die bessere Vorbil· 
dung ist quasi der Eintrittsprell, die Vorleistung der Mädchen 
für ihra Ausbildung in MännerbeNfen. 

Die geförderten Mädchen fanden einen Ausbildungsplatt in 90 
verschiedenen gewerblich-technilChen SeNfen. Damit wurde 
e!was mehr als die Hälfte des Sf)ektrums der 170 fördeNngs­
würdigen Berufe genutzt. Trotz der breiten InaospNchnahme 
kOfllentrierten sich die Förderfille letzlieh nur auf wenige 
Berufe. Allein die ersten vier am häufigsten geförderten Berufe 
(Maler/Lackierer, Konditor, Tischler, Bäcker) lChöpften 52,7 Pro­
lent der AusbildungsverhältnisSi ab, die ersten acht Berufe 
(zuzgl. Kfz-Mechaniker, Raumausstatter, Elektro(anlagen)instal­
teteur, Fleischer) rund zwei Drittel . Dil$e einseitige Konzentra­
tion auf wenige Förderberufe schränkt das Programmpotential 
der Öffnung von .. Männerberufen".uf breiter beruflicher Eben. 
erheblich ein. 

Oll Mädchenprogramm: Wegberlitlf oder nur Trendverstärker 
einer zunehmenden FraUlnausbildung i n  ,,Minnlfberuf.,,"? 
Welchen Einflu ß hatte nun das Mädchenprogramm seit seiner 
Einführung 1978 auf die Anteilsentwicklung weiblicher Auszu­
blIdender in Männerberuten7 Diese Frage ilit nicht ohne weiteTes 
aus der quantitativen Entwicklung der Mädchen in gewerblich­
technischen Berufen zu beantworten. denn das Mädchenpro­
gramm kann nicht als alleinige Unache für wadlsende Mädchen· 
anteil. anlilesehen werden. Im Anstieg weiblicher Auszubildend.r 
Im gewerblich-technischen Ber.ich sind zwei gleichgerichtete 
Entwicklungen enthalten : 

_ ein allgemeiner Trend steigender Frauenausbildung taus we4-
chen Grunden auch immer! und 
Zunahmen, die ausschließlich dem Mädchenprogramm zu 
verdanken sind (programminduzierte Zunahme). 

Letztere - die programminduziertt Zunahme - ist für die wei­
tere Analyse von Interesse. Hier stellt sieh insbesondere die 
Frage, ob das Mädchenprogramm bei der Erschließung von 

gewerblich-technischen Berufen Wegbereiterfunktion hatte oder 
ob es sich lediglich im Trend einar bereits ansteigenden AusbiI· 
dungsbet.iligung von jungen Frauen bewegt •. 
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Ausgangspunkt der Analyse ist der Bestand an Auszubildenden 
des Jahres 1977 in Nordrhein-Westfalen vor Einführung des 
Mädchenprogramms. Von diesem Bestandsjahr aus wird der 
Beitrag des Förderprogramms im Wachstumstrend zunehmender 
Frauenausbildung anhand der Entwicklung der weiblichen Aus­
zubildenden nach Berufsbereichen im Dualen System und nach 
ausgewählten gewerblich-technischen Berufen bestimmt. 
Während sich die Zahl aller Auszubildenden in NRW voo37Q492 
(1977) auf 441 664 (1981) um 19 Prozent erhöhte, stieg im glei­
chen Zeitraum der Bestand aller weiblichen Auszubildenden von 
138 793 auf 170 770 um 23 Prozent. Trotz der etwas stärkeren 
Zunahme der weiblichen Auszubildenden hat sich ihr Anteil im 
Dualen System nicht wesentlich verbessert. Er lag 1977 bei 

37,5 Prozent und im Jahre 1981 bei 38,7 Prozent. Dies ent­
spricht einem Zuwachsfaktor der Anteilswerte von 1,03 (vgl. 
Tabelle 1 ) .  
Stärker als allgemein stieg der Anteil weiblicher Auszubildender 
in dem von Männern dominierten Bereich der Fertigungsberufe. 
In diesem Bereich bewegt sich auch die Programmförderung: 
158 der Förderberufe (93%) sind ihm zugeordnet. Läßt man die 
von der Gesamtzahl der Auszubildenden kaum ins Gewicht 
fallenden Pflanzenbauer außer adlt, so weisen die Fertigungs­
berufe den stärksten Zuwachsfaktor (1 ,25) der Anteilswerte 
weiblicher Auszubildender auf. Die Wirkungen des Mädchenpro· 
gramms im gezielt geförderten Fertigungsbereich sind unver­
kennbar. Wenngleich dem Mädchenprogramm eine leichte Erwei-

Tabelle 1 :  Entwicklung der Zahl weiblicher Auszubildender von 1977 bis 1981 in NRW - insgesamt und nach Berufsbereichen 1 )  -

Auszubildende Anteil weiblicher Zunahme-

insgesamt weiblich 
Auszubildender faktor 2) 

8erufsbereich % % weiblicherAus-
1977 1981 1977 1981 1977 1981 zubildendar 

Pflanzenbauer , Tierzüchter 7 083 1 0 360 2 103 4 256 29,8 41,1  1 ,37 
Bergleute, MineralgewinllE!r 3 350 7 568 
Fertigungsberute 176870 2 1 5 424 9 704 1 4 841 5,5 6,9 1 ,25 
Technische Berufe 1 3 087 1 3 946 4 570 6 003 34,9 43,0 1 ,23 
Dienstleistu ngsberufe 1 7 0 1 2 2  194 366 1 2 2 4 1 6  145 670 72,0 75,0 1 ,04 

Auszubildende insgesamt 370492 441 664 138 793 170 770 37,5 38,7 1,03 

1 ) Quelle: Landesamt für Detenvererbeitun9 und Statiltik Nordrhein-Westfalen (Hg.): Berufsbildungsstatistik Nordrhein-Westfalen 1981, H.485. OOssel­
dorf 1983. und li!;l&ne B"eehnun�n. 

2) Der Zunahmafaktor ergibt lieh aus der Division dar Frauenanteile 1981 durch 1977. Er gibt d�s Vielfache der Zunahme der FraUlInanteile vOn 1977 auf 
1981 an. 

Tabelle 2; Höchstbesetzte Förderberufe im ,,Mädchenprogramm NRW" mit überwiegend programminduzierten Neuzugängen (mehr 
als 50%) in den Bestand weiblicher Auszubildender 1 )  

Zunahme- Programm-

Förder- faktor 2) induzierte 

Ausbit- fälle im Auszubildende Auszubildende Auszubildende der weib- Neuzugänge 3 ) . 

Berufsbezeichnung dungs- MP von insgesamt weiblich weiblich in % lichen Aus- an den weib-
bereich 1978 bis zubildenden lichen Aus-

1981 Spalte 9 : zu bildenden im 
Spalte 8 Durchschnitt 

1977 1981 1977 1981 1977 1981 1978 - 1 981 

2 3 • 5 6 7 8 9 1 0  1 1  

KFZ-Mechanikerin HW 212 1 9 719 20407 22 " 6  0,1 0,7 7,0 90 

Gas- und Wasserinstallateurin HW 40 7 544 9 506 4 3. 0,05 0,4 8,0 86 

Elektroi nsta 11 ateuri n HW 75 1 2 459 1 4 893 12 56 0,1 0,' 4,0 81 

Malerin und Lackiererin HW 834 7 929 10 307 67 86' 0,9 8,4 10,5 77 

Dreherin 1 97 3 933 3 978 2 1 19 0,05 3,0 6,0 64 

Fleischerin I/HW 121 3 634 4 352 27 17' 0,7 ',0 5,7 63 

Tischlerin HW 467 7 4 15 1 1  232 106 538 1 ,4 4,9 3,4 62 

Radio- und 
Fernsehtechnikeri n HW .2 3 6 17 3 485 27 49 0,7 1 ,4 2,0 58 

Eleletroanlageninstallateurin 54 5 74O 5 332 5 56 0,1 1,1  1 1 ,0 57 

Schilder-und 
Lichtreklameherstellerin HW 43 173 250 1 1  55 6,4 22,0 3,' 53 

Insgesamt / Im Durchschnitt 1995 72 163 63742 283 2091 0,4 3,3 8,25 

, 1 Vgl. zu den statistischen Zahlen die Quellenangaben bei Hild, P.; Fröhlich, D.,II. 11. 0.; Oberlicht 6. S. 280-294. 
21 Vgl. Tabelle 1 .  

31 Bez.ichn.t das Ausmaß (%1. in dem die Zunahme der Wliblichen AUS2ubildenden im Durchschnitt der Jahre 1978 bi, 1981 durch das Programm direkt 
bewirkt wurde; \111. Anmerkung [61. 
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Liebe Leserinnen, 
liebe Leser, 
Abiturienten drängen in die Berufs­
ausbildung.:' Dies ist grundsätzlich 
zu begrüßen, denn Bewerber mit 
besserer Vorbildung stellen auch 
Anforderungen an die berufliche 
Bildung in bezug auf Qualität und 
erhöhte Anforderungen Von der 
Nachfrageseite. Für das Bildungs­
system stellt sich jedoch gerade in 
der Zeit andauernd hoher Nach­
frage nach Ausbildungsplätzen in 
Betrieben und beruflichen Schulen 
die Frage, ob die Abiturienten diese 
Ausbildung nur als Ergänzung oder 
als Alternative zum Studium anse­
hen werden, ob sie die Hochschulen 
mittelfristig entlasten oder nur die 
seit Jahren wachsende Doppelnut­
zung von Ausbildungskapazitäten 
weiter vergrößern. 

Auf weit über 50.000 ist die Zahl der 
Abiturienten in diesem Jahr ange­
wachsen, die eine betriebliche 
Berufsausbildung nachfragen -fast 
doppelt so viel, wie drei Jahre zuvor. 
Mitwachsender Zahl der Abiturien­
ten sinkt die Studienabsicht: Wol­
len 1972 noch9von 10Abiturienten 
ein Studium aufnehmen, sogaltdie­
ser Ausbildungswunsch 1983 nur 
noch für 6 von 10. Stärker als die 
Zahl der Abiturienten ohne Stu­
dienabsicht (14 %) ist allerdings die 
Zahl der Unentschlossenen gestie­
gen. Sie liegt 1983 bei 23 %. Sicher­
lich rekrutieren sich die Abiturien­
ten-Nachfrager nach berufUcher 
Bildung zunächst aus der Gruppe 
der Unentschlossenen und denen 
ohne Studienabsicht. Für die beruf­
liche Bildung von erheblicher 
Bedeutung ist aber die wachsende 
Zahl von Abiturienten, die erst im 
Anschluß an eine weitere Ausbil­
dung studieren wollen: Waren es 
vom 76er-Abiturienten-Jahrgang 
nur erst 16.000 (11,7 %), so hat sich 

Trotz rückläufiger Ausbildungszahlen: 

Beschäftigungsperspektive 
ausgebildeter Elektro· 
fachkräfte sehr günstig 
Erwerbstätigen in Elektroberufen droht sehr viel seltener ein Verlust 
ihres Arbeitsplatzes als Angehörigen anderer Berufsgruppen. Nach 
Abschluß einer Berufsausbildungin einem Elektroberuferöffnen sich 
überdurchschnittlich gute Aufstiegs-undEinkommenschancen: Jeder 
dritte Ausgebildete gelangt in eine gehobene oder leitende Position 
oder ist als Selbständiger tätig. 

Dies geht aus der Studie ,,Ausbil­
dung und berufliche Situation 
von Fachkräften in Elektroberu­
fen" hervor, die jetzt vom Bun­
desinstitut für Berufsbildung 
(BIBB) veröffentlicht wurde. Sie 
basiert -wie die bereits publizier­
ten Analysen zu den Metallberu­
fen und den Einzelhandelsberu­
fen - auf einer gemeinsam mit 
dem Institut für Arbeitsmarkt­
und Berufsforschung 1979 
durchgeführten repräsentativen 

Wirtschaftsbereichs­
Wechsel zwischen 
Ausbildungs- und 
Erwerbsbetrieb bei 
Elektroberufen 
- in % -

Oieu Grafik ztoigt. 
wilMll Prozent der iI1 
ei,*" 'MIUochafIsbereich 
AuIlgeblld"'1'fl iI1 ..... n 
anderen abwar.:lem. 

Befragung von deutschen 
Erwerbspersonen. 
Die Zahl der Ausgebildeten 
(1979 insgesamt 768.000) über­
steigt die Zahl der in einem Elek­
troberuf Erwerbstätigen 
(507.000) beträchtlich. Viele 
Elektrofachkräfte finden ihr 
berufliches Fortkommen außer­
halb der Elektroberufe, davon 
19 % in Aufstiegspositionen als 
Ingenieure oder Techniker, 18 Ofo 
in einem Dienstleistungsberuf 

_ Abwanderer 

D Verbleiber 

aus: ,,Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis, BWP" VII1 
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Veränderung der Tätigkeiten nach Berufswechsel* 
- in "f. -

Fertigen, Montieren 

Reparieren, IllStandsetzen 

Priifen, Kontrollieren 

Maschinen bedienen 

Planen, Entwerfen 

waren lagam, Kaufen ete. 

Koordinieren, Anleiten 

BÜTO- u_ verwa�ungsarbeiten 

'dargestellt als Differenz der Anteilswerte von Beruffiwechslern und Nicht-Berufswechslem 

und 9 % in anderen Fertigungs­
berufen . Auch für Berufwechsler 
bestehen gleichermaßen günstige 
Berufsaussichten. Dies ist ein 
weiterer Hinweis auf die vielsei­
tige Verwertbarkeit einer 
Elektroausbildung. 
Die Hälfte der befragten Elektro­
fachkräfte hat angegeben, daß 
ihre berufliche Tätigkeit in jüng­
ster Zeit vielseitiger und interes­
santer geworden ist, jeder Dritte 
hat in den letzten Jahren an beruf­
lieher Weiterbildung teilgenom­
men, was auf eine überdurch­
schnittlich rasche Veränderung 
von Tätigkeitsanforderungen 
hinweist. 
Angesichts der günstigen 
Arbeitsmarktchancen und der in 
Aussicht stehenden Modernisie-

rung der Elektro-Ausbildungsbe­
rufe - an einer Überarbeitung der 
Ausbildungsordnungen indu­
strieller Elektroberufe wird im 
BIBB derzeit gearbeitet - ist der 
Rückgang der Zahl der neu abge­
schlossenen Ausbildungsverhält­
nisse seit 1981 besonders 
bedauerlich. 
Die Studie "Ausbildung und 
berufliche Situation von Fach­
kräften in Elektroberufen" von 
T. Clauß ist als Heft 62 der Reihe 
"Berichte zur beruflichen Bil­
dung" erschienen. Sie kann beim 
Bundesinstitut für Berufsbil­
dung, Referat Presse- und Ver­
öffentlichungswesen, Fehrbelli­
ner Platz 3, 1000 Berlin31  ,gegen 
eine Schutzgebühr bezogen wer­
den. Cß 

Veränderung der Kenntnisanforderungen nach Berufswechsel* iI 
- i n % -

Elektrotechnik 

Material- u. Werkstoffkunde 

Technisches Zeichnen 

Maschinenkennlnisse 

Statistik 

Verwaltungskenntnisse 

• dargestellt als Differenz der Anteilswerte von Befufswechslern und Nicht-Berufswechslem 
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die Zahl beim 83er-Jahrgang auf 
über 35.000 (20,1 Ufo) mehr als ver­
doppelt. 

Eine wachsende Zahl von Abitu­
rienten mit praktischer betriebli­
cher Ausbildungist im Hinblick auf 
die berufliche Tätigkeit zukünftiger 
Hochschulabsolventen sinnvoll 
und wünschenswert. Sie verstärkt 
jedoch in den kommenden Jahren 
die Belastung des dualen Systems 
erheblich und erschwert die Versor­
gung der Jugendlichen, die ohne 
Alternative zur dualen Ausbildung 
sind. Deshalb werden als l.ösungs­
möglichkeit häufig Sonderausbil­
dungsgänge für Abiturienten 
genannt. Die Bereitschaft hier!ürist 
- wie die letzten Jahre gezeigt haben 
- selbst in den größeren Betrieben 
nicht in nennenswertem Umfang 
vorhanden. Das A usbildungspoten­
tial ist begrenzt und auch die Zahl 
der Arbeitsplätze für die solche 
"Sonderausbildung" benötigt wird. 
Verdrängungsaspekte kommen 
hinzu: Speziell ausgebildete Abitu­
rienten nehmen den "herkömmli­
chen" Fachkräften Aufstiegsposi­
lionen weg. Die Berufschance des 
einen wäre die Aufstiegschance des 
anderen. 

Übrigens ist es eines der großen Vor­
teile der beruflichen Bildung im 
dualen System, daß der Zugang an 
keinerlei Eingangsvoraussetzun­
gen geknüpft wird. Das muß auch so 
bleiben! Das Berufsspektrum ist so 
breit, die Anforderungen prakti­
scher und theoretischer Art in den 
Berufen sind so unterschiedlich, 
daß die Berufsbildung für jede 
Begabung und jede schulische Vor­
bildung eine interessante Ausbil­
dung bietet. 

Ob sich für die Abiturienten im dua­
len System tatsächlich eine Alterna­
tive zum Studium aufbauen wird, 
hängt von sehr verschiedenen Fak­
toren ab: 

1. Abiturienten müssen sich die 
Kleinbetriebe erobern. Dort ist 
ihre Ausbildung zur Zeit noch 
ungewohnt, ihr Lernverhalten 
nicht immer Anlaß, den Versuch 
zu wiederholen. Allerdings bie­
tet gerade die Ausbildung im 
Handwerk den Abiturienten 
in teressall te berufliche Entwi ck­
lungsmöglichkeiten bis zur 
Gründung einer eigenen selb­
ständigen Existenz . 



2. Wer Abiturientenausbildung 
anbietet, sollte auch hinsicht­
lich ihrerzukünftigen Beschäfti­
gungs- und Aufstiegsmöglich­
keiten - einmal unabhängig von 
der Arbeitsplatzsituation - kon­
krete Vorstellungen entwickeln. 

Wenn diese Aspekte nicht ausrei­
chend berücksichtigt werden, müs­
sen die Abiturienten völlig "markt­
konform" wieder weniger nachfra­
gen oder an ihre Ausbildung im 
dualen System eine Hochschul­
Ausbildung anschließen. Attrakti­
vität von Ausbildung und Beschäf­
tigungen plus Weiterbildungs- und 
Aufstiegschancen tür beruflich aus­
gebildete Abiturienten sind deshalb 
das Rezept, umaul DauerBerufsbil­
dung zur wirklichen Alternative 
und nicht nur zur Ergänzung der 
Hochschul-Ausbildung von Abitu­
rienten zu machen. 

Es droht die Gefahr, daß bei weiter 
ungünstiger Arbeitsmarktlage die 
Berufsbildung im dualen System für 
Abiturienten das wird, was schu­
lische Berufsbildungsangebote für 
die Nachfrager nach Berufsbildung 
heute - leider - vielfach geworden 
sind. Eine " Warteschleife" vor der 
eigentlichen Ausbildung. Damit 
wäre niemandem gedient. Solange 
noch zehntausende von Jugendli­
chen ohne Ausbildungsplatz blei­
ben, kann man nur hoffen, daß mög­
lichst viele Abiturienten die A usbil­
dung an der Hochschule einer 
Bewerbung um einen betrieblichen 
Ausbildungsplatzvorziehen. Nurso 
kann es gelingen, in den nächsten 
Jahren jene zu versorgen, die außer 
einer Ausbildung im dualen System 
keine Alternative haben. 
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Technische Zeichner 

Veränderte Qualifikations­
anforderungen bei Einfüh­
rung von CAD-Systemen 
Die Einführung von eAD-Systemen (CAD = Computer Aided 
Design = computer-unterstütztes Zeichnen) verändert die Qualifika­
tionsanforderungen der Technischen Zeichner. Die Entwicklung ist 
jedoch nicht einheitlich. Waren die Arbeitsplätze der Technischen 
Zeichner bislang überall gleichartig mit konventionellen Zeichen­
brettern ausgestattet, so zeigen sich jetzt in den Wirtschaftszweigen 
wachsende Unterschiede. Ursacheistdie unterschiedlicheEinführung 
der neuen interaktiven Bildschirmgeräte. 

In besonderem Maße vollzieht 
sich der technologische Wandel 
z. B. bei der Entwicklung von 
Flugzeugen, AutomobHen und 
Leiterplatlen, da dort die techni­
sehen und organisatorischen 
Probleme mit Rechnerunterstüt­
zung wesentlich effektiver zu 
bewältigen sind. Es ist zu erwar­
ten, daß spätestens in den 90er 
Jahren in den genannten und in 
weiteren Bereichen mit ver­
gleichbaren Aufgabensteilungen 
ein Großteil der zeichnerischen 
Arbeiten mit Rechnerunterstüt­
zung erledigt wird. Neben den 
Betrieben dieses Bereichs sind 
vor allem Zulieferbetriebe für 
Bauteile und Baugruppen, die 
von einer geometrischen Grund­
form ableitbar sind, wie z. B. 
Motorkolben, Scheinwerfer oder 
Lichtmaschinen aus · Wettbe­
werbsgründen gezwungen, sich 
dieser technologischen Entwick­
lung anzupassen. Demgegenüber 
ist im allgemeinen Maschinen­
bau, dem Schwerpunkt der Aus­
bildung von Technischen Zeich­
nern, erst eine zögernde Installa­
tion von CAD-Systemen zu be­
obachten. 

Unsicherheit bei Lerninhalten 
Die unterschiedliche technolo­
gische Entwicklung in den einzel­
nen Wirtschaftszweigen bereitet 
Schwierigkeiten bei der Aus-und 
Fortbildung von Technischen 
Zeichnern. Vor allem fehlt ein 

abgesichertes Curriculum der zu 
vermittelnden neuen Inhalte. 
Diese Probleme in der Ausbil­
dungspraxis führen zu der Forde­
rung an das Bildungssystem nach 
Berücksichtigung der CAD­
Technologie in Lehrplänen und 
Ausbildungsordnungen. Mit gro­
ßem Engagement traten z. B. die 
Fachleute auf dem Internationa­
len CAD-Kongreß '83 des VDI in 
München für eine inhaltliche 
Anpassung der Ausbildung von 
Ingenieuren, Technikern und 
Technischen Zeichnern an den 
technischen Wandel im Kon­
struktionsbüro ein. Außerdem 
wiesen sie darauf hin, daß sich 
auch die Qualifikationsanforde­
rungen in den nachgelagerten 
Bereichen durch die Einführung 
von CAM (Computer Aided 
Manufacturing) verändern. Das 
Zusammenwachsen der traditio­
nellen Abteilungen Konstruk­
tionsbüro, Arbeitsvorbereitung 
und Fertigung infolge der inte­
grierten Datenverarbeitung 
erfordert neue Formen der 
Zusammenarbeit aller an der 
Entwicklung und Herstellung 
eines Produktes Beteiligten. 

Kooperation mit Daten­
verarbeitung 
Der Konstrukteur entwirft die 
Grobstruktur der Bauteile und 
Baugruppen auf der Grundlage 
der Angebotsdaten. Der Tech­
nische Zeichner verfeinert die 

VI/3 
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vorgegebene Struktur am inter­
aktiven Bildschirmarheitsplatz, 
bestimmt die notwendigen 
Ansichten und Schnitte sowie die 
Bemaßung und Bearbeitungsan­
gaben. Der Arbeitsvorbereiter 
blendet die ihn nicht interessie­
renden geometrischen Einzelhei­
ten des Bauteils an seinem Bild­
schirm aus und fügt die notwen­
digen Angaben beispielsweise für 
das Bearbeitungsprogramm 
einer numerisch gesteuerten 
Drehmaschine zu. Der Dreher 
kann an seinem Terminal dieses 
Programm abrufen und sich 
sowohl die zu bearbeitende Kon­
tur als auch den Programmtext 
ausgeben lassen, um es zu testen, 
zu korrigieren oder zu optimie­
ren. 

Mehr Grundlagenwissen erfor­
derlich 
Für den Technischen Zeichner 
bedeutet die Einführung von 
CAD-Arbeitsplätzen eine Ver­
änderung seiner Qualifika­
tionsanforderungen. Um die 
komplexen geometrischen Struk­
turen dem Rechner zugänglich zu 
machen, müssen sie in ihre Ein­
zelelemente zerlegt werden. 
Dazu sollte der Technische 
Zeichner Grundkenntnisse der 
analytischen Geometrie besit­
zen, die es ihm gestatten, mit 
unterschiedlichen CAD-Syste­
men eigenverantwortlich umzu­
gehen. Die geometrischen 
Objekte können durch Punkte, 
Linien, Flächen und Grundkör­
per beschrieben werden. Die ein­
deutige Zuordnung der einzel­
nen Geometrieelemente erfolgt 
in aufeinanderbezogenen Koor­
dinatensystemen, wobei neben 
rechtwinkligen auch Zylinder­
und Kugel-Koordinatensysteme 
vorkommen. In anderen Berei­
chen, vor allem bei der Erstellung 
von Plänen für Rohrleitungen, 
Schaltplänen und Funktionsplä­
nen steht der Umgang mit vor­
gegebenen Grundsymbolen, 
sogenannte "Menüfelder", im 
Vordergrund der Tätigkeit. 

Shs 
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AusbUdugsbllanz für 
einen Altersjahrgang 
Für die bildungspolitische Analyse der Versorgung eines Altersjahr­
gangs mit (Aus-)BHdungsplätzen, wären verlaufsstatistischeAngaben 
oder repräsentative Längsschnittsuntersuchungen von Alterskohor­
ten mit einer Zeitdauer von mehr als 10 Jahren erforderlich. Solche 
statistischen l!nterlagen liegen nicht vor. 

Die Erstellung einer "Versor­
gungsbilanz" für einen Alters­
jahrgang ist heute nur aufgrund 
sekundärstatistischer 
Bestandsangaben, repräsentati­
ven Erhebungen bei Schulabgän­
gergruppen (z. B. BIBB-Erhe­
bungen bei Schülern in berufli­
chen Vollzeitschulen 1979 und 
1981) und Plausibilitätsberech­
nungen möglich. Erstmalig 
wurde eine solche Berechnung 
für die Schulabgänger bzw. -
übergänger der Sekundarstufe I 
1979 durchgeführt'). Die folgen­
den Berechnungsergebnisse 
beziehen sich auf einen "Durch­
schnittsjahrgang" zu Beginn der 

Direkter und 
indirekter 
Weg 
zur Dualen 
Berufs-

- in % -

Ben.dsfachschule 
Berufsgrundbildungsjahr 
Berufsvorbereitungsjahr 

Maßnahmen der BA 
Gymnasium Sek IIfFachobersch. 

80er Jahre; sie zeichnen den Bit­
dungsweg dieses Altersjahrgan­
ges nach Abschluß der Sekundar­
stufe I auf. 
Den Prozentangaben in den 
Tabellen liegen folgende absolu­
ten Zahlen zugrunde: 
Übergänger und Abgänger aus 
Sek I (durchschnittlicher Alters­
jahrgang der 15 bis 17jährigen) 
Männer 540.000 
Frauen 
Insgesamt 

510.000 
1.050.000 

*) L. Alex: Beruflicher Bildungsweg 
eines Schuljahrganges, in: BWP 6/ 
1980 S. 13 ff. 

DIREKT 

DUALE 
AUSBILDUNG 
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1.  Wieviel 0J0 der Schulabgänger 
aus der Sekundarstufe I ein-
schließlich der Schüler in der 

Duale Ausbildung, direkt 
Gymnasiale Oberstufe, 
Fachoberschule 
Berufsfachschule 
Berufsgrundbildungsjahr 
Beruf.svorbereitungsjahr 
BerufsvQrbereitende Maßnahmen 
der Bundesanstalt für Arbeit 
Sonstige Ausbildung 
(z. B. Beamtenanwärter) 
ohne weitere Schule/Ausbildung 

2. Wieviel % der Schulabgänger 
aus der Sekundarstufe I ein­
schließlich der Schüler der 
10. Klasse der Gymnasien/ 
Gesamtschulen gehen direkt 

10. Klasse der Gymnasien/ 
Gesamtschulen gehen in 

weiblich männlich insgesamt 

29,5 41,8 35,8 

25,4 24,2 24,9 
26,5 11,2 18,6 

5,1 10,2 7,7 
4,1 4,7 4,4 

2,8 3,7 3,3 

4,9 2,8 3,8 
1,7 1,4 1,5 

100,0 100,0 100,0 

oder indirekt in das duale 
System und wie ist die Struk­
tur des indirekten Zugangs 
nach schulischer Herkunft? 

weiblich männlich insgesamt 

Direkt 29,5 41,8 35,8 
Indirekt 26,9 = 100,0 25,7 = 100,0 26,3 = 100,0 
davon aus: 
Berufsfachschule 15,7 
Berufsgrundbildungsjahr 3,5 
Berufsvorbereitungsjahr 1,8 
Maßnahmen der Bundes-
anstalt für Arbeit 0,6 
Gymnasium Sek lI/Fach-
oberschule (Hochschul-
berechtigte) 5,3 

3. Wieviel % der Schulabgänger 
aus der Sekundarstufe I ein­
schließlich der Schüler in der 
10. Klasse der Gymnasien/ 
Gesamtschulen brechen ihre 
(spätere) Ausbildung/Stu-

Ausbildungsabbreeher 
Nur Berufsvorhereitung einschi. 
entspr. Berufsfachschulbesuch 
Keine weitere Ausbildung 

davon mit Hochschul-
berechtigung 

Insgesamt 

58,4 8,4 32,7 12,0 45,6 
13,0 9,3 36,2 6,5 24,7 

6,7 2,6 10,1 2,2 8,4 

2,2 1,7 6,6 1,1 4,2 

19,7 3,7 14,4 4,5 17,1 

dium ab, absolvieren nur eine 
berufs vorbereitende Maß­
nahme oder gehen ohne den 
Besuch einer berufsbildenden 
Maßnahme von der Schule 
ab? 

weiblich männlich insgesamt 

6,8 7,2 7,0 

7,2 4,8 6,0 
3,6 2,6 3,1 

(1,9) (1,2) (1,6) 

17,6 14,6 16,1 
Ax 

Jeder zweite 
Auszubildende 
in einem neu­
georonetenBeruf 
162 Ausbildungsberufe sind seit 
lnkrafttreten des Berufsbil­
dungsgesetzes von 1969 neu 
geordnet worden. In diesen Beru­
Ien werden derzeit mit ca. 
850.000 Jugendlichen etwa die 
Hälfte aller Auszubildenden aus­
gebildet. Quantitativ (allen bei 
den zwischen 1970 und 1976 
neugeordneten Berufen für Jun­
gen die EJektro- und Bauberufe 
und die Kraftfahrzeugmechani­
ker sowie Maler/Lackierer und 
Fleischer ins Gewicht; bei den 
Mädchen sind es die Berufe fri­
seurin, Rechtssnwaltgehilfin und 
Apothekenhelferin. 

Die nach 1976 neugeordneten am 
stärksten besetzten Berufe sind 
lndustriekaufmann/Industrie­
kauffrau, Bankkaufmann/Bank­
kauffrau, Kaufmann/Kauffrau in 
Groß- und Außenhandel und 
VersichcJungskaufmannlVersi­
cherungskauffrau, die von Jun­
gen und Mädchen ungefähr 
gleich oft gewählt werden. 

Insgesamt befinden sich derzeit 
140 Ausbildungsberufe in der 
Neuordnung. Schwerpunkt der 
Neuordnung sind die 42 jndu­
strieUen Metallberufe mit ca. 
150.000 Auszubildenden, deren 
Regelungen noch überwiegend 
aus den 40ger Jahren stammen. 

Hinzu kommen die 12 industriel­
len Elektroberufe mit ca. 50.000 
Auszubildenden sowie die 
Berufe im Einzelliandelsbereich 
miU20.000 Auszubildenden, fer­
ner ab 1984 die 24 handwerkli­
chen Metallberufe mit ca. 
200.000 Auszubildenden. 

BelWer 

VIIS 
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Berufsvorbereitungs­
maßnahmen: 
Umweg, Sackgasse oder 
Ausbildungschance? 
Bei den Jugendlichen, die berufsvorbereitende Maßnahmen besu­
chen, ist ein großes Interesse an beruflicher Bildung vorhanden: über 
die Hälfte von ihnen woHte bereits am Ende der allgemeinen Schule 
anstelle einer berufsvorbereitenden Klasse oder eines entsprechen­
den Kurses (kurz BVJ) lieber eine Berufsausbildung beginnen. Das 
geht aus einer breit angelegten Wiederholungsbefragung von Absol­
venten der Berufsvorbereitung 1980 und 1981 des Bundesinstituts für 
Berufsbildung hervor. 

Das Ziel "vollqualifizierende 
Berufsausbildung" verloren die 
befragten Jugendlichen auch spä­
ter nicht aus den Augen, obwohl 
kurz nach Abschluß des berufs­
vorbereitenden Jahres zunächst 
nur ein Drittel und ein weiteres 
Jahr später insgesamt 45 % eine 
Lehre beginnen konnten. 

Trotzdem waren auch mehr als 
ein Jahr nach der Berufsvorberei­
tung etwa die Hälfte von ihnen 
nicht in das Berufsbildungssy­
stem (Lehre oder Schule) inte­
griert. Sie hatten entweder nur 
eine ungelernte Arbeit (32 %) 

gefunden oder nicht einmal dies 
(16 %).  
Es hat sich gezeigt, daß das BVJ 
für viele Jugendliche mit ver­
gleichsweise guten schulischen 
Voraussetzungen lediglich als 
Durchgangsstation zur betriebli­
chen Berufsausbildung dient. 
Wenn der Lehrstellenmangel 
nicht so groß wäre, würden diese 
Jugendlichen kein BV} besuchen. 
Für dieprsprüngliche Zielgruppe 
- Jugendliche, die besonderer 
Förderung bedürfen - führt das 
BV} hingegen zumelst in die 
Sackgasse der Ausbildungslosig­
keit und vielfach in die Arbeitslo­
sigkeit. 

1. AlI3bIdungswiir1 der Absolventen der Berut8Yorbereitung und Ihre Verwlrldk:hung von N79 bis 1981 
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2. AusbiklungiWÜnllChe der Jugendlich.", In,. der KootmIIgß.M>e und ihre Verwirklichung von 1979 bil 1981 

Wenn den Jugendlichen der 
Übergang in eine Berufsausbil­
dung gelang, mußten sie dabei 
vielfach ihre Berufswünsche auf­
geben (75 %), obwohl es sich kei­
neswegs um "Traumberufe" han­
delte. Insgesamt blieben für sie 
zumeist Berufe übrig, die sich 
kennzeichnen lassen durch kür­
zere Ausbildungszeit, frühzeitige 
Einbeziehung der Auszubilden­
den als Arbeitskräfte in den 
Betrieb und durch geringe spä­
tere Beschäftigungsmöglichkei­
ten. Als Folge dieser Umstände 
bei der "Berufswahl" brechen 
relativ viele Jugendliche ihre 
Lehre bereits im ersten Jahr ab. 

Der entsprechende Anteil liegt 
fast um 70 0(0 höher als bei der 
Gesamtgruppe aller Auszubil­
denden (27 % zu 16 %). 

Für die Gruppe der Absolventen, 
die über den weiteren "Umweg" 
einer anderen beruflichen Voll­
zeitschule das Ziel Berufsausbil­
dung erreichen wollte, erfüllte 
sich diese Hoffnung auch nur zu 
einem geringen Teil: ein Drittel 
von ihnen konnte anschließend 
einen Ausbildungsvertrag 
abschließen, für fast die Hälfte 
führte dieser Weg in eine U nge­
lerntentätigkeit oder in die 
Arbeitslosigkeit. 

Die Situation der Jungarbeiter, 
die bereits kurz nach der Berufs­
vorbereitung eine Arbeit gefun­
den hatten, stellt sich noch weit­
aus unsicherer als die der Lehr­
linge dar: weniger als zwei Drittel 
von ihnen (62 %) hatten ein Jahr 
später noch eine Arbeitsstelle, 
wobei der größte Teil (ebenfalls 
62 %) in dieser Zeit die Stelle 
gewechselt hatte. 

Der ursprünglichen Zielgruppe 
kann im BV} nur dann eine Per­
spektive eröffnet werden, wenn 
für sie Berufsvorbereitung als 
Ausbildungsvorbereitung ver­
standen und in ein Gesamtkon­
zept beruflicher Qualifizierung 
integriert wird. Hierzu liegen bei-



spielhaft bereits positive Erfah­
rungen vor. 

Zwei Studien sind in diesem 
Zusammenhang erschienen: 

• Berufsvorbereitung - was 
kommt danach? 

Ergebnisse der ersten Welle 
einer Repräsentativerhebung 
im Herbst 1980 bei Absolven­
ten der Berufsvorbereitung 
des Jahrgangs 1979/80. Von 
G. Kohlheyer, G. Westhol! 
unter Mitarbeit von M. Schie­
mann als Heft 54 der Reihe 
"Berichte zur beruflichen Bil­
dung" 

• Ausbildungs- und Berufswege 
von Jugendlichen nach der 
Berufsvorbereitung 1980 und 
1981 
Ergebnisse einer Panel-Erhe­
bung bei Absolventen der 
Berufsvorbereitung 1980 und 
1981. 
Von G. Westhoff unter Mit­
arbeit von M. Smid als Heft 61  
in derselben Reihe. 

Seide sind gegen eine Schutzge­
bühr beim Bundesinstitut für 
Berufsausbildung, Referat Pres­
se- und Veröffentlichungswesen, 
Fehrbelliner Platz 3, 1000 Ber­
lin 31,  zu beziehen. 

(BIBB) 

Zuwanderung 
ausländischer 
Jugendlicher 
gebremst 
Erstmals seit einigen Jahren gibt 
es bei den jugendlichen Auslän­
dern mehr Heimkehrer als 
Zuwanderer. 
Nach den neu esten Zahlen des 
Ausländerzentralregisters in 

thema: berufsbildung 

Neue CNC-Ausbildtmgsmittel 
des BIBB 
gehen in die Erprobung 
Sieben Übungen und ein Film zur 
Einführung in die CNC-Technik, 
die im Bundesinstitut für Berufs­
bildung gemeinsam mit Fachleu­
ten aus der Ausbildungspraxis 
entwickelt wurden, gehen jetzt in 
die Erprobung. Die neuenAusbil­
dungsmittel sollen Auszubil­
dende in metalltechnischen 
Berufen mit den grundlegenden 
Fakten der Konstruktion und 
Funktionsweise von CNC-Werk­
zeugrnaschinen sowie mit ihrem 
sachgerechten Umgang in einem 
ersten Schritt bekannt machen. 

Die Jugendlichen lernen mit ihrer 
Hilfe die Grundbegriffe des Pro­
grammierens und der Bedienung 
an Maschinen verschiedenster 
Hersteller. 

Die bisher erarbeiteten Ausbil­
dungsmittel führen in 4!e CNC­
Technik ein. Die sieben Ubungen 
betreffen: 

- Grundsätzliches zum Umgang 
mit CNC-Maschinen 

- Programmiercode 
(DIN 66 025) 

Köln zum 30. 09. 1983 haben sich 
die ausländischen Jugendlichen 
im Alter von 16 bis unter 20 Jah­
ren um ca. 5000 Personen im Ver­
gleich zur entsprechenden Zahl 
der 15 bis unter 19jährigen des 
Vorjahres (30.09. 1982) verrin­
gert. Ein Jahr zuvor lag die Ver­
änderung der entsprechenden 
Jahrgänge noch bei einem 
Zuwachs von knapp 14.000 aus­
ländischen Jugendlichen. Ein 
weiteres Jahr vorher erreichte 
der Aufwuchs sogar fast 45.000 
ausländische Jugendliche. 

- Programmierung von Werk­
zeugbewegungen (Koordina­
tensystem) 

- Bearbeitungsplan und Pro­
grammerstellung 

- Programmeingabe und Werk­
stückbearbeitung 

- Konstruktive Besonderheiten 
von CNC-Werkzeugmaschi­
nen 

- Funktionsweise der Steue­
rung 

Für einen qualifizierten Umgang 
mit den neuen Werkzeugmaschi­
nen muß der Auszubildende 
jedoch mehr wissen und können. 
In einem nächsten Schritt sollen 
deshalb weiterführende Übun­
gen zu den Schwerpunktberei­
chen Drehen und Fräsen erarbei­
tet und erprobt werden. 
Mit einem Bezug der erprobten 
und gegebenenfalls revidierten 7 
Grundlagen-Übungen ist ab 
Herbst 1984 zu rechnen. Der 
Film ist ab Januar 1984 beim 
Beuth Verlag, Berlin zu beziehen. 

Lr 

Diese Entwicklung rückläufiger 
"Seiteneinsteiger" darf jedoch 
nicht den Blick dafür verstellen. 
daß in den kommenden Jahren 
geburtenstarke Jahrgänge der 
ausländischen Bevölkerung in 
ein ausbildungsfähiges Alter her­
einwachsen. Da diese Jugendli­
chen das deutsche Bildungswe­
sen vollständig oder größtenteils 
durchlaufen haben, ist aber zu 
hoffen, daß ihre Eingliederung in 
die Berufsausbildung gegenüber 
früheren Jahrgängen leichter 
wird. Ax/Bro 
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Beratungsthemen in den Unterausschüssen beschlossen 

Hauptausschuß des B1BB 
legt Arbeitsplanung fest 
Die Planung für seine weitere Arbeit und die Beratungsthemen für 
seine Unterausschüsse hat der Hauptausschuß des Bundesinstituts 
für Berufsbildung auf seiner Sitzung am 8. und 9. Dezember 1983 
beschlossen. Zur Vorbereitung von Beschlüssen und Empfehlungen 
des Hauptausschusses sollen demnachfolgendeThemen beraten wer­
den: 

Unterausschuß 1 (Forschung) 
Ständige Aufgaben: Forschungs­
programm und dessen Fort­
schreibung; Beratung neuer Pro­
jekte 

Unterausschuß 2 (Weiterbildung 
- Umschulung - Femunterricht) 
2.1 Richtlinien für den berufli-

chen Fernunterricht 
2.2 Schaffung von zusätzlichen 

Qualifikationen für Aus­
gebildete, die sich aus kon­
junkturellen, strukturellen 
oder demographischen 
Gründen beruflich neu 
orientieren müssen 

2.3 Berufliche Weiterbildung 
für neue Technologien, ins­
besondere für Klein- und 
Mittelbetriebe 

2.4 Weiterentwicklung der 
beruflichen Fortbildung im 
Hinblick auf die Schaffung 
von beruflichen Weiterbil­
dungsgängen oberhalb der 
Meister- und Techniker­
ebene 

Unterausschuß 3 (Berufsbil­
dungsbericht - Statistik, Pla­
nung) 
Ständige Aufgabe: Beratung der 
Entwürfe des Berufsbildungsbe­
richts und Vorbereitung der Stel­
lungnahme des Hauptausschus­
ses 

Unter.usschuR 4 (Inhalte und 
Struktur der Berufsausbildung) 
4.1 Gleichwertigkeit vonberufli-

VI/8 

cher und allgemeiner Bil­
dung 

4.2 Verbesserung der Attraktivi­
tät der Berufsausbildung im 
dualen System für Abiturien­
ten unter Aufrechterhaltung 
des offenen Zugangs (gleiche 
Priorität wie Thema 4.1) 

4.3 Prüfungsanforderungen In 
Ausbildungsordnungen 

Unterausschuß 5 (Durchfüh­
rung der Berufsausbildung) 
5.1 Qualifizierungsangebote für 

"nebenberufliche Ausbilder" 
5.2 Auswertung der Erfahrun­

gen mit der Ausbildungsbera­
tung von besonderen Perso­
nengruppen;ggf. Prüfung, ob 
die "Grundsätze für die Bera­
tung und Überwachung der 
Ausbildungsstätten" inso­
weit ergänzt werden sollen 

5.3 Prüfung, ob und wie die 
Abstimmung zwischen 
Betrieb, überbetrieblichen 
Einrichtungen und Berufs­
schule anhand von Erfah­
rungsberichten und Vor­
schlägen des BIBB verhes­
sert werden kann 

Unterausschuß 6 (Medien - Aus­
bildungsmittel) 
6.1 Medienkonzeption (Überar­

beitung aufgrund der neuen 
Rechtsgrundlage des Ber­
BiFG) 

der 

7.1 Fortsetzung der Diskussion 
über Fragen der finanziellen 
Förderung der beruflichen 
Bildung in den 80er Jahren 

7.2 Auswirkungen des Arbeits­
färderungs-Konsolidie­
rungsgesetzes (AFKG) auf 
die Weiterbildung und 
Umschulung einschließlich 
der beruflichen Rehabilita­
tion sowie Vorschläge für 
entsprechende Konsequen­
zen 

Unterausschuß8 (innere Angele­
genheiten) 
Ständige Aufgabe: Haushalt, 
Organisation usw. 
Die Unterausschüsse des Haupt­
ausschusses tagen 2 bis 3 mal im 
Jahr. Die Unterausschüsse sind 
paritätisch besetzt. Ihnen kön­
nen von jeder Gruppe, d. h. von 
Arbeitgebern, Arbeitnehmern, 
Bundesländern und Bundesre­
gierung höchstens fünf Mitglie­
der angehören, von denen zumin­
dest ein Mitglied jeder Gruppe 
zugleich Mitglied des Hauptaus­
schusses sein muß. 

Liebe Leserinnen und 
liebe Leser I 

6mal hat "thema: beruisbildung" 
Ihnen 1983 aktuelle und kurze, 
informative Ergänzungen zum 
Textteil der BWP - und wie wir 
hoffen - brandneue und weiter­
verwendbare lnformationen 
geliefert. Auch in 1984 5011 diesso 
sein. Je mehr Rückmeldungen 
von Ihnen dazu kommen, desto 
"hautnaher" kann dieser Innen­
teil gestaltet werden. Deshalb 
sind wir auf Ihre Kritik und auf 
Ihre Anregungen angewiesen. 
Für 1984 wünschen wir Ihnen viel 
Erfolg bei Ihrer Arbeit. 
Die Redaktion. 

I 
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terung des Berufsspektrums für Frauen im Fertigungsbereich 
gelungen ist.. konnte es dem Trend der zunehmenden "Fernini­
sierung" im Dienstleistuogsbereich allerdings kaum entgegen­
wirken. Hier stieg der Konzentrationsgrad bei bereits hohem 
Niveau (von 72% auf 75%) weiterhin an. Für ein Aufbrechen 
der relativ einseitigen weiblichen Ausbildungsbeteiligung im 
Dienstleistungsbereich ist das quantitative Gegengewicht im Fer· 
tigungsbereich noch zu gering. 
Nun ist auf der globalen Ebene der Berufsbereiche die Ausbil- . 
dungswirkung des Mädchenprogramms nicht weiter bestimmbar. 
Sie wird nachfolgend an der Entwicklung von 22 ausgewählten 
gewerblich-technischen Berufen mit den meisten Förderfällen 
zwischen 1978 bis 1981 beurteilt: War die Zunahme der weib­'
lichen Auszubildenden in diesen Berufen überwiegend auf das 
Mädchenprogramm zurückzuführen (ptogramminduzierte Neu­
zugänge) oder auf eioo allgemeine Zunahme außerhaib des Pro­
gramms? 

Ohne Mädchenprogramm keine Öffnung von ,,Männerberufen" 
Tabelle 2 (siehe Seite 196, unten) enthält die Berufe, bei denen 
die Zunahme der weiblichen Auszubildenden hauptSächlich 
durch das Mädchenprogramm bewirkt wurde (5]. Ohne öffent­
liche Förderung wäre in diesen Berufen in den Jahren 1978bis 
1981 vermutlich keine nennenswerte Ausbildung junger Frauen 
erfolgt. - Die Berufe stehen in der Rangfolge der relevanten 
Maßzahl (Spalte 1 1 )  [6J. Sie verzeichnet in Prozent das Ausmaß, 
in dem die Zunahme weiblicher Auszubildender im Durch­

. schnitt der Jahre 1978 bis 1981 auf die Porgrammförderung 
zurückzuffihren ist. 

Ein Beispiel: Auf den Beruf Kfz·Mechaniker entfielen 1978 bis 
1981 212 Förderfälle (Spalte 3) . Im gleichen Zeitraum stieg der 
Anteil weiblicher Auszubildender im Kfz-Beruf von 0,1 Prozent 
auf 0,7 Prozent (Spalte 8 u. 9). Dies entspricht einem Zunahme-

faktor der Anteilswerte von 7,0 (Spalte 10). Die Erweiterung 
der Zahl weiblicher Auszubildender im Kfz-Beruf wurde tast 
ausschließlich - nämlich zu 90 Prozent (Spalte 1 1 )  - durch das 
Mädchenprogramm bewirkt. 
Die Förderberufe mit überwiegend programminduzierten weib­
lichen Neuzugängen zählen zu den "reinen" Männerberufen. 
Vor Einführung des Mädchenprogramms kam in diesen Berufen 
die Ausbildung junger Frauen so gut wie gar nicht vor. Der 
Anteil weiblicher Auszubildender lag 1977 bei nahezu allen 
Berufen (Ausnahme: Tischler, Schilder- und lichtreklameher­
steUer) weit unter 1 Prozent. Die Programmförderung hat in 
diesen Berufen von 197B bis 1981 eine originäre Wegbereiter­
funktion für Frauen entfaltet. Der programminduzierte Anteil 
an der Zunahme reicht von 90 Prozent bis 53 Prozent (Spalte 1 1 ) .  
Bei den Berufen Dreher und Elektroanlageninstallateur dürfte 
die durch öffentliche Förderung ausgelöste Erschließung für 
weibliche Auszubildende höher sein,. als es sich in der Tabelle 
niederschlägt, da hier neben dem allgemeinen Mädchenprogramm 
vielfach auch andere Modellversuche zu Buche schlagen, die in 
der Berechnung nicht berücksichtigt wurden. 
Obwohl der Input des Mädchenprogramms in den aufgelisteten 
Berufen unverkennbar ist, kann von einem Durchbruch der 
Frauenbeteiligung noch nicht die Rede sein. Vom Sprung über 
eine quantitativ ausweisbare 20-Prozent-Frauenanteilsgrenze 
mit eigendynamischem Ausdehnungspotential sind im Jahre 1981 
noch alle AUSbildungsgänge weit entternt (Ausnahme; Schilder­
und Lichtreklamehersteller) . Nach wie vor wird in diesen Berufen 
- sieht man einmal von den damit verbuJ"lClenen Beschäftigungs­
BUssichten ab -eine intensive Förderung junger Frauen vonnöten 
sein, wenn man ein Einfrieren der erreichten FrauenanteUe nicht 
in Kauf nehmen will. 

Da. Mädchenprogramm als Trendvetstärker 
Anders ist die Situation bei folgenden F(irderberufen (vgl . Ta­
belle 3). Hier bewegt sich das Mädchenprogramm im al1gemei-

Tabelle 3:  Höchstbesetzte Förderberufe im "Mädchenprogramm N RW'" mit geringen programminduzierten Neuzugängen 
(weniger als 50%) in den Bestand weiblicher Auszubildender 1) 

Zunahme- Programm-
Förder- faktor 2) induzierte 

Ausbil· fälle im Auszubildende Auszubildende Auszubildende der weib- Neuzugänge 1 ) 
Berufsbezeichnung dungs· MP von insgesamt weiblich weiblich in % lichen an den weib-

bereich 1978 Auszu- lichen Aus-
bis bildenden zu bildenden im 

1981 Spalte 9 : Durchschnitt 
1977 1981 1977 1981 1977 1981 Spalte 8 1978 - 1981 

2 3 4 5 6 7 8 9 10 1 1  

Konditorin HW 610 2 051 2 551 318 919 15,5 36,0 2,3 47 
Raumausstatterin HW 252 942 1 214 2 1 1  401 22,4 33,0 1,5 43 
Tankwartin , 105 1 426 1 4 1 1  70 154 4.9 10.9 V 43 
Werkzeugmacherin I/HW 85 5 883 6 357 5 130 0,1 2,1 21.0 41 
Druckformherstellerin , 56 78 299 7 110 9P 36,8 4,1 38 
Schriftsetzerin I/HW 147 516 672 43 269 8,3 40,0 4,8 36 
Mechanikerin I/HW 52 1 727 2 106 2 88 0,1 4,2 42,0 36 
Bäckerin HW 265 4 867 6 1 43 1 1 0  48' 2,3 7,6 3,3 33 
Handelsfachpackeri n , 41 302 496 21 63 7,0 12,7 1 ,8 30 
T extllmaschinenführerin 
(Spinnerinl 47 130 180 23 69 17,7 38,3 2� 13 
Köchin , 48 3 125 4 084 356 656 1 1 ,4 16,1 1 ,4 9 
Gärtnerin LW 50 3 153 4 800 488 1 557 15,5 32,4 2,1 4 

Insgesamt 1 1m Durchschnitt 1758 24 200 30313 1 654 4 880 6,8 16,1 2,4 

, , Vgl. Tabelle 2 

" Vgl. Tabelle 1 
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nen Trend zunehmender Frauenausbildung in diesen Berufen, 
d. h. die Anteile weiblicher Auszubildender sind im Durch­
schnitt der Jahre 1978 bis . 19B1 zwar stark gestiegen, jedoch ist 
dies weniger auf öffentliche Förderung zurückzuführen als 
vielmehr auf Neuzugänge außerhalb des Programms. 
Schon vor der I mplementation des Mädchenprogramms waren 
1977 i n  diesen Berufen nennenswerte Frauenanteile von 5 Pro­
zent bis 22 Prozent zu verzeichnen (Ausnahmen : Werkzeug­
macher, Mechaniker, Bäcker). Entsprechend fallen hier die 
Zunahmefaktoren der Anteilwerte weiblicher Auszubildender 
(Spalte 10) im Schnitt geringer aus als in Tabelle 2. Der Antell 
des Mädchenprogramms an den durchschnittlichen Neuzugängen 
(Spalte 1 1 )  liegt unter 50 Prozent und fällt je nach Beruf von 
47 Prozent (Konditor) auf 4 Prozent (Gärtner). Werkzeugmacher 
und Mechaniker bilden in der Reihe dieser Berufe eine AUSllahme. 
Bei diesen Berufen ist eine größere öffentl iche Förderung anzu· 
nehmen, als die programmii1duzierten Anteile (Spalte 1 1 ) zum 
Ausdruck bringen. Neben dem hier behandelten allgemeinen 
Mädchenprogramm wird ein Teil weiblicher Auszubildender in 
diesen Berufen über die verschiedenen Modellversuche gefördert, 
die in unseren Zahlen nicht berückSichtigt sind. 

Das Mädchenprogramm hatte in den oben aufgelisteten Berufen 
weniger die Funktion eines Wegbereiters als die eines Trendver­
stärkers, In den Berufen Konditor, Raumausstatter, Druckform· 
hersteller, Schriftsetzer, Textilmaschinenführer und Gärtner 
haben die Anteilswerte weiblicher Auszubildender 1981 durch· 
brechende Größen erreicht, die eine weitere Förderung von 
Mädchen nicht mehr unbedingt erfordern, zumal in diesen 
Berufen ein selbsttragender Trend zunehmender Frauenausbil­
dung - stärker als die programminduzierten Neuzugänge -
festzustellen ist. Dieser ,,selbstläufereffekt" zunehmender 
Frauenausbildung ist schon bei den Berufen 'Bäckerin und 
Köchin erkennbar. Bei zwar noch relativ geringen Anteils­
werten weiblicher Auszubildender (1981 : Bäckeri n 7,6%, 
KÖChin 16,1 %) war das Mädchenprogramm an den Neu­
zugängen wenig beteiligt (Bäckerin 33%, Köchin 9%). Dies 
liißt auch künftig eine zunehmende Ausbi klung junger Frauen 
ohne Förderung erwarten. 

Die Oualität dar FördlHberufll 
Bei näherer Betrachtung der Berufe fällt eine rege Fördertätig­
keit und eine prozentual hohe Zunahme der Frauenanteile. in 
handwerklichen Berufen auf: Maler und Lackierer, Konditor, 
Tischler, Bäcker, Fleischer. Die Entwicklung verläuft parallel zu 
der seit langem zu beobachtenden überaus starken Expansion 
der Ausbildungsverhältnisse in den weniger anspruchsvollen 
handwerklichen Berufen, während die anpruchsvolleren Berufe 
in Industrie und Handel relativ stagnieren bzw. wesentlich gerin­
gere Zuwachsraten verzeichnen_ Dieser Sadlverhalt der antizyk­
lischen Expansion "unattraktiver" Berufe - als "Schwamm· 
funktion" des Handwerks bekannt [7] - charakterisiert weniger 
eine Renaissance der handwerklichen Berufe in der Wertschät­
zung der jugendlichen Nachfrager als vielmehr ein erzwungenes 
Berufswahlverhalten der Jugendlichen, die in Ermangelung 
besserer Alternativen auf weniger attraktive Berufe zuriickgrei­
fen müssen. Es sind die Berufe, die in Zeiten eines allgemeinen 
Angebotsüberhangs an Ausbildungsplätzen nicht nachgefragt 
und auch in schlechteren 'Zeiten von den Bewerbern zunächst 
gemieden werden. In diesen Berufen sind nun besonders starke 
Zuwächse der Frauenanteile zu verzeichnen. Der Schwamm­
Mechanismus begünstigt also die Substitution männlicher Aus­
zubildender durch weibliche. In Anbetrachtet der besseren Vor­
bildung weiblicher Auszubildender in diesen "Männerberufen" 

scheinen Frauen eine Lückenbüßerfunktion zu erfüllen. da es für 
diese Berufs - trotz anhaltender Lehrstellenknappheit - schwie­
rig ist, qualifizierten männlichen Nachwuchs zu gewinnen. Ange­
sichts des aus Berufsverlaufsuntersuchungen bekannt hohen 
Mobilitätszwangs aus diesen Berufen heraus und angesichts des 
hohen Berufswechselrisikos aufgrund der geringen Transferier­
barkeit der erworbenen Qualifikationen [8J, ist diese Form der 

Erschließung von "Männerberufen " unter dem Aspekt der An· 
gleichung der Berufschancen für Frauen eher skeptisch zu beur­
teilen. 
Weiterhin fällt eine sta!1c:e Ausweitung der Frauenanteile in den 
Förderberufen auf, die als "Männerberufe" gelten, gleichwohl 
aber eine hohe Affinität �u den der Frau traditionell zugeschrie­
benen Reproduktionsarbeiten besitzen: Zu "frauenspezifischen" 
Tätigkeitsinhalten wie Kochen, Backen, Gestalten. Werken. Zu 
den entsprechenden Berufen zählen Konditorin ,  Bäckerin, Male­
rin und Lackiererin, Raumausstatterin, Gärtnerin, Köchin. Es 
scheint, daß die Substitution von Männern durch Frauen beson­
ders in jenen Berufen voranschreitet, denen aufgrund eines tra. 
ditionellen weiblichen Rollenverständnisses (Hausarbeit) und 
eines stereotypen Fähigkeitskonzepts eh ein Ausweitungspoten­
tial für Frauenbeschäftigung zugeschrieben wird. I n den anspruch5-
volleren Metall- und Elektroberufen des Fertigungsbereichs ist 
die Zahl der absoluten Förderfälle wesentlich geringer, und hier 
entwickeln sich die Frauenanteile von einem sehr niedrigen Aus­
gangsniveau nur sehr langsam. 
Zusammsnfilssung 
Das Mädchenprogramm hat im Kern die Aufgabe, Alternativ· 
ausbildungen für junge Frauen zu erschließen und offen zu hal­
ten. Dabei steht weniger der quantitative Effekt zusätzlicher 
Frauenausbildung im Vordergrund - bei 5418 FÖrderfällen in 
NRW in vier Jahren ist er relativ gering -, sondern eher die 
Erschließungsfunktion des Programms. Die Verbesserung der 
Berufschancen von Frauen ist vorrangig den Grundrechtsnormen 
der Gleichberechtigung (Art. 3,2; GG) und der Berufswahlfrei· 
heit (Art. 12,1; GG) verpfl ichtet. Staatliche I nstanzen sind dabei 
i n  der Pflicht, durch eigene Maßnahmen die Voraussetzungen 
fi.ir eine Gleichbehandlung und Erweiterung eines auswahlfähi­
gen Berufsangebots für Frauen zu fördern, die sonst in den nach 
ökonomischer Rationalität handelnden Betrieben kaum Fort­
schritte macht. Das Mädchenprogramm kann bei den fortwäh­
renden Restriktionen aufgrund der geschlechtsspezifischen 
Arbeitsteilung und der Spaltung des Arbeitsmarktes, der Frauen 
als disponible Arbeitskräfte je nach Bedarf ausgrenzt, nur ein 
Ansatz zur Öffnung neuer Berufsperspektiven sein. Um so mehr 
Wert muß auf die Auswahl der Förderberufe gelegt werden . Die 
Frauenanteilsgrenze unter 25 Prozent als bloßes Auswahlkrite­
rium für die gewerblich-technischen Förderberufe reicht nicht 

. aus. Darunter fällt eine Vielzahl von Berufen, die kaum Beschäf-
tigungsaussichten bieten. Dies muß zwangsläufig zu einer 
schwer verarbeitbaren Widerspruchserfahrung für Frauen (ebenso 
für Männer) in diesen Berufen fi.ihren: Einerseits wird ihnen eine 
hohe Flexibilitäts- und Innovationsbereitschaft für den Eintritt 
i n  die ,,Männerberufe" abverlangt; andererseits absolvieren sie 
eine Ausbildung in einem Beruf, der ihnen kaum die Möglich­
keit der Anwendung erworbener Oualifikationen in einer ent· 
sprechenden Berufstätigkeit eröffnet. Für die Bildung einer 
"neuen" Berufsperspektive, einer "neuen" beruflichen Identität 
ist die Förderung von Ausbildungsstellen in "Männerberufen" 
wichtig; untrennbar dazu gehört aber auch die Beschäftigungs· 
chance in diesen Berufen. 
Wenngleich die Förderentwicklung noch keinen überwältigenden 
Durchbruch der Frauenausbildung im gewerblich·technischen 
Bereich - insbesondere bei den qualifizierten Berufen - anzeigt, 
sind zur Verbreiterung des Ausbildungsspektrums bisher doch 
wesentliche Impulse vom Mädchenprogramm ausgegangen. Dabei 
ist die indi rekte Signalwirkung, die bei erfolgreicher Ausbildung 
in "männertypischen" Berufen auf andere Betriebe und Schul· 
abgängerinnen ausgehen kann,nicht zu unterschätzen. Der Trend 
muß durch öffentliche Förderung fortgesetzt werden, damit die 
Ausbildung von Frauen in "Männerberufen" keine Modeerschei­
nung aus der Phase des knappen Ausbildungsangebots bleibt. 
Sowohl in der Öffentlichkeit als auch in den Betrieben und unter 
den heranwachsenden Mädchen gilt es festzuschreiben, daß eine 
Ausbildung in qualifizierten gewerblich-technischen Berufen 
eine aussichtsreiche Alternative zu traditionellen "Frauenberu­
fen" sein kann. 
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Anmerkungen 
111 " Vgl. Brandes. H.; Ro,emenn. E :  Junge Frauen in der betrieblichtn 

Berufsausbildung - B!rufllStruktur!n und Entwicklunqsttndenzan. 
In: Weg, M . ;  Jurinek-Stinner, A. (Hg.!: Frauaneman2ipation und 
berufliche Bildung. München 1982. 

[2] Vgl. Minilterialbhltt NOrdrhlin-Wes-tfalen, Richtlinien vom 30.6.1981, 
S. 1544, Oü1$eldorf 1981. 

[3[ Die Ergltbni$$8 entstammen d� Untersuchung; Hild,P.; Fröhlich, 0.: 
AUlbildungsplatzsub'o'/!ntionen und berufsvorbereitendl Maßnah· 
men - Oi. Wirk,amkeit der Progremme in Nordrh.in·Wtstfllen 
(e"cheint demnächstl, die im Auftrag du Minilter� für Wirtschaft, 
Mittelstand und Verkehr, NRW, yom ISO-Institut in Köln durch­
geführt wurde. 

[41 Bil 1981 DM 300,-monatlich. 

[5] Bei der Beurteilung der AUlbildung.wirkung d .. Programms können 
keine Mitnahmeeffel<le berücksichtigt werden. 

[6] Die !!diiqulte Maßlahl wäre der Anteil der Förderfälle an den neu­
abgeschlolS!nen AusbildungIVerhältnissen lür Frauen im Beruf in 
den jeweiligen Jahren 1978 bis 1981 gewesen. Da in der Berufsbil­
dungsstatistik keine geschlecht"pelifische Differenzierung der Neu­
abschlü". vorlIegt, mußten wir uns eines Kunstgriffs bedienen: Aus 
dem nach Frauen differenzierten Bestand der Ausbildungsvlrhiilt· 
nisse haben wir jährlich von 1978 bis 1981 nach Berück,icht�ung 
der möglichen Abgange (bei 3jährigen AUlbildung,'o'/!rhiiltnilSen ein 
Oritt.1 der Auszubildenden) und eil verbleibende Dilhrenz der 
Bestände )&weils zwei eufeinanderfolgtnder Jahre die frauenSplzi­
fischef! Nluzugänge errechnet. Von die:;en errechneten jährlichen 
Neuzugängen wurden aufgrund der vorliegenden jährlichen Förder· 
fiille die Ant";le des Mädchenprogramms an den frauenspezifilchln 
Neuzugängen nach Berufen trmitt.l t. D.r DurChschnitt der 4 An· 
teile des Mädchenprogramms jew.ils von 1978 bis 1981 ergibt die 
in Spalte 1 1  der Tabell.n 2 und 3 verwandte Maßzahl; Programm­
induzierte Neuzugänge an den weiblichen Auszubildenden im 
Durchschnitt. Vorzeitige Vertragseuflösullllen konnten bei die:;er 
Rechnung nicht berücksichtigt werden, Die, ist ein systematischer 
Fehl.r, der bei allen Berufen euftritt. Er fillvt im einz.lnen zU leich· 
ten Verzerrungen bei unter5ChiedHchen berufS5pezifischen Abbruch­
quoten. In Ermangelung differenzierter Berufsst�tistiken h�lten wir 
die&& Art dir Berechnung der Ausbildungswirkungen des ProgNlmms 
für vertretbar. Sie dÜlite in etwa die Realität widerspiegeln, wenn 
euch nicht .uf den Prozentpunkt yenau, SO doch im Verhiiltnis der 
(Rangfolge) der Förderberufe untereinander. 

171 Vgl. S�chverständigenkommi"ion: Kosten und Finanzierung der 
�ußerlChulilChen beruflichen Bildung IAblchlußberichtl,  Deutscher 
Bundestag, BundlStaQlldrucksache 7/1811, Bonn 1974, S. 246-253. 

[81 Vgl. Hofbauer, H.; König, P.: Berufswechsei bei männlichen Erwerbs­
personl!n in der 8RD. In: MittAB 1/1973, S. 37---66; HofbauIr, H.; 
Kraft, H.: Betriebliche Beruhausbildung und Erwerbstätigkeit, 
Betrj�bs· und Berufswech .. 1 bei männlichen Erwerb,perKmen nach 
Abschluß der betriebjichen Beruf..,usbildung. In: MiltAB 1 /1974, 
S_ 44---66; Hofbauer, H.: Strukturdiskrepanun zwischen Bildung.­
und Beschäftigungssystem im Bereich der betrieblichen Berufsaus­
bildung fiir Facharbeiterblrufe. In: MittAB 2/1977, S. 252�257. 

Ergänzende Aussagen auf der 
Basis des Modellversuchsprogramms der 
Bundesregierung zur ErSChließung 
gewerblich/technischer Ausbildungsberufe 
für Mädchen 

Zum Beitrag von Paul Hild und Dieter Fröhlich 
"Die Wirksamkeit der Mädchenprogramme 
am Beispiel Nordrhein-Westfalen" 

o Die in dem Beitrag von Hild/Fröhl ich beschriebene Ausgangs· 
lage für die "Mädchenprogramme" galt auch für das Modell­
versuchsprogramm des Bundes zur Erschließung gewerblich/ 
technischer Ausbildungsberufe für Mädchen. Die zwischen 
1978 und 19B1 begonnenen Modellversuche dieses Programms 
werden in Zusammenarbeit mit den Ländern an 21 Standorten 
im Bundesgebiet und Berlin durchgeführt und vom Bundes­
institut für Beruhbildung koordiniert und fachlich betreut [ 1 ] .  

Die i n  der Tendenz abweichenden oder auch gleichlaufenden 
Ergebnisse und Erfahrungen aus diesen Modellversuchen 
sollen die auf Nordrhein-Westfalen bezogenen Aussagen von 
Hild/Fröhlich ergänzen mit dem Zie(, einen mög( ichst umfas-' 
senden GesamteindrUCk von den Maßnahmen zu vermittel n. 

o Im Unterschied zu dem im Beitrag von Hild/FröhHch exem· 
p[arisch beschriebenen Mädchenprogramm NW hatten die 
Modellversuche nicht das kurzfristige Ziel, durch finanzielle 
Anreize zusätzliche Ausbildungsplätze für Mädchen zu 
erschließen, Vielmehr sollte in den Modellversuchen erprobt 
werden, unter welchen Bedingungen die Ausbildung von 
Mädchen in gewerbliCh/technischen Berufen i n  verstärktem 
Umfang möglich ist. Der im Modellversuchsprogramm gesetzte 
Schwerpunkt auf Metallberufe und Elektroberufe mit 1977 
weniger als 5 Prozent weiblichen Auszubildenden ist insofern 
auch als ein Herantasten an Ausbildungsmöglichkeiten für 
Mädchen zu werten, die bis dahin als echte Männerberufe 
galten und allenfalls für einzelne Mädchen glMlignet erschienen. 
Eine weitere Zielsetzung des Modeflversuchsprogramms war, 
daß die Öffnung für Mädchen in den Ausbildungsberufen 
erfolgen sollte, in denen in der Verganganheit die größte Zahl 
von Ausbildungsplätzen bereitgestellt worden war, und in 
Berufen, die auch von Jungen stark nachgefragt worden sind 
bzw. besetzt waren. Mit dieser Eingrenzung sollte einer Ver­
drängung der Mädchen auf Randbereiche oder einer Lücken­
büßer-Rol(e der Mädchen vorgebeugt werden. 

o In den Modellversuchen haben insgesamt 1232 Mädchen eine 
gewerblich/technische Berufsau sbi[dung in einem der in die 
Versuche einbezogenen 75 anerkannten Ausbildungsberufe 
(einsch[ießlich gestufter Abschlüsse) begonnen. Entsprechend 
den Vorg'aben des Modellversuchsprogramms wurden die Teil­
nehmerinnen schwerpunktmäßig in den Berufsfeldern Metall­
technik mit 53 Prozent und Elektrotechnik mit 37 Prozent 
der abgeschlossenen Ausbi[dungsverträge ausgebildet, Die 
übrigen Verträge verteilen sich auf die Berufsfelder Holz­
technik, Chemie, Physik und Biologie, Drucktechnik, Farb­
technik und Raumgestaltunll, Textil und sonstige Berufe. Der 
im Mädchenprogramm NW besonders starken Inanspruch­
nahme für einzelne Berufe, z. B. der Förderung fiir Malerin­
nen und Lackiererinnen, stehen in den Modellversuchen nur 
3 Prozent Malerinnen und Lackiererinnen (von 1232) gegen­
über. 

o Die in den Modellversuchen am stärksten besetzten Ausbil­
dungsberufe waren 
i m  Beruhfeld Metalltechnik: 
Maschinenschlosserin (rH) 
Dreherin (I H )  
Mechanikerin (lH) 
Kfz-Mechanikerin (Hw) 
Werkzeugmacherin (lH) 
Feinmechanikerin (IH) 

im Berufsfeld Elektrotechnik: 

= 101 
87 
77 
76 

- 67 
67 

Nachrichtengerätemechaniker i n " )  - BB 
Femmeldehandwerkerin 
Informationsei ektronikerin 
Elektrogerätemechanikerin ") 
Elektroan[agenista(lateurin .. ) 

7B 
53 
49 

- 45 

Teilnehmerinnen 

Teilnehmerinnen 

"I Stufenausbildung;die Teilnehmerinnen konnten nach erfolgrticher 
Prüfung lum Teil die AlI$bildung in der Aufbeustuf. - eln.m 
Elektronikbtruf -fort$etz.n. 

o Nicht nur das erschlossene Berufsspektrurn ist in den Modell· 
versuchen anders a(s im Mädchenprogramm NW. Auch die 
Teilnehmerinnen unterscheiden sich offensichtlich. Zwar sind 
auch die Modellversuchstei[nehmerinnen fast ausschließlich 
deutscher Nationalität, das Schulabsch[ußniveau [ag jedoch 
nur in einigen Versuchen über dem der männlichen Auszu­
bildenden des entsprechenden Berufs. Insbesondere für den 
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ersten Ausbildungsjahrgang in den Modellversuchen hatten 
sich noch relativ wenig Mädchen beworben bzw. wurden 
Mädchen sehr kurzfriitig für die gewerblich/technische Aus­
bildung interessiert, die eigentlich in andere Berufe gewol lt 
hatten. Bei der Bewerberauswahl des ersten Ausbildungs­
jahres wurden daher häufiger noch Mädchen berücksichtigt, 
die ein niedrigeres Schulabschlußniveau und/oder schwächere 
Testergebnisse aufwiesen als ihre männlichen Mitbewerber. 
Dieser "Bonus" wurde eingeräumt, um den Modellversuch 
kurzfristig beginnen zu können. Bei den Folgejahrgängen 
haben die Ausbildungsbetriebe stärker auf vergleichbare 
Schulabschlüsse und Testergebnisse bei Mädchen und Jungen 
geachtet und dieses Vorgehen damit begründet, daß sich der 
"Bonus" im Auswahlverhhren nicht bewährt habe bzw. die 
so bevorzugten Mädchen schwächere Ausbildungsleistungen 
gezeigt hätten. Nachdem nun die Prüfungsergebnisse der 
ersten Ausbildungsjahrgänge vorliegen, ist jedoch festzu· 
stellen, daß zumindest der Prüfungserfolg auch der Mädchen 
mit niedrigerem Schulabschlußniveau gut gewesen ist. Denn· 
noch darf dieses Ergebnis nicht darüber hinwegtäuschen, daß 
die Entscheidung der Ausbildungsbetriebe in einem Zusam· 
menhang mit besserer Vorbildung der Bewerberinnen steht: 
An Mädchen werden angesichts der starken männlichen 
Konkurrenz um den Ausbildungsplatz hohe Anforderungen 
gestellt, Vor allem wird ein starkes Beruh· und Ausbildungs· 
interesse erwartet; Verlegenheitslösungen sind nicht gefragt. 

o Die unterschiedliche Entwicklung nach Berufen zwischen dem 
Mädchenprogramm NW und dem Modellversuchsprogramm 
des Bundes dürfte wesentlich in den beschriebenen engeren 
Vorgaben des Modeltversuchsprogramms für die Auswahl der 
Berufe und in den Förderungsmodalitäten begründet liegen. 
Nach den Förderungsrichtlinien für Modellversuche kann der 
Durchfiihrungsträger/Ausbildungsbetrieb zu den belegmäßig 
nachzuweisenden "versuchsbedingten Mehrkosten" eine För­
derung bis zu 75 Prozent aus Mitteln des Bundesministeriums 

für BildullQ und Wissenschaft erhalten. ;,Als versuchsbedingte 
Mehrkosten werde� solche betrieblichen Mehrkosten ein­
schließlich der Kosten eventueller baulicher Anpassungsmaß· 
nahmen angesehen, die zur Ermöglichung der Modellversuchs­
durChführung notwendig sind, ebenso die Kosten der wissen­
schaftlichen Begleitung. Die Kosten der Ausbildungsvergütun­
gen können in die Förderung nicht einbezogen werden" [2]. 

Entsprechend diesen Förderungsbedingungen erfolgte die 
Ausbildung in den Modellversuchen zum Teil auch ohne 
finanzielle Förderung. Einerseits waren den Betrieben die 
Modalitäten zu umständlich, andererseits konnten bei der 
Ausbildung eines Mädchens statt eines Jungen keine höheren 
Kosten nachgewiesen werden oder blieben in  so marginalen 
Größenordnungen, daß der Aufwand nicht gelohnt hätte. In 
der Mehrzahl der F,örderfäl le waren ,,zusäuliche" Ausbil­
dungsplätze die Förderungsgrundlage, und zwar dann, wenn 
der Modellversuch nur durch die Einrichtung zusäulicher 
Ausbildungsplätze zustande kommen konnte. 

o Die Frage, ob auch die Modellversuche Wegbereiter oder 
Trendverstijrker einer zunehmenden Frauenausbildung in 
"Männerberufen" waren, läßt sich für die Modellversuche 
nicht so klar beantworten, weil die programminduzierte 
Zunahme "der Mädchenausbildung im Sinne von ,regionalen 
Einflüssen, etwa Förderprogrammen der Länder, regionale 
Wirtschaftsstruktur, Ausbildungsplatzangebot und ·angebots­
struktur nicht zu trennen ist. Die statistischen Daten legen 
allerdings gerade für die in das Modellversuchsprogramm 
einbezogenen Berufe eher eine Wegbereiterfunktion nahe. 
Werden die Daten des Statistischen Bunde�amtes zugrunde· 
gelegt, so zeigt sich, daß im Zeitraum des Modellversuchspro· 
grainms der Frauenanteil in den geförderten Berufen absolut 
und relativ kontinuierlich gewachsen ist. 
Für die in den Modellversuchen am stärksten besetzten Berufe 
ergibt sich insgesamt folgendes Bild: 

Metallberufe: Weiblichll Auszubildende absolut und in v.H. der Auszubildenden in den jeweiligen Berufen insgesamt 

Berufe 1977 1978 1982 1979 1980 1 981 
absolut i n v.H. absolut in v.H. absolut in v.H. absolut in v.H. absolut in v.H. absolut in v.H. 

Maschinenschlosserin (IH) 21 °P5 85 O� 186 0,4 303 0,7 433 0,9 566 1 ,2 
Dreherin ( lH) 11 0,1 56 0,6 149 1 ,4 226 2,1 372 3,4 399 3,6 
Mechanikerin (lH) 1 1  0,1 102 O� 245 1,9 425 3,1 622 4" 687 4,9 
Kfz-Mechanikerin (Hw) 1 14 0,1 209 O� 366 0,4 529 0,6 701 0,9 690 Oß 
Werkzeugmacherin (I H) 27 0,1 1 1 4  0.5 203 0,9 326 1,4 416 1 ,9 463 2,1 
Feinmechanikerin (IH) 44 1,0 97 2,1 157 3ß 249 5,5 322 7,4 395 9} 

Quelle: S181istisches Bundesamt und lIigenli Bllrecl'vlungen 

Elektroberufe: Weibliche Auszubildende absolut und in v.H. der Auszubildenden in den jeweiligen 8erufen insgesamt 

Berufe 1977 1 978 1979 1980 1981 1982 
absolut i n v.H. absolut in v.H. absolut in v.H. absolut i n v.H. absolut in v.H. absolut in v.H. 

Nachri chtengeräte-
mechanikerin ( IH) 93 2,0 135 3,1 295 5,9 365 7,0 325 6,3 349 6,6 
Fernmeldehand-
werkerin (ÖD) 197 l ß  259 2,1 290 2,4 399 3,3 495 42 636 5,4 
Informations-
elektronikerin ( lH) 14 U 21 1 ,4 42 2,2 72 3,1 1 1 7  4,2 170 5� 
Elektrogeräte--
mechanikerin (IH) 27 1 ,0 45 1.5 92 . 2,9 125 3,9 1 1 7  3,6 147 4,5 
Elektroanlagen· 
installateurin ( lH) 20 0,1 42 O� 93 0,6 133 0,9 169 1 2 163 1 ,2 

Quell.: Statistisches Bundesamt und eilJl1'lll Berechnungen 



BWP 6/83 ehr. Alt; Ergänzende Aussagen 201 

o Auffallend an diesen Daten ist die von insgesamt sehr niedri· 
gern Ausgangsniveau unterschiedliche Zunahme der weib­
lichen Auszubildenden nach Berufen und ihres Anteils an der 
jeweil igen Zahl der Auszubildenden. Aus den Modellversuchen 
lassen sich dazu bisher keine Gründe nachweisen, weder was 
die fördernden noch was die hemmenden Momente betrifft. 

Verdichtet haben sich bisher lediglich Aussagen, die darauf 
hinweisen, daß 

das gewerblich/technische Ausbildungsplatzangebot für 
Mädchen sich stark nach der einzelbetrieblich vermuteten 
Eignung der einzelnen Ausbildungsberufe für Mädchen 
und nach der Einschätzung potentieller Beschäftigungs· 
möglichkeiten für Frauen in diesen Berufen richtet. Die tat· 
sächlichen Ausbildungsverläufe und Prüfungsergebnisse der 
weiblichen Auszubildenden sowie erste Einsatzerfahrungen 
in der beruflichen Tätigkeit zeigen jedoch auch in den' 
Berufsgruppen, die bisher noch immer einen absolut und 
relativ sehr geringen Frauenanteil aufweisen, daß die Aus· 
bildung von - und für - Mädchen in diesen Berufen kein 
besonderes Risiko ist, wenn die entsprechenden persön· 
lichen Voraussetzungen der Mädchen, insbesondere gute 
Mathematikkenntnisse und Interesse für technische Zusam· 
menhänge und handwerkliche Tätigkeiten, gegeben sind 
und auch die Ausbildungsbetriebe bereit sind, kontinuier­
lich Mädchen in  die Ausbildung aufzunehmen und in der 
Personalplanung zu berücksichtigen, somit sich auch auf 
Frauen in diesen Berufsbereichen einzustellen . .  

die Nachfrage von Direktbewerberinnen für einen gewerb· 
lich/technischen Ausbildungsplatz sich auf Berufe konzen· 
triert, die entweder von der Berufsbezeichnung und den 
erwarteten Tätigkeiten her eine relative Nähe zu auch 
bisher mit Frauen besetzten Berufen zeigen oder Berufen, 
die nach der Berufsbezeichnung eine handwerklich, weni· 
ger theoretisch, orientierte Ausbildung erwarten lassen 
(auch wenn dies defacto nicht der Fall ist). Ein weiterer 
Nachfrageschwerpunkt der Direktbewerberinnen liegt bei 
Berufen, die in hohem Maße das I nteresse der Jugendlichen 
beiderlei Geschlechts besiuen, etwa Kfz-Mechaniker/in 
und Zweiradmechaniker/in. 

Das heißt insgesamt, die potentiellen Arbeitsmarktchancen 
und Aufstiegschancen der einzelnen Berufe fallen bei den 
Direktbewerberinnen offensichtlich weniger ins Gewi.cht als 
persönliche Interessen und relative Nähe zu den herkömm­
lichen Frauenberufen. Zur Erschließung der sogenannten 
Männerberufe für Frauen ist demnach eine weitere öffent· 
liehe Förderung notwendig. Die Signalwirkung der bisher in 
diesen Berufen ausgebildeten und beschäftigten Frauen reicht 
allein noch nicht aus, die Programmziele weiter zu tragen . 

o Zumindeit für die sogenannten Männerberufe im engeren 
Sinne, wie es die in das Modellversuchsprogramm des Bundes 
einbezogenen Berufe waren, ist d�von auszugehen, daß die 
Förderung im Rahmen der Modellversuche und durch die 
"Mäclchenprogramme" der Länder die seit 1978 zu verzeich· 
nende Öffnung entscheidend unterstützt hat, d. h. eine Weg· 
bereiterrolle spielte. 

Den Modellversuchen kommt dabei insofern eine Sonder­
funktion zu, als nicht nur die zusätzlich geschaffenen Ausbil· 
dungsplätze gewichtet werden müssen, sondern, gestützt 
durch die Erfahrungen der 8etriebe mit den Modellversuchs­
teilnehmerinnen und unterstützt durch die Tätigkeit der 
wissenschaftlichen Begleitungen am Ort,auch der tendenziell 
spürbare Abbau von Vorbehalten hinsichtlich Ausbildungs· 
und Einsatzmöglichkeiten für Frauen in diesen Berufen. Die 
Weiterführung der Ausbildung von Mädchen nach den Modell· 
versuchsjahrgängen - und zwar ohne finanzielle Förderung 
und bei weiter gestiegener Zahl männlicher Bewerber -bestä· 
tigt dieses Ergebnis ebenso wie die Bereitschaft der Durch­
führungsträger , bei regionalen Übertragungsmaßnahmen als 
Multiplikatoren tätig zu werden. 

o Nicht zu übersehen ist allerdings, daß die Erschließung von 
qualifizierten Metall- und Elektroberufen nicht mit den glei­
chen Steigerungsraten erfolgt ist, wie dies bei den Berufen 
der Fall war, bei denen die Förderung im Sinne eines Trend­
verstärkers wirkte, wie es Hild und Fröhlich ausführen. Die 
daraus hergeleitete Forderung nach einer Fortsetzung der 
Erschließungsbemiihungen, u .  a. mit finanzieller Förderung 
und unter stärkerer Beachtung der generellen Beschäftigungs­
aussichten in  den einzelnen Berufen, sind auch vor dem Hin­
tergrund der Ergebnisse aus dem Modellversuchsprogramm 
des Bundes zu stellen. 

o Die Erschließung qualifizierter und aussichtsreicher gewerb· 
lieh/technischer Ausbildungsberufe für Mädchen kann aller· 
dings kein Allheilmittjll zur Lösung der Ausbildungsprobleme 
von Mädcl1en sein. Die geschlechtsspezifische Benachteiligung 
der Frauen am Arbeitsmarkt ist damit noch nicht gelöst. 

Vorbehalte, faktische EinsaU!iChwierigkeiten und die Tat· 
sache, daß die Jungfacharbeiterinnen durch Schwangerschaft 
und Kindererziehung gegebenenfalls auf einige Jahre ausfallen 
können, schränken ihre Konkurrenrlähigkeit gegenüber den 
männlichen Kollegen weiterhin ein. Die qualifizierte Berufs­
ausbildung für Mädchen, auch in gewerblich/technischen 
Berufen, ist ein Schritt in die richtige Richtung, kann aber 
das gesellschaftspolitische Problem nicht lösen. 

Anmerkungen 
1 1 ]  Zu Anlage und Z"'len des Modellwrsuchsprogramms vgl.: Alt, eh., 

Arndt, H., Ostendorf , H., Schmidt �on B...-delebfln, R.: Erschließung 
gewerblich/technischer Au.bWdung.berufe f(jr Mädchen, Bericht Gber 
Zielsetzung und Stand d .... Modellvefluche. Bundesinslitut für Berufs­
bildung (Hrsg.): Berlin 1980 IModeilversuche zur beruflichen Bildung. 
Heft 6]. 

121 Ebenda,S.105-106. 
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J ü rgen Walter I Peter Hausmann 

Erstellen und Auswahl bundeseinheitlicher Prüfungsaufgaben 

und die Abnahme der Abschlußprüfung durch 

Prüfungsausschüsse nach § 36 Berufsbildungsgesetz 

Das Thema "bundeseinheitliche Prüfungsaufgaben!programmier­
te Prüfungen" wird seit einiger Zeit kontrOVBI'$ erörtert. Die 
IG Chemie-Papier-Keramik hat hierzu positiv Stellung genom­
men [1 J und vertritt weiter den Standpunkt, daß die Abnahme 
von Abschlußprüfungen mit Hilfe von bundeseinheitlichen 
Prüfungsaufgaben durchgeführt werden sollte. 
Andererseits gibt es die bei den zuständigen Stellen eingerichte­
ten Prüfungsausschüsse, die die Prüfungen abzunehmen naben 
und mit eigenen Aufgaben und Rechten ausgestattet sind. Es 
liegt im gewerkschaftlichen Interesse, daß die Mitwirkungs- und 
Gestaltungsmäglichkeiten der regionalen Prüfungsausschüsse auch 
bei Erstellen und Auswahl bundeseinheitlicher Prüfungsaufgaben 
gewährleistet sind und genutzt werden. Wie dies konkret gesche­
hen kann, soll im folgenden erörtert werden. 

1 Vorbemerkungen 

Bei den anerkannten Ausbildungsberufen sind nach § 34 Berufs­
bildungsgesetz Abschlußprüfungen durchzuführen, die durch bei 
den zuständigen Stellen zu bildende Prüfungsausschüsse abzu­
nehmen sind (§ 36 Berufsbildungsgesetzl. Neben diesen regiona­
len Prüfungsausschüssen, die in unserem Bereich bei den einzel· 
nen Industrie- und Handelskammern bestehen und deren Zahl in 
die Hunderte geht, gibt es das Bestreben, die Abschlußprüfungen 
bundeseinheitlich zu gestalten und in sogenannten Aufgaben­
erstellunysausschüssen bundeseinheitliche Prüfungsaufgaben zu 
erstellen und für die Prüfung auszuwählen. Hieraus ergeben sich 
die Fragen, ob die Prüfungsausschüsse 

a) grundsätzlich überhaupt an der Erstellung und Auswahl der 
bundeseinheitlichen Prüfungsaufgaben zu beteiligen sind und 

b) wie gegebenenfalls ihre Mitwirkung auszusehen hat. 

2 Grundsätzliche Zuständigkeit der Prüfungsausschüsse 
für El"1tellung und Auswahl 
der schriftlichen Prüfungsaufoaben 

In dieser Frage ist eine Stellungnahme angebracht, weil verschie­
dentlich von seiten der Kammern, aber auch teilweise von der 
Rechtsprechung die Ansicht vertreten wurde, daß die Prüfungs­
ausschüsse für die Erstellung und die Auswahl der schriftlichen 
Prüfungsaufgaben gar nicht zuständig seien. 

2.1 Z i e l s e t z u n g  

Eine so grundsätzliche Beschneidung der Zuständigkeit der 
PrüfungsausschÜsse kann nicht hingenommen werden. Die Prü· 
fungsausschüsse sind nach § 37 Abs . 2  Berufsbildungsgesetz in 
der Regel zumindest mit einem Drittel mit Beauftragten der 
Arbeitnehmer besetzt, die von Gewerkschaftsseite vorgeschlagen 
werden. Hielte man die Prüfungsausschüsse bei der Erstellung 
und Auswahl der Prüfungsaufgaben nicht für zuständig, würde 
dadurch eine Mitwirkungsmäglichkeit der Arbeitnehmerseite auf 
regiona ler Ebene entfallen. An der grundsätzlichen Zuständig· 
keit der Prüfungsausschüsse ist daher festzuhalten. 

2.2 R e c h t s l a g e  

Die Zuständigkeit der Prüfungsausschüsse für Erstel lung und Aus­
wahl der Prüfungsaufgaben wird durch die bestehende Rechtslage 
untermauert. 
Die Rechtsprechung zu dieser Frage i$tspärlich und widersprüch­
lich. Soweit ersichtlich, gibt es drei Gerichtsentscheidungen, in  

denen die grundsätzliche Zuständigkeit eine Rolle gespielt hat. 
Das Verwaltungsgericht MÜnchen [2] hat die Prüfungsausschüsse 
in einem einstweiligen Anordnungsverfahren in dieser Frage für 
nicht zuständig erk lärt. Demgegenüber legt das QVG Hamburg 
[31 die Befugnisse der Prüfungsausschüsse nach § 36 BerufsbiI· 
dungsgesetz weit aus und bejaht ihre Zuständigkeit auch bei 
Erstellung und Auswahl der Prüfungsaufgaben. 

Als drittes hat das Verwaltungsgericht DÜ5Seldorl (4J Zweifel an 
der Zuständigkeit des Prüfungsausschusses angemeldet und 
gemeint, daß Erstellung und Auswahl der Prüfungsaufgaben in 
die Zuständigkeit der nach § 36 Berufsbildungsgesetz zuständi­
gen Stelle gehörten; das Gericht hat in dieser Frage aber nicht 
entschieden. Weiter hat das Gericht eine Einsichtnahme des 
Prüfungsausschusses in vorgesehene Prüfungsaufgaben für not­
wendig gehalten, damit der Prüfungsausschuß die Möglichkeit 
hat, beispielsweise die Übereinstimmung der Aufgaben mit den 
jeweiligen Ausbildungsordnungen zu überprüfen [5]. 

Eine grundsätzliche Tendenz der Rechtsprechung in eine Rich· 
tung kann aufgrund dieser Urteile nicht festgestellt werden. 

Die gesetzliche Regelung in den §§ 34, 36 Beru"kbildungsgesetz 
und die vom Bundesausschuß für Berufsbildung erlassene Muster· 
prüfungsordnung, insbesondere deren § 14, sprechen für eine 
grundsätzliche Zuständigkeit der Prüfungsausschüsse auch bei 
Erstellung und Auswahl der Prüfungsaufgaben. 

Die Prüfungsausschüsse sind die einzigen Institutionen, die die 
zuständige Stelle aufgrund einer Gesetzesvorschrift speziell für 
den Bereich des Prüfungswesens schaffen muß (§ 36 Berufsbil· 
dungsgesetz)_ Daraus ergibt sich, daß die Verantwortung auch 
für Erstellen und Auswahl der Prüfungsaufgaben grundsätzlich 
bei den Prüfungsausschüssen liegt und sie zumindest nicht voll­
ständig hiervon ausgeschlossen werden können. Die Zuständig· 
keit anderer Funktionsträger für diese Aufgabe findet im 8l1ru15-
bildungsgesetz keine Grundlage, auch § 14 der Musterprüfungs­
ordnung geht von der grundsätzlichen Zuständigkeit der Prüfungs­
ausschüsse aus [6]. 
Demgegenüber greift die gegenteilige Ansicht [7], die eine Zu­
ständigkllit der Prüfungsausschüsse grundsätzlich verneint, nicht 
durch. Diese Ansicht wird vor allem mit einer streng wörtlichen 
Auslegung der §§ 34, 36 8erufsbildungsgesetz begründet und 
darauf abgestellt, daß der Prüfungsausschuß nur für die Abnahme 
der Prüfung zuständig sei, nicht dagegen für Vorbereitung und 
Nachbereitung. Dabei wird verkannt, daß § 34 Berufsbildungs­
gesetz als Aufgaben- und Forderungskatalog an die zuständigen 
Stellen gedacht ist, die Zuständigkeitsfrage aber nicht regelt, 
während sich die Zuständigkeit der Prüfungsausschüsse direkt 
aus § 36 Berufsbildungsgesetz ergibt [8]. Eine enge wörtliche 
Abgrenzung des Begriffes "Durchführung der Prüfung" in § 34 
von der "Abnahme der Prüfung" in § 36 kann daher schon wegen 
des unterschiedlichen Regelungsinhaltes der beiden Normen 
nicht erfolgen. Zudem wÜrde eine solche Auslegung den Sinn 
des Regelungszusammenhanges verfehlen, weil die Prüfungsaus· 
schüsse, wie oben schon ausgeführt, die einzige gesetzlich nor· 
mierte I nstitution im Prüfungswesen sind und andere Funktionen, 
wie beispielsweise Vorbereitung der Prüfung, gesetzlich nicht 
institutionalisiert worden sind. 

Es kann daher festgehalten werden, daß die grundsätzliche Zu­
ständigkeit der Prüfungsausschüsse auch für Erstellung und Aus· 
wahl der Prüfungsaufgaben aus der gesetzlichen Regelung der 
§§ 34, 36 Berufsbildungsgesetz und § 1 4  der Musterprüfungs- . 
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ordnurtg folgt und auch im Sirvl- und Regelungszusammenhang 
des Beruhblldungsgesetzt5 liegt. 

3 Frage der Beteiligung der Priifungsaussc:hüue 
an der Ent,Uun9 und Auswahl 
bulldeseinheitlicher Prilful'lgWl'lt .... agM 

Geht man von der grundsätzlichen Zuständigkeit der Prüfufl9!i' 
alJ$�hÜ$se aus, ergibt sich die Fr�, wie dies mit dem Erfor<ier­
nt' der SundeSeinheittichkeit der Prüfungsaufg3ben in Einktan9 
getx-adlt werden kann. 

3.1 Z i e l l e t z u n g  

Es ist an dem Ziel festzuhaltl!!n, die Abschlußpriifungen bundes­
einheitlich durchzuführen. Die Argumente hierflt sind bekannt, 
sie seien deshalb nur kurz angerissen: 
Eine Ixeite Berufsausbildung Ist bundesweit anzustreben. Not· 
wendig ist dabei eine Qualifikation unabhängig von den BedÜrf· 
nissen des Einzelbetriebes, um beispielsweise die Mobilität der 
Arbeitnehmer zu erhalten. Weiterhin kann der Vollzug der 
Ausbildungsordnungen nur durch bundeseinheitliche Prüfungs­
aufgaben iiberprüh werden. Auch ein praktisches Element spricht 
für die Erstellung von bundesweiten Prüfungsaufgaben. Es ist 
mit der Belastbarkeit der einzelnen Arbeitnehmerbeauftragten 
in den Prüfungsausschüssen nicht lU vereinbiIren, wenn diese 
auch noch die Prilfungsaufgaben !>IIlbst erstellen müßten. Diese 
Arbeit kann gleiChwertig auch VOll sogenannten Aufgabenerstei· 
IUI1gSaUS5Chüssen bundesweit geleistet werden. 

Mit der B...,de�inheitlithkeit der Prüfungen gehl die Erstellung 
der Aufgaben in programmierter Form Hand in Hand, weit durch 
diese Prüfungsform die bundesweite statistisehe Auswertung iiber 
EDV und die damit verbundene Verbes�rung vorgenommen 
�den hlln. Auch für ul'ld Qe1jen die programmierte Form von 
Prufungslufgaben sind die Argumente schon vielfach ausgetauscht 
worden, es sei daher euf die Beiträge \Ion Rita Thöones [9], 
Frank von Auer [10). Schweitzer/Euler [ 1 ' ]  und JÜTgen Hei­
king l 1 2 j  verwiesen. Als Ergebnis ist �ber festzuha lten, daß die 
angestrebte Bundeseinheitlithkeit der Prüfungsaufgaben erfolg­
versprltChend, lediglich mit dir programmierten Priifungdorm, 
erreicht werden kann, weil nut auf diesem Weg eine gewisse 
Objektivierung der Ergebnisse erzielt und eine statistische Aus· 
wertung bundesweit möglich wird, so daß mit Hilfe dieses 
Verfahrens luch eine einheitlich bundesweite kontinuierliche 
Verbesserung der Prüfungslufgaben zu bewerksteillgen ist. 

3.2 R e c h t s l a g e  

I m  Berulsbildungsgesetl und den vom Bundesausschuß für Berufs· 
bildung erhu!lenen Richtlinien für Prüfungsordnungen und der da­
zugehörigen Musttrpriitungsordnung sind rechtliche Argumente 
und Regelungen fu.. die Bur'ldeseinheitlichkeit der Priifun�uf· 
gaben enthalten. 
Nach § 35 Berufsbildungsgesetl iSi der Prüfung die jeweilige 
Ausbildungsordnung zugrunde zu legen. Die Ausbildungsordnun· 
gen werden nach § 25 Beru1sbildungsgeseu bundesweit erlassen. 
ohne der Zunimmung des Bundesrate1 zu bedürfe .... I ... den 
Ausbildufl9SOrdnungen $ind neben Auwildungsberufsbild und 
Ausbildungsrahmenplan auch die Priifungsanforderungen bundes· 
einheitlich zu regeln. Auch der Bundesausschuß fiir Berufsbildung 
geht in seinen Richtlinien davon aus,daß überregi onale Prüfungs· 
aufgaben er5tellt werckm. und zwar \Ion Gr.mien, die entspre· 
chend § 35 Abs.3 Berufsbildungsgesetz .luSammenge5etzt sind. 
In den genannten gesetzlichen Regel ungen findet das Erfordernis 
der bundeseinheitliChen AUSbildung auch i m  Gesetz Bestätigung. 
Entscheidend für die Frage der Betei ligung der Prüfungsausschüsse 
an der Erstellung und Auswahl bundeseinheitlicher Prüfungs­
unterlagen Ist die Regelung in § 1 4  der Musterprüfungsordnung 
in den RiChtlinien des Bundesausschusses für Berufsbildung. 
Nach § 1 4  Abs. 1 beschließt der Prüfungsausschuß die Prüfungs· 
aufgaben, womit es bei seiner grundsätzlichen Zuständigkeit und 

Entscheidungsbef�is bleibt. Diese wird aber durch Abs. 2 ein· 
geschränkt, WOf\8ch der Priifungsausschul:!. gehalten ist, iiber­
regional erstellte Priifun�ufgaben zu übernehmen. 

Bei der Beschlußfassung iiber die Muslerprü!ungsordnul1g hat der 
Bundesausschuß in AI». 2 eine Kann· oder SoIlVOfschrih offen­
si<;htlich vermieden

'
. Eine Auslegung da verwendeten Begriffes 

,Jstgellalteo" ergibt. daß der Ausschuß iiber eine Kannvonchrih. 
du heißt die Möglichkeit der freien Auswahl, weit hinausgegan· 

. gen ist und die Qualltät des Begriffes "ist gehalten" annähernd 
lIiner Sollvorschrift enupricht. Der regionale PrUfungsausschuß 
JOll also regelmäßig iiberregional erstel lte Prilfungsaufg;.tben über­
nehmen. Eine Ausnahme von dimr Regel darf er nur machen, 
wenn wichtige und wesentliche Grunde fiir ein solches Verhalten 
vorliegen [ '  3). 

Dadl.lrch kenn das angestrebte Ziel erreicht werden, die Prüfungs· 
aufgaben und AbSChlußprüfungen bundeseinheitlich durchzu· 
führen, ohne zu Recht bestehende Gestaltungsmögtichkeiten der 
Prüfungsausschüsse zu beschneiden oder sie von der Mitwirkung 
bei der Al.Iswahl von Prüfungsaufgaben auszuschließen. Mitwir· 
kungs· und Gutaltung$möglichkeiten der Prüfungsausschüsse 
werden dadurch IICl'!ergestollt, daß ihnen bei Vorliegen wichtiger 
und wesentlicher Gründe eingeräumt wird, die betroffenen bun- ' 
deseinheitlich erstellten Aufgaben nicht zu übernehmen. 
Dies könnte Oeispielsweise aus folgenden wichtigen Gründen 
Qe$Chehen: 
a) Die überregi onal erStellten Aufgaben sind sachlich nicht 

richtig. Wie oben schon aU'9llfiihrt, hat der Prüfun�usschuB 
auell ein gerichtlich bestätigtes Einsichtsrecht lur Überprüfung 
der Aufgaben, beispielsweise auf sachliche Richtigkeit [141. 

bJ Bei der Erstellung der bundesainheitlichen Aufgaben oder der 
Zusammennellung von Aufgabensätzen kann sich auch der 
Fehler einschleichen. daß eine Aufgabe nach den in der betrof· 
ferlen Ausbi!dun9'ordnung gefordertefl Koontninen und Fer· 
tigkeiten 9'r nicht abgefragt werden darf. Steht eine Aufgabe 
nicht im Einklang mit den Vorschriften der jeweiligen Ausbil­
dungsordnung, liegt natürlich .in wichtiger Grund für die 
Ablehnung dieser Aufgabe durch die Prüfungsausschüsse vor. 
Oie Prülungsal.llischiisse sollten bei der Einsichtnahme die 
überregional erstellten Prüfungsaufgaben auch unter diesem 
G.slchtspunkt untersuchen, fehlerhafte Aufgaben aussortie· 
ren und dem jeweiligen Aufgabenerstellungsausschuß melden. 

c) Ein wiChtiger Grund ist ebenso zu bejahen, wenn durch eine 
Aufgabe mehr als der dem Prüfungsteilnehmer vermittelte 
BerufsSChulstoff geprüft wird. Nach § 35 Berufsbildungs­
gesetz erstreckt sich die Prüfung auf die erforderlichen Fertig­
"eiten und die notwendigen praktischen und theoretischen 
Kenntnisse. Den Prüfungseufgaben tür die Fertigkeiten und 
Kenntnisse ist die jeweillga Ausbildungsordnung zugrunde zu 
legen und nicht die dem Prüfungsteilmmmer tatsächlich ver­
mittelte Ausbildurtg. Demgegenjjber wird nach § 35 Berufs­
bildungsgest!tz bei dem für die Berufsausbildung wesentlichen 
lehrstoH nur derjenige 9IIPfÜtt. der dem PfÜfuogsteilnellmer 
tatsächlich im Berufsschulunterricht vermittelt wurde. Ist zu 
einer Aufgabe der dazugehörige Berufuchulunterricllt ... icht 
erteilt worden, $0 darf diese.- nicht geprüft werden. Die Ober­
prüfung des im Berubschulunterricht erteilten lehrstoHH 
kann aber nur durch die regionalen Priifungsausschüsse erfol-
9'n, weil nur sie Einblick i n  den an der jeweiligen Berufs­
schule erteilten Unterricht haben. 

Eine Obtrpriifung des im Berufssdlulunterricht erteilten lehr­
stoffes ist für die Prüfungsausschiisse durchaus praktikabel. 
E5 kommt dabei nicht darauf an, ob der Lehrstoff auch sub­
jektiv jedem einzelnen Schüler vermittelt wurde. sondern auf 
die Ertellung des Berufsschulunterrichtes zu diesem Thema, 
also das Objektive tauächliche Angebot an die Schüler. Da 
sowieso nur der für die Berufsausbildung wesentliche Lehr­
stoff geprüh werden darf, wird es regelmäßig nicht zu Fehl.r­
quellen in diesem Bereich kommen. Für die Berufsschullehrer 
Im PrüfungsauSSChuß beispiellweise dürfte eine Prüfungsfrage. 
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die sich auf nicht erteilten wesentlichen Lehrstoff bezieht, 
auffällig sein und könnte aussortiert oder durch eine andere 
Frage ersetzt werden. Die Ansicht, daß jeder wesentliche 
Lehrstoff geprüft werden könne, der im Rahmenlehrplan 
enthalten ist [15}, steht im Widerspruch zur gesetzlichen 
Regelung, die ausdrücklich und nur beim Berufsschulunter­
richtsstoff auf die Vermittlung abstellt. 

d) Ein weiterer wichtiger Grund könnte auch die Verletzung der 
Chancengleichheit ausländischer Jugendlicher sein, wenn die 
Kenntnisprüfung beispielsweise die individuellen Sprach­
kenntnisse überfordert. In einem solchen Fall wäre der Aus­
tausch der betreffenden Prüfungsaufgabe oder ihre Streichung 
zu luwägen. Allerdings sind auch andere individuelle Hilfen 
denkbar, wie ein Verlängern der Prüfungszeit oder Oberset­
zungshilfen. 

Die genannten Beispiele erheben keinen Anspruch auf VolIstän· 
digkeit. Festluhalten ist aber, daß ein regionaler Prufungsausschuß 
die übernahme bundeseinheitlicher Prüfungsaufgaben nur ver· 
weigern darf, wenn wichtige Gründe vorliegen, die vom Gewicht 
her der Beispielsqualität enUprechen. 
Die Erstellung bundeseinheitlicher Prüfungsaufgaben muß von 
entsprechend § 37 Abs . 2  Berufsbildungsgesetz besetzten Aus· 
schüssen übernommen werden. Hierzu ist auf den bei PAl 
(Prüfungsa ufgaben-und leh rm inel·Entwicld u ngsstel le) bestehen­
den Aufgabenpool hinzuweisen. Mit Hilfe des Aufgabenpools 
könnten beispielsweise bei sachlicher Unrichtigkeit Aufgaben 
noch bundesweit ausgetauscht oder bei nicht vermitteltem 

Berufssschulstoff vom regionalen Prüfungsausschuß gestrichen 
werden. Eine bundesweite Auswertung wUrde dadurch kaum 
berührt und die ständige Verbesserung' der Prüfungsaufgaben 
bundesweit möglich. 
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Strukturprobleme zwischen Bildungs- und Beschäftigungssystem 

Zum Be�chlußentwurf der Bund·länder·Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung (BlKI "Strukturprobleme im 
Verhältnis von Bildungssystem und Beschäftigungssystem und ihre Konsequenzen für die Bildungspolitik" (Drucksache K 25/83) 
hat der Hauptausschuß des Bundesinstituts für BerufsbHdung eine Stellungnahme abgegeben. 
Diese Stellungnahme ist im folgenden abgedruckt. Damit der Kontext dieser Stellungnahme für unsere leser klar wird, geht der 
Hauptausschußsteltungnahme eine kommentierte Kurzfassung der BlK·Empfehlung voran; der Abdruck der kompletten Empfeh· 
lung häne den Rahmen unserer MÖglichkeiten gesprengt, 

Herr Dr. E. Jobst, Leiter des Referates Grundsatzfragen der Bildungsplanung (Referat II A l )  im Bundesministerium für Bildung 
und Wissenschaft, hat diese kommentierte Kurzfassung der BlK-Empfehlung freundlicherweise für BWP angefertigt. 

1 BLK·Empfehlung zur 
Minderung der Strukturprobleme zwischen 

Bildungswesen und. Beschäftigungssystem 

V o r b e m e r k u n g  

Die Bund-länder·Kommission für Bildungsplanung und For­
schungsförderung (BlK) hat am 12. September 1983 unter dem 
Vorsitz von Frau Bundesminister Dr. Dorothee Wilms eine Emp· 
fehlung lU "Strukturprobleme im Verhältnis von Bildungssystem 
und Beschäftigungssystem und ihre Konsequenzen für die Bil­
dungspolitik" einstimmig verabschiedet. Die Empfehlung liegt 
den R egierungschefs des Bundes und der länder zur Beratung 
und Beschlußfassung vor. Bei der Vorlage der Empfehlung hat 
die BlK deutlich zum AusdruL� gebracht, daß die Probleme auf 
dem Arbeitsmarkt in erster Linie von der Wirtschafts·, Arbeits­
markt-, Innen- und Finanzpolitik gelöst werden müssen. Die 
BLK·Empfehlung zeigt auf, welchen spezifischen Beitrag die 
Bildungspolitik zur lösung der anstehenden Probleme leisten 
muß. Dieser besteht nach Auffassung der BlK zunächst darin, 
allen jungen Menschen aus den geburtenstarken Jahrgängen eine 
ihren Fähigkeiten und Neigungen entsprechende Ausbildungs· 
chance zu geben und damit die Beschäftigungschancen des ein· 
zeinen lU verbessern. Außerdem soll durch eine den künftigen 
Anforderungen des Beschäftigungssystems entsprechende BiI· 

dungs· und Forschungspolitik das Innovationspotential und da­
mi, die Wettbewerbsfähigkeit der WirUChaft gestärkt und auf 
ditlsem Wege die Arbeitsmarktsituation in der Bundesrepublik 
Deutschland langfristig verbessert werden. Gleichzeitig soll aber 
auch den erkennbaren strukturellen Verwerfungen zwischen 
dem Bildungswesen und dem Beschäftigungssystem entgegen· 
gewirkt werden. 

. 

Die Empfehlung der BlK enthält neben den von Bund und 
ländern gemeinsam getragenen bildungspolitischen Zielvorstel· 
lungen die unminelbar zu ergreifenden Maßnahmen im Bereich 
der Schule, der beruflichen Bildung, der Hochschulen, der 
Weiterbildung sowie in der Bildungs· und Berufsberatung. Sie 
basiert auf einer umfassenden Analyse der voraussichtlichen Ent· 
wicklungen im Bi!dungswesen und dem Beschäftigungssystem, 
an rler maßgeblich neben Vertretern des Bundes und der länder 
aU<.:l Sachverständige aus der Arbeitsmarkt· und Berufsforschung 
mitgearbeitet hiflben. Aus dem Bericht zur BlK-Empfehlung 
wird deutlich, daß die wissenschaftliche und technologische 
Entwicklung neue, zum Teil auch höhere Oualifikationsanforde­
rungen auf dem künftigen Arbeitsmarkt stellen wird. Es ist aber 
fraglich, ob dieser Oualifikationsbedarf vorwiegend nur von 
Hochschulabsolventen eingelöst werden kann. Wie vorliegende 
Studien erkennen lassen, kann der Weg über ergänzende Qualifi· 
kationen aus praktischen Ausbildungsberufen bzw. aus dem Beruf 
heraus sehr viel zweckmäßiger sein und breitere Aufstiegschancen 
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eröffnen, als wenn zu undifferenziert auf ein Hochschulstudium 
als Voraussetzung für wirtschaftliche und gesellschaftliche Ent· 
wicklung gesetzt wird. Nach Auffassung der Mehrheit der Kom­
mission sind aus heutiger Sicht keinerlei Anzeichen dafür erkenn­
bar, daß das auf dem Arbeitsmarkt bestehende Qualifikations­
gefüge sich so grundlegend verändern wird, wie dies erforderlich 
wäre, um eine immer stärker anwachsende Zahl von Hochschul­
absolventen Pfoblemlos aufzunehmen. Die BlK-Empfehlung 
zieht hieraus die Konsequenz, die Angebote für Abiturienten in 
der beruflichen Bildung künftig auszubauen und die Attraktivität 
dieser Angebote zu erhöhen. Wie die Entwicklung der jüngsten 
Zeit gezeigt hat, fragen bereits heute immer mehr Hochschul­
berechtigte infolge der veränderten Berufschancen von Hoch· 
schulabsolventen Ausbildungsplätze im dualen System nach. Es 
gilt daher, ihnen vermehrt Ausbildungsalternativen in der beruf­
lichen Bildung anzubieten und ihnen damit günstigere Berufs­
chancen zu eröffnen. 

Mit der einstimmig beschlossenen Empfehlung, die nunmehr 
rasch von den jeweiligen Entscheidungsträgern umzusetzen sein 
wird, hat die BlK unter Beweis gestellt, daß dieses Bund·Länder­
Gremium politisch effektiv wirken und die Bund und Länder 
gleichermaßen berührenden bildungs· und politischen Probleme 
in Abstimmung mit den anderen Politikbereichen lösen kann. 
Die Ziele und die Maßnahmenvorschläge der BlK-Empfehlung 
sind nachstehend in gekürzter Fassung wiedergegeben. 

Z i  e l  e 

1 )  I n den nächsten Jahren treffen geburtenstarke Jahrgänge aus 
den allgemeinbildenden Schulen, aus der beruflichen Bildung 
und aus dem Hochschulbereich nacheinander auf einen ver­
engten und zugleich durch neue technologische Entwicklung 
veränderten Arbeitsmarkt. Es ist die vordringliche Aufgabe 
der Bildungspolitik in Bund und ländern, auch diesen jungen 
Men5Chen eine ihren Fähigkeiten und Neigungen entsprechen· 
de Ausbildungschance zu eröffnen, um sie damit auf Beruf und 
Gesellschaft vorzubereiten. Dies bedeutet, daß die Bildungs· 
wege für die junge Generation grundsätzlich offenzuhalten 
sind. 
Bis 1985/86 ist die Bereitstellung von Ausbildungsplätzen im 
dualen System und den beruflichen Vollzeitschulen, insbeson­
dere für Absolventen des Sekundarbereichs I, vorrangig. Die 
Hochschulberechtigten werden in zunehmendem Maße Aus­
bildungsalternativen in  der beruflichen Bildung fordern, um 
damit andere, erweiterte und bessere Berufschancen zu erhal­
ten. Dafür sollte das Ausbildungsangebot unter Berücksichti­
gung des technologischen Wandels sowohl in  herkömmlichen 
als auch in neuen Ausbildungsberufen erhöht werden, die sich 
von ihrem Anspruch, ihren Ausblldungsinhalten und Zielen 
her in besonderer Weise für Hochschulberechtigte eignen. 
Aus diesem Grunde müssen die zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
vorhandenen hohen Ausbildungskapazitäten im dualen System 
und im Bereich der beruflichen Vollzeitschulen in quantitati­
ver und qualitativer Hinsicht auch nach 1 985/86 erhalten 
bleiben. Die Bildungspolitik geht weiterhin davon aus, daß 
der größere Teil der Hochschulberechtigten - darunter auch 
solche, die zunächst eine berufliche Ausbildung durchlaufen 
haben - den Zugang zur Hochschule wünschen. Deshalb 
müssen auch weiterhin der freie Zugang zur Hochschule und 
die erschöpfende Nutzung der Hochschulkapazitäten gesichert 
werden. 

2) Der Ausbau der Hochschulen a.uf 850 000 flächenbezogene 
Studienplätze orientiert sich an langfristigen Kapazitätserfor­
dernissen. An diesem Ausbauzie! wird festgehalten. Dies 
bedeutet, daß die Hochschulen bis ans Ende der aDer Jahre 
eine erhebliche Überlast in  Kauf nehmen müssen. Diese Über­
last kann jedoch im gleichen Umfang vermindert werden, in 
welchem in der zweiten Hälfte der 8Der Jahre vermehrt Hoch· 
schul berechtigte in  berufliche Bildungswege überwechseln 
bzw. geeignete Maßnahmen im Hochschulbereich greifen. 

Dieses Ziel ist auch deshalb anzustreben, weil jede Verminde· 
rung der Überlast dazu beiträgt, daß die Dualität von lehre 
und Forschung nicht nachhaltig gefährdet wird. 

3) Beim Ausbau der Studienkapazitäten müssen deutlich Priori­
täten gesetzt werden für Studiengänge mit - soweit abseh­
bar - besseren Arbeitsmarktchancen, für wichtige Innovations­
vorhaben überlasteter Fachhochschulen und für Infrastruktur­
vorhaben für neugegründete Hochschulen. Darüber hinaus sind 
Verbesserungen der Infrastruktur für die Hochschulforschung 
(vor allem wissenschaftliche Geräte und laborausstattung) 
und Maßnahmen zur Erhaltung der leistungs· und Funktions­
fähigkeit bestehender Hochschuleinrichtungen Schwerpunkt 
des Ausbaus. 

4) Die Bildungs· und die Forschungspolitik können durch ihre 
spezifischen Mittel wirksam dazu beitragen, die Beschäfti­
gungschancen des einzelnen zu verbessern sowie durch Stär· 
kung des Innovationspotentials die Wettbewerbsfähigkeit zu 
erhöhen und langfristig die Arbeitsmarktsituation zu er­
leichtern. 
Die Bildungspolitik muß dabei von folgenden Zielsetzungen 
ausgehen: 

Die Bildungsangebote müssen stärker als bisher den Anfor· 
derungen im Beschäftigungssystem Rechnung tragen und 
die berufliche Flexibilität erhöhen. 
Die Durchlässigkeit der Bildungsgänge ist zu erhalten; 
Bereitschaft und Fähigkeit des einzelnen zur Umstellung 
auf neue Anforderungen sind zu stärken. 
Die Oualität der Ausbildung und ihr Praxisbezug sind in  
allen Bereichen weiter zu verbessern. Leistung und Bega· 
bung sind angesichts veränderter Qualifikationsanforde· 
rungen stärker und differenzierter zu fördern. 
Die Jugendlichen sind frühzeitig über sich ändernde Bedin· 
gungen des Arbeitsmarktes, über bestehende Chancen und 
Risiken sowie darüber zu informieren, daß überkommene 
Status- und Einkommenserwartungen künftig nicht mehr 
in dem bisherigen Maße erfüllt werden können. 
Die Forschung an den Hochschulen ist zu stärken, um die 
wissenschaftliche, aber auch die wirtschaftliche Entwick· 
lung zu fördern und die internationale Wettbewerbsfähig­
keit zu sichern. 

M a ß n a h m e n  

5) Folgende Maßnahmen sind zum Erreichen dieser Ziele von 
besonderer Bedeutung: 
a) Weitere erhebliche Anstrengungen von WirtSChaft und 

Verwaltung sind notwendig, um der nach wie vor sehr 
hohen Ausbildungsplatznachfrage entsprechen zu können. 
Besondere Maßnahmen sind für Jugendliche notwendig, die 
Schwierigkeiten haben, einen Ausbildungsplatz zu erhalten 
oder eine Ausbildung erfolgreich abzuschließen. Dabei sind 
�usbildungsbegleitende Hilfen �on wesentlicher Bedeutung. 
Die Versorgung mit Ausbildungsplätzen muß durch ein 
differenziertes sowie regional möglichst ausgeglichenes 
Ausbildungsplatzangebot gesichert werden. 

b) Die Gleichwertigkeit beruflicher und allgemeiner Bildung 
ist zu fördern, um die Attraktivität der beruflichen Bildung 
zu erhöhen. 

c) Die Angebote der beruflichen Fort· und Weiterbildung 
sind zu verstärken, um die individuellen Beschäftigungs· 
und Lebenschancen durch Anpassung der beruflichen 
Qualifikation an die sich ändernden wirtschaftlichen und 
technologischen Anforderungen im Beschäftigungssystem 
zu sichern und zu verbessern. 

d} Bildungs- und Berufsberatung sollen Schüler und Studenten 
verstärkt über die Chancen und Risiken der Berufe sowie 
über die AusbildungsmÖglichkeiten in der beruflichen Bil­
dung, insbesondere im dualen System, auch für Hochschul-
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berechtigte, und ihre Aufstiegs- und Weiterbildungsmög­
lichkeiten für Absolventen der beruflichen Bildung infor­
mieren. Die Jugendlichen im allgemeinbildenden Schul­
wesen sind verstärkt auf Berufswahl und Arbeitsleben, auf 
die durch neue Technologien veränderten Qualifikations­
anforderungen und die Auswirkungen dieser Technologien 
auf den privaten Bereich vorzubereiten. 

e) Der Hochschulbereich muß durch die erschöpfende Nut­
zung der vorhandenen Kapazitäten, gegebenenfalls durch 
Umschichtung von Lehrkapazitäten auch zwischen den 
Hochschularten zugunsten solcher Studiengänge, die ver· 
gleichsweise günstigere Beschäftigungsperspektiven bieten, 
und auch durch eine regional gleichmäßigere Nutzung der 
vorhandenen Einrichtungen seinen Beitrag leisten, um eine 
Ausweitung des Numerus clausus zu vermeiden. 

f) Die Studienreform ist mit dem Ziel der Verkürzung der 
tatsächlichen Studiendauer auf die Regelstudienzeit sowie 
der Anpassung der Studieninhalte an die sich ändernden 
Anforderungen des Beschäftigungssystems und an die Ent­
wicklung der Wissenschaften entsprechend den Zielen des 
Hochschulrahmengesetzes beschleunigt vorzuführen. Stu­
dienreform kann nur gelingen, wenn sie von den Hoch­
schulen getragen wird. Sie soll das Element des Wett­
bewerbs zwischen den Hochschulen langfristig fördern und 
den Praxisbezug berücksichtigen. 

g) Zur strukturellen und inhaltlichen Neuordnung des Studien­
angebots ist zu prüfen, ob und wie die Studiengänge diffe­
renziert und zeitlich gestuft werden können sowie ob und 
wie möglichst in vielen Fachrichtungen ein differenziertes 
Studienangebot und die Bildung von Schwerpunkten und 
Fächerkonzentration an den einzelnen Hochschulen bereit­
gestellt werden kann. 

hl Trotz der mittelfristig in Kauf zu nehmenden Überlast 
muß die Leistungsfähigkeit und die Effizienz der Grund­
lagenforschung und der anwendungsorientierten Forschung 
in den Hochschulen gestärkt werden_ Forschungsschwer­
punkte müssen gesetzt und die Rahmenbedingungen für 
die Hochschulforschung verbesser:t werden. 

i) Initiativen, durch die der Arbeitsmarkt seitens des öffent­
lichen Diemtes ohne wsätzlichen Finanzaufwand entlastet 
werden kann, sind nachhaltig zu unterstützen. 

2 Stellungnahme zum "Beschlußentwurf der 
Bund·Länder-Kommission für Bildungsplanung 
und FOTschungsförderung" 

Der Hauptausschuß des Bundesinstituts für Berufsbildung 
(§ 8 Abs. 9 BerBiFGl 

hält aufgrund des Vordringens neuer Technologien in allen 
Berufsbereichen sowie der Rohstoffarmut und Exportorien­
tierung der Bundesrepublik insgesamt eine Höherqualifizierung 
der Arbeitskräfte sowie den weiteren . Rückgang der Zahl der 
Ungelernten für erforderlich. Die wirtschaftliche Wettbewerbs­
fähigkeit kann nur durch höchste Qualität der Produkte und 
Dienstleistungen aufrechterhalten werden; 

stimmt der bildungspolitischen Zielsetzung der Bund-länder­
Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung 
zu, die Bildungswege für die junge Generation grundsätzlich 
offenzuhalten, auch unter Inkaufnahme von Überlastmaß­
nahmen und höheren Risiken beim Übergang in das Beschäf­
tigungssystem. Zur stärkeren Berücksichtigung der Anforder· 
rungen des Beschäftigungssystems bei den Bildungsangeboten 
verweist er darauf, daß sich in erster Linie die verschiedenen 
Zweige des Bildungswesens auf die Veränderungen einsteUen 
müssen, die auf das Vordringen neuer Technologien in allen 
Berufsbereichen zurückzuführen sind. Einer quantitativen 
Abstimmung sind wegen der objektiven Unmöglichkeit langfri­
stig feststellbarer Qualifikationsanforderungen und Personal­
planungen im 8eschäftigungssystem im einzelnen, aber auch 

wegen der durch das Grundrecht auf freie Wahl des Berufs 
und der Ausbildungsstätte ausgeschlossenen Berufslenkung 
Grenzen gesetzt. Statt dessen muß durch intensive Beratung 
verdeutlicht werden, welche beruflichen Möglichkeiten ent­
sprechend derzeitiger Erkenntnisse bestehen, und daß ein 
bestimmter Bildungsabschluß keinen bestimmten Arbeits­
platz, kein bestimmtes Einkommen und keine herausgehobene 
soziale Position garantiert; 
mißt bei der Sicherung ausreichender Ausbildungsmäglich­
keiten der dualen Ausbildung Vorrang bei, weil diese beson­
ders gute Voraussetzungen für eine spätere Eingliederung in 
den Arbeitsprozeß bietet. Für Jugendliche. die trotz Berufs­
reife keinen Ausbildungsplatz im dualen System erhalten, 
sind vorübergehend entsprechende berufsqualifizierende 
außerbetriebliche Maßnahmen vorzusehen. Die vorhandenen 
Maßnahmen zur Herstellung der vollen Ausbildungsreife sind 
darüber hinaus fortzuführen und bedarfsgerecht auszubauen. 
Grundsätzlich steht die Ausbildung im dualen System Absol­
venten aller Schularten offen. Die Festlegung von Eingangs­
voraussetzungen für anerkannte Ausbildungsberufe w;rd 
abgelehnt. Die Einrichtung von Sonderausbildungsgängen für 
bestimmte Gruppen Jugendlicher soll die Ausnahme sein; 
sieht die Qualitätsverbesserung der beruflichen Bildung als 
eine Daueraufgabe an, zu deren Lösung die Entwicklung von 
Ausbildungsordnungen, die Erarbeitung und kostengünstige 
Bereitstellung von Ausbildungsmitteln, die Fortbildung der 
Ausbilder und Lehrer sowie die Ausstattung beruflicher 
Schuten beitragen müssen_ Wirtschaftlicher und technischer 
Fortschritt, die in den Betrieben einen unterschiedlichen 
Verlauf nehmen. sowie die personellen und sachlichen Vor­
aussetzungen bestimmen auch weitgehend das Tempo, mit 
dem unter anderem das Bildungssystem den veränderten 
Anforderungen des Beschäftigungssystems gerecht werden 
kann_ Darüber hinaus sollten Betrieb und Schule Ausbildungs­
leistungen erbringen, die über die Standardanforderungen 
hinausgehen, wie dies verschiedentlich geschieht_ 
Insgesamt sollen die Jugendlichen eine breit angelegte beruf­
liche Grundbildung im Rahmen der Berufsausbildung erhalten, 
an die sich die Fachbildung in einem Ausbildungsberuf an­
schließt. Grund- und Fachbildung soUen zu einer qualifizier­
ten Berufsausübung und Weiterbildung befähigen. Die Ausbil­
dung soll vielseitig verwertbare Qualifikationen und die 
Befähigung zu Transferleistungen von Kenntnissen und Fer­
tigkeiten beinhalten. 
Ausbildungsordnungen und Rahmenlehrpliine sollen diesen 
Grundsätzen Rechnung tragen und für zukünftige Entwick­
lungen offen sein; 

unterstützt die Bemühungen zur Förderung der Gleichwertig­
keit von allgemeiner und beruflicher Bildung, weil er darin 
einen Beitrag zur Steigerung der Attraktivität der beruflichen 
Bildung sieht. Er wird sich mit den damit zusammenhängen­
den Problemen befassen und bittet Bund und Länder, seine 
Stellungnahme in die weiteren überlegungen einzubeziehen; 
hält die berufliche Weiterbildung für einen wichtigen Faktor 
bei der Wahrnehmung der individuellen Chancen am Arbeits­
markt und zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit der deut­
schen Wirtschaft. Das erfordert eine angemessene staatliche 
Förderung, bei der es auch auf Kontinuität ankommt; sie 
muß sowohl für die Aufstiegsblldung als auch für Maßnahmen 
zur Anpassung an veränderte Anforderungen gewährt werden; 
bezeichnet es als unerläßlich, die überregionale Koordination 
in Fragen der beruflichen Bildung nicht nur zwischen Bund 
und Ländern vorzunehmen, sondern in diesen Abstimmungs­
prozeß auch die Organisationen der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer auf allen Ebenen einzubeziehen. Der Haupt­
ausschuß des Bundesinstituts für Berufsbildung, in dem alle 
an der beruflichen Bildung beteiligten gesellschaftlichen 
Gruppen repräsentiert sind, ist dafür das geeignete Gremium 
auf Bundesebene. 
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Zum Tode Herwig Blankertz' 
Herwig Blankertz, Professor für Pädagogik und Philosophie in 
Münster, ist am 26. August 1 983 im Alter von 55 Jahren an den 
Folgen eines Verkehrsunfalls gestorben. Für die Weiterentwick­
lung der schulischen und betrieblichen Berufsau5bildung ist der 
Tod des Hochschullehrers für Pädagogik und Philosophie ein uno 
ersetzbarer Verlust. Unersetzbar deswegen, weil Herwig Blankertz 
in den verschiedenen Etappen seiner beruflichen Karriere die Er· 
fahrungen seiner Biographie nicht vergessen hat. Die Erfahrungen 
als Schüler in der Zeit eines Unrecharegimes, als junger Krregs· 
teilnehmer, als Arbeiter in  der Textilindustrie und als Ausbilder 
von Gewerbe- und Handelslehrern in  Hamburg, Mannheim und 
Berlin, haben den Menschen, Pädagogen, Wissenschaftler und 
Hochschullehrer geprägt. 
Herwig Blankertz war unbestechlich. Seine wissenschaftlichen 
Arbeiten und seine Vorschläge für die Bildungspraxis folgten 
niemals einem Modetrend. Solidität in der Arbeit und praktische 
Vorschläge für die Weiterentwickl ung des Bildungswesens folgten 
keinem kurzfristigen Beifall. Das, was Herwig Blankertz für 
richtig hielt, hat er argumentativ vorgetragen und auch gegen 
Widerstände durchgehalten. Dadurch war er für viele unbequem. 
Seine Souveränität beruhte auf einer wissenschaftlich notwendi­
gen Distanz. Diese aber hat ihn nicht zu den brennenden Pro­
blemen der Bildung, insbesondere der benachteiligten Jugend· 
lichen, der Jungarbeiter, der LangsamJerner, distanziert werden . 
lassen. Im Gegentei l :  Herwig Blankertz hat sich der Fragen und 
Probleme angenommen, die aus seinem pädagogischen Verständ­
nis heraus Priorität besaßen, obgleich die Politik diese noch nicht 
gesetzt hatte. Herwig Blankertz hat Aufgaben der Forschung, 
Lehre und Administration im Hochschulbereich ebenso bereit· 
willig übernommen, wie Funktionen im Wissenschaftsbereich 
außerhalb der Hochschule. 
Herwig Blankertz hatte viele Ämter. Für ihn waren dies keine 
bloßen wissenschaftl ichen oder gesellschaftlichen Anerkennun· 
gen, sondern neue Aufgabenbereiche, Er konnte sie ausfüllen, da 
er ein ausdauernder und disziplinierter Arbeiter war. 
Herwig Blankertz war der pädagogisch·philosophischen Tradition 
ebenso verpflichtet, wie den empirischen Sozialwissenschaften. 

ZUR DISKUSSION 

Michael Noack I Volker Paul 

Einige Anmerkungen 

Beides konnte er richtungsweisend miteinander verbinden. Von 
daher war der Lehrstuhl für Pädagogik und Philosophie in Mün· 
ster für Herwig Blankertz nicht die administrative Beschreibung 
eines Lehrstuhls, sondern ein Programm. 
Die Berufsbildung hat Herwig Blankertz viel zu verdanken. Spe­
ziell aber das Bundesinstitut für Berufsblldung. Denn immerhin 
war es Herwig Blankertz, der mit anderen die ersten Gutachten 
über die Notwendigkeit einer Gründung eines Forschungsinstituts 
für Berufsbildung geschrieben hat. Er hat den Bedarf an Berufs­
bildungsforschung nicht nur beschrieben, sondern er hat sich 
auch konkret für die Gründung einer Forschungseinrichtung ein­
gesetzt. Das Leitmotiv, das ihn dazu bewegte, war die Verbin· 
dung zwischen allgemeinem und beruflichem Lernen, Dazu hat 
er im Auftrage des Bildungsrates ein Konzept vorgelegt. Er hat 
in Nordrhein-Westfalen der Ptanungskommission "Kollegschule" 
vorgesessen und das von ihr vorgelegte Konzept einer Integration 
beruflichen und allgemeinen Lernen> durch seine Vorstellungen 
geprägt und in seiner präzisen Sprache formuliert. Er war sich 
nicht zu schade, dieses Konzept als Leiter der wissenschaftlichen 
Begleitung des Versuchs in zahllosen Diskussionen mit Anhängern 
und Gegnern in einem mühseligen, kräftezehrenden Prozeß in 
die Praxis umzusetzen. 
Herwig Blankertz forderte unermüdlich die Herstellung der 
Gleichwertigkeit beruflicher und allgemeiner Bildung. Noch im 
Sommer 1983 gab er dem Bundesinstitut wichtige Hin­
weise für die im Hauptausschuß des I nstituts geführte Diskussion 
über die Gleichwertigkeit. Dies war für ihn nicht nur ein bildungs­
politisches Anliegen. Er sah in der gesellschaftlichen Anerken· 
nung beruflichen Lernens, der Gleichstellung allgemeiner und 
bemflicher Bildungsabschlüsse eine wesentliche Grundlage für 
die Weiterentwicklung der Demokratie. 
Das Bundesinstitut für Berufsbildung verliert mit Herwig Blan­
kertz einen wissenschaftl ich wie berufspraktisCh erfahrenen, 
hochgeschätzten Gesprächspartner. Unersetzbar aber ist der 
Mensch Herwig Blankertz, der durch seine Persönlichkeit 
auch die überzeugen konnte, die seine Auffassungen nicht zu 
teilen �ermochten. Hermann Schmidt 

zur N euordnung der Arzthelferberufe 

Die Ausbildungsberufe Arzthelfer/Arzthelferin, Zahnarzthelferl 
Zahnarzthelferin und Tierarzthelfer/Tierarzthelferin sind aner· 
kannte A.isbildungsberufe nach dem Berufsbi Idungsgesetz (BBiG). 
Sie werden im dualen System der Berufsbildung, d. h. im Betrieb, 
in diesem Falte in der ärztl ichen Praxis und in  der Schule, aus­
gebildet. 
Die Ausbildungder übrigenAusbildungsberufe ("Hei Ihilfsberufe") 
im Gesundheitsbereich wird überwiegend in berufsbildenden 
Schulen durchgeführt, die den Schulgesetzen der Bundesländer 

unterstehen. Bestehende bundesgesetzliche Regelungen bleiben 
nach § 107 BBiG unberührt. 
Der Tätigkeitsbereich der Arzthelferin ist sehr breit angelegt. Im 
Prinzip sind alle in der Praxis den Arzt unterstützenden Auf­
gaben, teilweise selbständig, zu erledigen. Schwerpunkt ist die 
Organis'ation des Ablaufs der ärztlichen Praxis; dazu gehören die 
"Patientenführung", die gesamte Verwaltung, insbesondere das 
ärztliche Abrechnungswesen und Hilfeleistungen bei der Behand­
lung von Patienten. Darüber hineus erledigt die Arzthelferin [1] 
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einfache Voruntersuchungen am Patienten, wie das Feststellen 
von Gewicht, Größe, das Messen von Blutdruck usw. und in den 
eigentlichen Aufgabenbereich des Arztes hineinragende Tätig­
keiten, wie Blutabnahme und Injektionen [2J. Außerdem ist sie 
für Sauberkeit und Hygiene zuständig. 
Von einer Arzthelferin ist daher neben der ausreichenden Quali· 
fikation ein hohes Maß an Verantwortungsbewußtsein und 
Selbständigkeit zu erwarten, insbesondere im Umgang mit 
Patienten und bei Tätillkeiten im kaufmännisch-organisatori­
sehen Bereich, die weitestgehend eigenständig durchzuführen 
sind. 
Je nach Größe und Organisationsgrad der betrachteten Arzt­
praxen ist der hier skizzierte Aufgabenbereich oder nur ein Teil 
desselben abzudecken. 
Der derzeitige Rahmen der Ausbildung wird durch folgende 
Rechtsgrundlagen bestimmt: 

Tabelle 1 ;  Rechtsgrundlagen für die Ausbildung in Heilhilfs­
berufen 

Berufsbezeichnung 

Arzthelfer/ 
Arzthelferin 

2 Zahnarzthelfer/ 
Zahnarzthelferin 

Sonderrellelung für 
das land Berlin 
Zahnärztliche(rl 
Helfer(inl 

Aus­
bildungs­

dauer 

2 Jahre 

3 Jahre 

2 Jahre 

3 Tierarzthelfer(inl [3] 2 Jahre 
3.1 Außer im Land 

Bayern erfolgt die 
Ausbildung in allen 
übrigen Bundesländern 
Ilach den für den aner­
kannten Ausbildungs-
beruf ,,Arzthelfer(in)" 
geltenden Ordnungs-
mitteln. 

3.2 Landesrechtliche 3 Jahre 
Regelung für Bavern 

anerkannt am; . _ . 
Rechtsgrundlage 

12_01 . 1965 
Erlaß des BMA 
11 a 5-2561-BK 8157 
1 1 . 03. 1954 
Erlaß des BMA 
1I b 5-2554 

29.08. 1953 
Senator für Arbeit 
Amtsblatt für Berlin, 
Seite 713 
Siehe 1 .  

16.02.1968 
Richtlinien der Landes­
ärztekammer für die Aus­
bildung und Prüfung 
einer "Tierarzthelferin" 
(Bayerisches Tierärzte­
blatt Nr.4 vom 01. 07. 
1968, 5.991 zuletzt 
geändert durch Beschluß 
vom 22. 03. 1971 
{Bayerisches Tierärzte· 
blatt Nr.5,S. 1861 

Die Entwicklungen im ärztlichen Bereich hatten bereits in den 
50er Jahren den Ruf nach einer geregelten Ausbildung laut wer­
den lassen und es waren durch einzelne Länder, wie Nordrhein­
Westfalen 1953, erste Richtlinien zur Ausbildung erlassen wor­
den. Dem folgte die Bundesärztekammer 1956 mit "Richtlinien 
zur Ausbildung von Anlernlingen zu Arzthelferinnen". Auch 
Bayern erließ 1958 und das Saarland 1959 landesrechtliche 
Regelungen, die in die (siehe Tabelle 1 )  bezeichneten Verord· 
nungen einflossen. 

Heute gibt es bereits wieder eine Reihe landesrechtlicher. voll­
schulischer Ausbildungsgänge, die einerseits von den (meist 

privaten) Trägern dieser Ausbildung als Erstausbildung deklariert 
sind, andererseits aber von Arzthelferinnen zur spezialisierenden 
Weiterbildung genutzt werden. Berufsbezeichnungen und Aus· 
bildungsdauer dieser Regelungen deuten auf eine enge Speziali­
sierung mit dem Schwerpunkt auf Qualifikationen für den kauf­
männisch-organi$8torischen Bereich hin. 

Tabel le 2: Voll schulische. landesrechtlich geregelte Ausbil· 
dungsgänge - in Konkurrenz zu dem anerkannten 
Ausbildungsberuf ,,Arzthelfer/in" 

Berufsbezeichnung 

Arztsekretärin 
Kaufm .-pra�tisch!l Arzthelferin 
Kaufm.-praktische Arzthelferin 
einschI. mittleres Labor 
Medizinisch-kaufm. Arzthelferin 
Medizinisch-kaufm. Assistentin 
Medizinisch-kaufm. Assistentin und 
Arztsekretärin 
Medizinisch-kaufm. Helferin 

Ausbildungs· 
dauer 

1 2  Monate 
6 Monate 

1 2  Monate 
1 2  Monate 
12  Monate 

12  Monate 
1 2  Monate 

laborhelferin 6 Monate 
- Röntgenhelferin 6 Monate 

usw. 

Diese Ausbildungsgänge mit der Tendenz, den kaufmännisch� 
organisatorischen Bereich einseitig zu vertiefen, ähneln teilweise 
den auf den anerkannten Ausbildungsberufen aufbauenden Wel· 
terbildungsmaßnahmen zur Arzt- bzw. Zahnarztfachhelferin. 
Während Weiterbi ldungsmaßnahmen jedoch eine höhere Quali­
fikation sicherstellen und diese durch die Berufsbezeichnung: 
,,' . .  ·Fachhelferin" dokumentieren, vertiefen die vorgenannten 
Ausbildungsgänge lediglich einen Teil des bereits erworbenen 
Wissen, (Erstausbildung, Dauer von 6 bis 12 Monaten). Die 
Berufsbezeichnung, zu der eine solche Ausbildung führt, weist 
dann auch auf den eingeschränkten Tätigkeitsbereich (z. B. 
Arztsekretärin). Das ist zumindest ein tarifpolitischer Nachteil. 
Für Arzthelferinnen gibt es z. Z. eine durch die landesärzte­
kammern Hessen und Schleswig-Holstein angebotene Weiter­
bildung zur "Arztfachhelferin". Das Angebot für Zahnarzthelfe­
rinnen ist größer. Hier werden Weiterbildungsmaßnahmen im 
Bereich der Zahnärzte- und Landeszahnärztekammern Baden­
Württemberg, Bremen, Hessen, Hamburg, Nordrhein, Rheinland­
Pfalz, Schleswig-Holstein und Westfalen· Lippe angeboten. Es 
wäre sinnvol l ,  wenn es hier zu bundeseinheitlichen Regelungen 
kommen würde! 
Unbenommen der auf diesem Gebiet konkurrierenden Ausbil· 
dungsgänge (siehe Tabelle 3). ist die Nachfrage nach Ausbildungs­
plätzen für die Arzthelferberufe ständig gestiegen. Ein enger 
Zusammenhang ist dabei zu der gewachsenen Anzahl der nieder­
gelassenen Ärzte zu sehen. Die Zahlen weisen einen Anstieg von 
55 000 Ärzten 1975 auf 63 000 Ärzte 1981 aus [4]. 

Tabelle 3: Entwicklung der Ausbildungszahlen 

Berufs· 
bezeich- 1970 1975 1977 1978 1979 1980 
nung 

Arzt· 
helfer{in) 19 273 31 661 30 751 31 438 33 353 35 685 
Zahnarzt-
helfer(in) 13 657 22726 24 329 23 827 23814 22 648 
Tierarzt-
helfer{in) 589 740 793 
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Ergänzend dazu sei bemerkt, daß im Vergleich lU allen anderen 
Berufen im Gesundheiubereich der Anteil derer, die in der aus­
geübten Tätigkeit auch eine abgeschlossene Ausbildung haben, 
bei den Arzt-, Zahnarzt- und Tierarzthelferinnen mit 84 Prozent, 
am größten ist [5]. 

Bereits 1971, also nur 6 Jahre nach Erlaß der Verordnung über 
die Ausbildung zum/zur Arzthelfer(in), wurde in ärztlichen 
Kreisen laut über Defilite dieser Ausbildung nachgedacht. 
Einem Artikel der Zeitschrift "Praxis und Helferin" [6] ist die 
Forderung zu entnehmen, daß "die Erweiterung des Berufs­
bildes dringend geboten" sei. 

1977 plädiert der Hartmannbund [7] in seinem Fachorgan ,,der 
deutsche Arzt" nachdrücklich für eine Neuordnung des frag­
lichen Ausbildungsberufes. Er fordert Verlängerung der Ausbil­
dung von zwei auf drei Jahre und gleichzeitig angesichts der 
Fortschritte in der Medizin und der medizinischen Technik eine 
qual itatiye Verbesserung der Ausbildung. Dagegen ist die Aussage 
des 81. Deutschen Ärztetages (1978) wesentlich redulierter. 
Hier wird lediglich auf die Verlängerung der Ausbildungszeit 
abgehoben. Dies war dann auch die grundsätzliche Verhandlungs­
position der Bundesärltekammer bei einem ersten Spiuenge­
spräch beim Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesund­
heit (BMJFG) im März 1979, bei dem sich die Vertreter der 
Spitzenorganisationen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu 
Eckwerten der Ausbildung zum Arzthelfer, Zahnarlthelfer und 
zum Tierarzthelfer einigen wollten. 

Die Ärzteschaft, vertreten durch die Bundesärztekammer, den 
Bundesverband der Deutschen Zahnärzte e.V. und die Deutsche 
Tierärzteschaft [8] steht auf dem Standpunkt, daß im wesent· 
lichen nur die Ausbildungsdauer lU verlängern sei. Sie besteht 
auf (nach wie vor) drei eigenständigen Ausbildungsberufen 
wegen nach ihrer Auffassung gravierender Unterschiede im 
Qualifikationsprofil der einzelnen Richtungen und nimmt 
eine deutlich ablehnende Haltung gegenüber einer einheitlichen 
berufsfeldbreiten Grundbildung ein. 

Demgegenüber fordert die Arbeitnehmerseite, vertreten durch 
den Berufsverband der Arzthelferinnen, die Deutsche Angestell­
ten--Gewerkschaft und die Gewerkschaft Öffentliche Dienste,_ 
Transport und Verkehr, einen einheitlichen Arzthelferberuf mit 
gemeinsamer beruhfeldbreiter Grundbildung im ersten Ausbil­
dungsjahr, gemeinsamer Ausbildung im 2. Ausbildungsjahr und 
Fachrichtungen im 3. Ausbildungsjahr . 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung sieht, trotz der äußerlich 
verhärteten Positionen der Beteiligten zueinander, durchaus 
Ansatzpunkte zu einem fachlich-inhaltlichen Kompromiß. 
Gegensätze, die sich aus nicht die Ausbildung betreffenden For­
derungen, z. B. in Tariffragen, ergeben, kann es dabei nicht 
zu beeinflussen. 

Es steht außer Zweifel, daß beide Seiten eine verbesserte Duali· 
tät in der Ausbildung . anstreben. Die Ärzteschaft geht dabei 
davon aus, daß die 1965 erlassene Ausblldungsverordnung damals 
bereits inhaltlich so umfassend gewesen sei, daß die Vermittlung 
der lernziele im vorgegebenen Zeitraum (2 Jahre) nicht zu reali­
sieren war und ist. Was aus Äußerungen auf der Ebene der Bun­
desärztekammer nicht, in Gesprächen mit Ärzten jedoch deutlich 
wird, ist, daß sich die Anforderungen an Arzthelferinnen in der 
Ausübung ihres Berufes gewandelt haben. Zwar habe sich das 
Aufgabenspektrum quantitativ nicht wesentlich verändert, die 
inhaltlichen Ansprüche an die Arzthelferin seien jedoch durch 
die technologische Entwicklung in der Medizin und Bürotechnik 
gestiegen. Natürlich muß dies in einem Ausbildungsrahmenplan 
als Teil einer Ausbildungsordnung seinen Niederschlag finden. 
Er bestimmt letztlich den Rahmen (Mindestanforderungen) für 
den betrieblichen Teil der Ausbildung und ist die Basis für die 
Erarbeitung des Ausbildungsplanes für die Ausbildungspraxis. 
Geht man von den früheren Äußerungen auf Bundesärztekam· 
merebene und von gegenwärtigen Neuordnungsbestrebungen im 
Rahmenlehrplanbereich durch die länder aus, so scheint auch 

die Frage einer einjährigen gemeinsamen Grundbildung für die 
drei Fachrichtungen lösbar. Das land Schleswig+lolstein z. B. 
hat eine solche Konzeption, nämlich die gemeinsame Grundbil­
dung auf der Basis eines einjährigen BGJ [9], im Vorgriff auf 
eine Neuordnung der Berufe, bei seiner Rahmenlehrplanüber­
arbeitung offenbar berücksichtigt. 

Wenn man sich vor Augen hält, daß unabhängig von Struktur und 
Aufbau dieses Ausbildungsganges, der betriebliche Teil der 
Ausbildung auf jeden Fall schwerpunktmäßig beim Zahnarzt 
oder beim Tierarzt oder im allgemeinmedizinischen Bereichdurch­
geführt wird und damit auf jeden Fall eine Spezialisierung durch 
die konkret in der Praxis anfallenden Aufgaben stattfindet, kann 
die Frage nach der Konstruktion von Ausbildungsverordnungen 
leichter diskutiert werden. Naturgemäß werden in Ausbildungs­
ordnungen eher abstrakt gefaßte lernziele, d. h. die Zusammen­
fassung mehrerer, auf eine bestimmte Tätigkeit gerichtete Fertig­
keiten und Kenntnisse, formuliert. Dieses erleichtert den an der 
Neuordnung des fraglichen Berufsganges Beteiligten, alle unter­
schiedlichen Anspruche oder Auffassungen in dem jeweiligen 
lernziel wiederzufinden oder für den konkreten Ausbildungs­
zweck abzuleiten. Diese vom Gesetzgeber vorgesehene Flexibi­
lität der Ausbildungsrahmenpläne in der Ausbildungsordnung 
sollte eigentlich einer Einigung dienlich sein. 

Es ist verständlich, daß angesichts einer historisch gewachsenen 
Berufskonstellation (3 Arzthelferberufe) eine Entscheidung für 
ein an Schweizer Verhältnissen orientiertes Modell, nämlich 
einen Beruf für den gesamten Bereich zu haben, schwerfallen 
muß. Es ist dabei jedoch unerheblich, ob hier ein Beruf oder 
drei iMinander übergreifende Berufe geordnet werden, wenn 
die Mobilität der Auszubildenden dadurch gesichert werden 
kann. Dazu gehört auf jeden Fall die Feststellung, in welchem 
Umfange arztbereichsübergreifende bzw. gemeinsame Fertig­
keiten und Kenntnisse als Basis für eine gemeinseme Ausbildung 
existieren. Unstrittig scheint aus heutiger Sicht, daß das Maß 
der Gemeinsamkeiten in den Qualifikationsprofilen der drei 
Arzthelferberufe eine berufliche Grundbildung für 

'
den gesamten 

Bereich von mindestens einem Jahr fordert. 
Die zentrale Forderung bleibt die Erhöhung der an der beruf­
lichen Praxis orientierten Ausbildungsqualität. 
Die gegenwärtige Situation wird vielfach mit Begriffen wie: 
,,5ackgassenberuf", "keine WeiterbildungsmÖQHchkeiten im 
Gesundheitsbereich", "Defizite in der Ausbildung" usw. be­
schrieben. Eine Neuordnung müßte u. a. den Weg zu einer 
größeren Transparenz und Durchlässigkeit auch in andere 
Berufe im Gesundheitsbereich und zu erweiterten Weiterbil­
dungsmöglichkeiten freimachen. 

Eine Voraussetzung für eine solche Durchlässigkeit wäre eine 
durch die Neuordnung der Arzthelferberufe durchaus erreich· 
bare, höhere Akzeptanz und Wertung des damit erreichten 
Berufsabschlusses im Gesundheitsbereich. Von wenigen Aus­
nahmen abgesehen - wie der Ausbildung zum Masseur, zum/zur 
Krankenpfleger/in oder der Sondermaßnahmen,die aus § 5 Abs. 2 
Satz 5 des Krankenpflegegesetzes bzw. aus Artikel 7 des Kran· 
kenhauskostendämpfungsgeseues abgeleitet werden können -, 
wird für die übrigen Heilhilfsberufe der Realschulabschluß als 
Mindestvoraussetzung für Aus- und Weiterbildung vorgeschrie­
ben. Diese Voraussetzung können Arzthelferinnen oft nicht 
erfüllen, weil sie nur einen Hauptschulabschluß vorweisen kön­
nen und ihre Ausbildung nicht angerechnet wird. Das macht es 
notwendig, über die Berufsausbildung hinaus eine Angleichung 
an einen Realschulabschluß, z. B. durch zusäuliche 2- bis 3mona­
tige Kurse, zu ermögl ichen. In verschiedenen Bundesländern 
kann aufbauend auf beruflicher Grundbildung und Realschul­
abschluß auf einer Fachoberschule (1 Jahr) die Fachhochschul­
reife und damit die Studienberechtigung erworben werden. 
Dieses und der Übergang zu anderen Berufen im Gesundheits­
bereich wäre mit einer .Neuordnung der Arzthelferberufe, die 
u. E. ·dringend geboten ist, realisierbar. 
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Anmerkungen 

(1]  Nach den vorli<!gllnden amtlichen Statistiken (o.a. Mi krozensur 
t9ao� sind 99 Prozent der in diesem Beruf Tätigen Freu�n. Es ist 
daher angemessen, von der "Arzthelf .... in .. zu sprechen. 

[2J Ein Teil dille, Hilfeleistungen dÜrfen nur unte, Aufsicht diS Arztes 
durchgeführt werden. 

(3) Ein Ausbildunglbe<"uf "Tiflrarzthelfer(in)" war in der Tlt nicht 
gesondert e.lemm wordltn. Eine Interimsregl!lung erfolgte mit einlm 
Schreiben das Bundesministers für Arbeit und Soziales Bm 28.Januar 
1970, nachdem die,",' Ausbildungsgang "I. vergleichbar im Sinne diS 
§ 108 BBiG mit der AusbWdung zum/zur ,,Arzthelfer(in l " anzusehen 
lei. Mit die .. , "Notlösung" lebln Ti"ärUI seither. 

[41 SIal. BA; Berufe du Gesundheitswesens, Fechser'l 12. 

[51 Bau H.; Au�bildung.- und Beochäftigung.verhältni5$8 in d.n nicht· 
ir2tlich.n Oesundfl.inberufen. Bunde.institut für Berufsbildung 

AUS DER ARBEIT DES BIBB 

Gi.ela Pravda I Brigitte Spree 

(Hrsg.): Berlin 1983 (Berichte zur beruftiehen B�dung. Heft 63, 
S.16) 

161 Pruis und Helferin, 12/71 - Arnhelferin, Beruf mit Zukunft -lKJn 
Dr. med. 0_ Brück 

171 Verband der Ärzte Deutschlands 

[81 Di •• 1 Int .... ss.nv.rtretungen "fÜllen sp.zi,lIe Anforderungen, wie 
T,riffihigkeit, "ieht! Die tUr diesen Bereich zuständigen Tarifgemei n_ 
schaften der Ärzte sind die "Arb.itsgemeinschaft zur Reg.'ung der 
Arbeiubedingungen der Arzthelferinnen" und die ,,Arbeit'llemein­
schaft zur Regelung der Arbeinbedingunliin des Hilflpe"tonlll, der 
Zahnärzte" . 

Dil' nur als Hin_is in dem Zusammenhang, d.r .ich durch die Kop­
p,'ung VOll Fragen des Inhaltes ·und Struktur der Ausbildung und 
tarifpolitischen Forderungen VOll der .o.rbeitnehmerseite ergibt. 

[91 S.ruflgrundbildungsjahr 

Ergebnisse aus Praktikergesprächen über 

Funktionsbild und AUfgabenkatalog einer Fortbildung 

"Industriefachwirt/lndustri efachwirtin" 

Im BIBB werden zur Zeit Entwürfe für zwei kaufmännische 
Fortbildungsregelungen des Bundes erarbeitet. Aufgrund eines 
Beschlusses im Hauptausschuß das BIBB $011 es sich dabei um 
die exemplarische Entwicklung einer f u n  k t i o n  s 0 r i e n t i 11 r ·  
t e  n Fortbildung für den Bereich "Rechnungswesen/Finanzie. 
rung

"
undeiner w i r u e  h a f t s z w e  i gor i e  n t i  e r t e  n Fortbil­

dung "Industriefachwirt/lndustriefachwirtin" handeln [1]. 
Zur fachlichen Beratung des 81BB wurde für die Entwicklung 
dieser Fortbildungsentwürfe der Fachaus$chuß "Berufliche Fort· 
bildung im kaufmännischen Bereich

" 
eingerichtet, dem Sach· 

verständige der betroffenen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorga­
nisalionen, von Bund und Ländern sowie au� Lehrerverbänden 
angehören_ 

Für die inhaltliche Ausgestaltung der beiden Fortbildungsent· 
würfe wurden bisher vom BIBB jeweils arste Vorschläge für ein 
Funktionsbild und einen Aufgabenkatalog erarbeitet. In diesem 
Zusammenhang hat das BIBB Gespräche mit Experten aus der 
betrieblichen Praxis geführt. Im folgenden soll über Ergebnisse 
aus diesen Gesprächen zu Fragen des Funktionsbildes und des 
Aufgabenkatalogs für den Bareich "lndustriefachwirt!lndustrie. 
fachwirtin" berichtet werden. 

Zur Ausgangslege 

Als wirtschaftszweigbezogene Fortbildung soll der "Industrie­
fachwirt

"
/die "Industriefachwirtin" auf aUe wesentlichen be­

triebswirtschaftlichen Funktionen in industriespezifischer Aus· 
prägung vorbereiten. Dabei kann für keine dieser Funktionen 
eine ähnliche inhaltliche Vertiefung erreicht werden, wie bei einer 
tunktionsorientierten Fortbildungsrichtung_ Statt dessen sol· 
len alle Funktionsbereiche eines Industriebetriebes in ihren 
Grundlagen und Zusammenhängen erfaßt werden. Hier sollen 
eher Generali$ten als Spezialisten herangebildet werden, die in 
Klein· und Mittelbetrieben der Industrie für Führungsaufgaben 
einsetzbar sind. 

Das Funktionsbild betont dementsprechend die Führungsfunk­
tion und beschreibt die Aufgaben nach den Kriterien: 

Verantwortungsspiel raum/Leitungsumfang/Personalführu ng 

Grad der Selbständigkeit 

Organ isati ons·/Dispositi onsspiel raum und 
Kooperation mit anderan Organisationseinheiten. 

Der Aufgabenkatalog, der Grundlage für die Praktikergespräche 
war, gliedert alle wesentlichen Aufgaben in folgende Funktions­
bereiche: 

Einkauf/Materialwi rtschaft 

Absatz 

Finanz· und Rechnungswesan 

Personalwesen 

sowie einen übergreifanden Funktionsbereich 
Betriebsorganisation und Unternehmensführung [2}. 

Will man nun eine Fortbildung schaffen, die gleichzeitig für 
klei na und mittlere Industriebetriebe bedarfsgerecht ist, muß 
der unterschiedliche Grad der Arbeitsteilung im kaufmännischen 
Bereich berücksichtigt werden. Wir gehen davon aus, daß die 

"Industriafachwirtin"/der "Industriefachwirt" sowohl für die 
Leitung eines Funktionsbereichs in Mittelbetrieben als auch für 
die kaufmännische Gesamtleitung im Klein- oder Filialbetrieb 
qualifiziert sein soll. 

Zur Vorgehensweise 

Da das Einsatzfeld von künftigen "Industriefachwirten/lndustrie­
fachwirtinnen" in erster Linie Klein- und Mittelbetriebe sein 
wird, haben wir auf der Grundlage der latzten Totalerhebung im 
Verarbeitenden Gewerbe in Berlin [3] Betriebe dieser Größe aus­
gewählt; als Kleinbetriebe wurden solche mit bis zu 19 Beschäf· 
tigten und als Mittelbetriebe solche. mit bis zu 499 Beschäftigten 
definiert_ Dies antspricht der im Bundesgebiet gebräuchlichen 
üblichen Definition von Klein· und Mittelbetrieben und arfaßt 
besser den höharen Arbeitsteilungsgrad als die in Berlln übliche 
Begrenwng von Mittelbetrieben (bis zu 199 Beschäftigteni< 
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Wir haben dann mit kaufmännischen Leitern bzw. leitern/leite­
rinnen eines bestimmten Funktionsbereichs in 9 Betrieben aus 
folgenden Wirtschaftszweigen Gespräche geführt: 

Maschinenbau (2 Mittelbetriebe) 
Elektrotechnik (2 Mittelbetriebe) 
Feinmechanik/Optik (1 Mittelbetrieb) 
Nahrungsmittelindustrie (1 Mittelbetrieb) 
Bekleidung (1 Mittel· und 1 Kleinbetrieb) 
Druckerei (1 Kleinbetrieb). 

Zur Strukturierung der Gespräche war ein Leitfaden entwickelt 
worden, der die Beschreibung des Funktionsbildes enthielt. Dazu 
wurden im einzelnen Stellungnahmen erbeten und Einschätzun· 
gen, inwieweit das vorgelegte Funktionsbild im allgemeinen 'den 
Bedürfnissen von kleineren und mittlere'n Betrieben entspricht. 
Zum Aufgabenkatalog wurden für jeden der o. g. Funktions­
bereiche Fragen zu folgenden Schwerpunkten gestellt: 

Organisation des Funktionsbereichs, 
Aufgaben innerhalb eines Funktionsbereichs und deren Ab­
wickl"ung, 
Aufgabenschwerpunkte innerhalb eines Funktionsbereichs 
einschI. ihrer unternehmenspolitischen Bedeutung und 
erforderliche Qualifikationen zur Wahrnehmung der genann­
ten Aufgaben. 

Um eine Art Gesamteinschätzung von Funktionsbild und Auf· 
gaben katalog sowie über den Bedarf einer solchen Fortbildung 
zu erhalten, wurde zusätzlich gefragt nach 

Einsatzmöglichkeiten und -bereitschaft für künftige "Indu· 
striefachwirte/lndustriefachwirtinnen" im eigenen Betrieb, 
anderen notwendigen - auch nicht fachbezogenen - Qualifi­
kati onen für " I ndustriefachwirte/ I nd ustriefachwi rti nnen" , 
der notwendigen Dauer einer solchen Fortbildung, 
Kriterien für Personalauswahl und Personalentscheidungen, 
künftige Veränderungen in der betrieblicheri Personalstruktur. 

Ergebnisse 

Aus der Erfahrung der Experten konnten wir für unsere Arbeit 
insofern Nutzen ziehen als sowohl das Funktionsbild,das im B IBB 
bearbeitet wurde, als auch der Aufgabenkatalog, und zwar in 
seiner Gliederung in Funktionsbereiche wie auch in seiner Aus­
differenzierung in Aufgabenbereiche, eine weitgehende Bestäti­
gung erfahren haben. Die Kommentare, Veränderungs· und 
Ergänzungsvorschliige sollen hier - auf das Wesentliclle verdich· 
tet - unter verschiedenen Einzelaspekten dargeste llt werden. 

Unter dem Gesichtspunkt der "Betriebsgröße" wurde die 

"Grenze nach unten" deutlich, d.ll. es wurde erkennbar, daß 
bei den kleinsten Betrieben die Sachverständigen zwar die 
Wichtigkeit einer solchen Fortbildung - auch in vielen inhalt· 
lichen Details - anerkannten, daß sie aber gleicllzeitig eine 
solche Qualifikation als luxuriÖS in bezug auf ihre Arbeits· 
weise empfanden. Die Kommentare waren Ilier - sinngemäß: 

"Das ist nicht unser Mann, den können wir uns nicht leisten" -
oder aber "so viel kaufmännisches Wissen braucht man hier 
nicllt, wir führen nur vier Bücller; worauf es ankommt, sind 
intensive Kenntnisse um die Ware herum." 
Neben dem Problem der Trennung zwischen Aufgaben von 
Technikern und Kaufleuten ist das Hauptproblem bei der 
Beschreibung von Aufgaben des "Industriefachwirts"/der 

"Industriefachwirtin" als einer Führungskraft in Klein- und 
Mittelbetrieben die Abgrenzung der Aufg�bBn zu denen der 
obentBn Ebene (Eigentümer-/Geschäftsführerbereich). Diese 
Abgrenzung verläuft in jedem Betrieb anders; sie ist aber nicht 
nur betriebs·, sondern auch personenabhängig (z. B. Lager­
haltung ist "Lieblingsthema unseres Chefs"). Der Führungs· 

umfang ist also stark von perSÖnlichen und den Eigentums­
verhältnissen bestimmt. 
In verschiedenen Bereichen wurde vorgeschlagen, den Auf­
gabenkatalog zu erweitern. Die wichtigsten Erweiterun\J8n 
bzw. Ergänzungen sind 

Zusammenarbeit mit dem Betriebsrat, 
Kundenkontakte, 
Koordi nati onsaufgaben, 
Kontakte zum Eigentümerbereich!zur Zentrale, 
Vertretung in Verbänden und BerUfsorganisationen sowie 
rechtliche Verantwortung inklusive Prozeßführung. 

Am häufigsten wurde die Notwendigkeit von Produktkennt­
nissen oder - noch allgemeiner - YOll technischen Kenntnis· 
sen angesprochen [4], dabei wurde u.a. ein Stück Industrie· 
geschichte nacllvol lziehbar. In vielen Betrieben - kleineren 
und größeren - ist der Entstehungsgrund des Betriebes, näm· 
lieh die technische Idee, die Erfindung oder die Lösung eines 
technischen Problems entweder in der Unternehmensphilo­
sophie noch im ursprünglichen Sinn wirksam oder gilt von 
der Art der tecllnischen Aufgaben her noch so sehr fort, daß 
im Extremfall für Kaufleute in Führungsfunktionen kein 
Raum ist. Dies ist sicher die Ausnahme. Unter speziellen 
betrieblicllen Bedingungen aber - so z. B. bei der EinzeI­
fertigung von technischen Anlagen - sind umfassende techni­
sche Kenntnisse auch für den Leiter/die leiterin eines "klassi­
schen" kaufmännischen Funktionsbereichs wie des Absatzes 
für den Betrieb existentiell. Hier sind Kaufleute häufig erst 
in der zweiten oder gar dritten Führungsebene zu finden, es 
sei denn, es handelt sich um die Partnerschaft zwischen Tech· 
nikern und Kaufleuten im Eigentümer- oder Geschäftsführer· 
bereich [5]. 
Mehrfach wurden wir auf die Notwendigkeit von Fremd­
spracllBnkBnnnissen hingewiesen. Das war bei exportabhängi· 
gen Betrieben der Fall, aber auch dort, wo alle wesentlichen 
Rohstoffe eingeführt werden müssen und so die rechtzeitige, 
preisgünstigste Lieferung eines Rohstoffes bestimmter Quali­
tät zur Schlüsselfrage des ganzen Betriebes werden kann. Es 
wurde aber auch die Notwendigkeit von Fremdsprachen­
kenntnissen - auch und gerade für Führungskräfte in Klein· 
und Mittelbetrieben - wegen enger weltwirtschaftlicher Ver· 
flechtung generell herausgestellt. Der Notwendigkeit umfang· 
reicher Fremdspracllenkenntnisse für "Industriefachwirtel 
Industriefachwirtinnen" wird zur Zei! zu wenig Beachtung 
geschenkt. 
Zwei unserer Gesprächspartner haben die Frage der tariflichen 
und rechtlichen Einordnung des "Industriefachwirts"/der 

"Industriefachwirtin" angesprochen. Im Fachausschuß ist 
man sich rechtlicher Folgeprobleme einer Fortbildungsregetung 
bewußt; dort können diese jedoch nicllt bearbeitet werden. 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß diese Gespräche die 
Praxisrelevanz unserer Arbeiten bestätigt haben; gleichzeitig 
Ilaben sie zu einem überarbeiteten Aufgabenkatalog geführt, 

in dem wir Aufgabenbereiche konkreter formuliert haben, 
den wir in der Reihenfolge der Aufgaben teilweise geändert 
haben, 
der durch weitere Aufgaben ergänzt wurde, in dem aber auch 
Aufgaben gestricllen wurden und 
in dem wir den Umfang einzelner Aufgaben erweitert oder 
eingeschränkt haben. 

Anmerkungen 

[1 J "Industrilfachwirt/lndustriefachwirtin" wird hier all Arbeitititel 
verwandet. weil es im Konzept des DIHT schon einen Industriefich· 
wirt gib1; die unterschiedlichen Funktionen dieser beiden Fortbil· 
dungen wurden im F�hausschuß "Berufliche' Fortbildung im kauf. 
männischen Bereich" noch nicht abschließend beraten. 

[21 Dia bisherigen Beratungen des Aufgabenkat.logs im o.a. F���aus-
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st:hull haben eine überarbeitung � .... eben: zwei Funktion.bereiche 
wurden �I!teilt und der leute i'ls noch provisorisch charakterisiert. 
Die Funktioosbereiche heißen nUn: Melerialwirtschaft, Produktion, 
Absatz, Rechnungswesen, InYe1tition und Finanzierung, Penonal· 
wes"n und 841triflbsorganiS<llion. 

[4) Wir vernachliiSJigen hle, die Tatsache, daß wir nlch Aufgaben und 
nichl nach Kenntnissen gefragt haben. Der Beitrag in insofern 
wichtig, weil aUI den Aufgaben späte. die Zu ""rmittelnden Kenn!­
nilSe abzuleiten .ind. 

[3] Vgl. Stati,oJCh", Landesamt Berl'n (Hrsg.l: Das Verarbeitende Ge­
werbe in Barlin (West). Ergebnisse der Totale,hebung 1979. Sarl;n, 
Juni 1980 (Sarlin.r Statistik, Sut'll;sch. Serichtel. 

[5] Wir hielten es für IQh�nd. dt!r Frage nachzugehen, ob nichl 1m 
Rahmen eine. Industrieförderun!l"progr;wnm. "technische Innova_ 
tion" solche Partnarsckeften gezielt 98fördert oder gebildet werden 
k!lnnl!<1. 

REZENSIONEN 

Cinterfor: Informationen zur internatio­
nalen Berufsbildung 
Catalogo de Public::aciones Cinterfor 
1964 - 1981 
Cinterfor, Casilla de correo 1761, Monte­
video, Uruguay. 

Wer wissen möchte, was zum Thema Be­
rufsbildung vor allem in Entwicklungs­
ländern, insbesondere in Lateinamerika, 
gesagt worden ist, für den dürfte die vom 
Interamerikanischen Fonchungs-und Pub­
likationszentrum für Berufsbildung (Cin· 
terfor) in spanischer Sprache veröffent· 
lichte Katalog von Interesse sein. 

Der Katalog enthält auf 219 Seiten alle 
CinterfOT-Veröffentlichungen seit der 
Gründung des ZentrumS" im Jahre 1964 
bis Ende 1981. Das sind insgesamt 
1259 Titel, die auf folgende, bei Cinter­
for übliche Serien, entfallen: - Stati­
stisches Jahrbuch - Bulletin - Grund· 
sammlungen (CBC) - Vergleichsüber­
sichten - Dokumentation - Studien und 
Monographien - Leitfaden - Berichte 
- Gesetzgebung - Notizen - Bihlio· 
Qf"aphische Reihe - Berichte dar Tech­
nischen Kommission. 

Neben den innerhalb dieser Serien erschei· 
nenden Titel werden allerdings auch unab· 
hängige Veröffentlichungen herausgege­
"'0. 

Der Katalog enthält zum Schluß je ein 
alphabetisches Verzeichnis nach Sachge­
bieten der beruflichen Bildung sowie nach 
Autoren und Titeln. Die behandelten 
Themen machen deutlich, was im Mittel­
punkt des Interesses gestanden hat oder 
noch steht und welche Ergebnisse bei 
den Bemühungen zum Ausbau der Berufs· 
bildung erzielt worden sind. Über die kÜnf· 
tigen Interessenschwerpunkte informieren 
vor allem die jüngsten Schlußberichte der 
jeweils jährlich tagenden Technischen 
Kommission, dem obersten Entschei­
dungsgremium von Cinterfor. Einen guten 
Überblick über die gesetzlichen Grund­
lagen, Ziele, Finanzierung und Maß­
nahmen der einzelnen Berufsbildungsinsti­
tutionen gewähren die Vergleichsüber· 
sichten. 

Die Autoren der in dem Katalog aufge­
führten Veröffentlichungen stammen über­
wiegend aus lateinamerika. Ihre Texte 
sind in der Regel in spanischer oder 
portugiesischer Sprache verfaßt. Vereinzelt 
stammen sie aber auch aus Nordamerika 
und anderen Kontinenten. Diese Texte 

sind meistens in englischer, aber auch in 
französischer und deutscher Sprache ver­
faßt. 

Cinterfor entspricht mit seinen Veröffent· 
lichungen einer seiner beiden Haupt· 
aufgaben, neuere Erkenntnisse und Erfah· 
rungen zur Berufsbildung der einzelnen 
länder zu sammeln und allen interessier· 
ten Stellen zugänglich zu maooen. Seine 
andere Hauptaufgabe in, 8erufsbildungs· 
forschung i n  Verbindung mit den Berufs· 
bildungsinstitutionen tu betreiben. Damit 
kann man dieses Zentrum von der Auf­
gabensteIlung her mit dem Euröpäischen 
Zentrum für die Förderung der Berufs­
bildung (CEDEFOP) einerseits und dem 
Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) 
andererseits vergleichen. Allen Stellen 
und Personen, die sich mit den Fragen der 
internationalen beruflichen Bildung, und 
zwar weltweit befassen, ist mit dem 

. Katalog eine wertvolle Hilfe an die Hand 
gegeben worden. 

Wi/fi Mas/ankowski, Bonn 

Das Buch: 
,.Jugend ohne Arbeit und Beruf" Zur Si­
tuation Jugendlicher am Arbeiumarkt von 
Frank Gerlach (Campus Verlag, Frank­
furU.M. 1983) 
befaßt sich mit der Jugendarbeitslosigkeit 
in den 70er Jahren. Es ruft sehr zwiespäl­
tige Gefütjle hervor. Dies beginnt bereits 
mit der vorangestellten Zusammenfassung 
auf dem Deckblatt. Dort steht: "Die Er­
gebniS$!:! der Studie widerlegen die gängige 
Auffassung, daß durchweg von einer über· 
proportionalen 8etroffenheit der Jugend­
lichen von Arbeitslosigkeit gesprochen 
werden kann. Dagegen ist jedoch das Zu­
gangsrisiko zur Arbeitslosigkeit bei ihnen 
besonders hoch ." Dem Autor 

'
dürfte es 

nicht unbekannt sein, daß die Ausdrücke 
relative Betroffenheit und Zugangsrisiko 
als Synonyme verwendet werden (siehe 
u.a.  F. Egle in MittAB 2/1971). Die jah­
resdu rchsch ni ttl iche Ar beitslOS8nquote er· 
gibt sich durch die multiplikative Ver· 
knüpfung der relativen Betroffenheit (Zu· 
gänge an Arbeitslosen bezogen auf die 
Zahl der abhängigen Erwerbspersonen) 
mit der durchschnittlichen Mehrfach­
arbeitslosigkeit ('" Häufigkeit von Arbeits­
losigkeitsfällen pro Person und Jahr) und 
mit der "<lurchschnittlichen Dauer der 
Arbeitslosigkeit. Werden die jahresdurch· 
schnittlichen Arbeitslosenquoten nach 

dem soeben erläuterten Verknüpfungs­
zusammenhang altersspezifisch berechnet, 
dann zeigt sich, und vermutlich wollte der 
Autor dies zum Ausdruck bringen, daß 
Jugendliche wegen ihrer relativ kurzen 
Arbe itsl os igkeitsdauer überproporti onal 
von Arbeitslosigkeit(,sfällen) betroffen 
sind. Dies dürfte allerdings'allgemein be­
kannt sein und bedarf daher keiner 
Widerlegung. 
Der zentralen Aussage des Buches, daß die 
Jugendarbeitslosigkeit vorwiegend kon­
junkturelle Gründe hat, die durch spezifi· 
sche Faktoren, wie z. B. den Kündigungs­
schutz für Ältere, verschärft wird, ist un­
eingeschränkt zuzustimmen. Braucht man 
dafür aber mehr als 200 Seiten? Ich meine 
nicht. So hätte man z. B. das über 60 Sei­
ten umfassende Kapitel über die Unvoll· 
ständigkeit der statistischen Angaben zur 
Jugendarbeitslosigkeit, da weitgehend 
bekennt, auch in ihrer Größenordnung, 
auf wenige Seiten beschränken können. 

Nicht gerade für eine große Sorgfalt des 
Autors spricht, wenn auf der Seite 34 die 
unversorgten AusbHdungspiatzbewerber 
zu den Beschäftigungslosen gezählt wer­
den; auf der Seite 97 dagegen - m. E. völlig 
kor�kt - ausgeführt wird, daß es sich bei 
dieser Gruppe keineswegs durchweg u m  
beschäftigungslose Jugendliche handelt. 
Es ist m .  E. auch nicht schlüssig, für die 
wachsende Jugendarbeitslosigkeit seit Mit· 
te der 70er Jahre die Lehrstellensituation 
(mit·)verantwortlich zu machen. Noch nie 
vorher war der Anteil am Altersjahrgang, 
der eine betriebliche Ausbildung begann, 
so hoch wie in diesem und in den voran· 
gehenden Jahren - trotz der Rezession. 
Es ist schließlich mehr als kühn, wenn 
man im Bewußtsein der sehr großen Unter­
schiede zwischen den deutschen und angel­
sächsischen (USA und Großbritan nien) 
Ausbildungssystemen das Fazit zieht, die 
Bundesrepublik sei ein "Nachzügler in 
puncto Beschäftigungslosigkeit von Ju­
gendlichen" (Seite 181)  im Vergleich zu 
diesen ländern. 
Generell ist dem Autor vorzuwerfen, daß 
er eine ganze Reihe von Aussagen trifft. 
$0 auch über die relative Verschlechterung 
der Arbeitsplatzbedingungen für die Ju­
gendlichen (Seite 143ft.), die lediglich 
auf Vermutungen beruhen. Nichts gegen 
Hypothesen, aber sie sind dann auch als 
solche auszuweisen. 

Laszlo Alex, Ber/in 
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Berichte zur beruflichen Bildung 

Heft 51 
Leitfaden zur Erstellung standardisierter 
Fragebogen und zur Durchführung repräsentativer 
ntigkaitsanalysen im Hinblick auf die Entwicklung 
von Ordnungsunterlagan der beruflichen 
Erstausbildung 
von Karl Wemer Stolle 
1983.40 Seiten. DM 7,- ISBN 3-88555-172-1 

Heft 61 
Ausbildungs- und Berufswege von Jugendlichen 
nach der Berufsvorbereitung: Ergebnisse einer 
Panel-Erhebung bei Absolventen der 
Berufsvorbereitung 1980 und 1981 
von Gisela Westhoff unter Mitarbeit von Menno Smid 
1983. 22 Seiten. DM 7,- ISBN 3-88555-206-X 
08 sich nach Abschluß oder im Laufe des 1. Jahres berufsvor­
bereitender Klassen und Kurse für dill Absolventen der Berufs­
vorbereitung noch weitere Zugangsmbglichkeiten in Ausbil­
dung und Beruf ergeben, wurde nach einer Erstbefragung - die 
Er"ijebnisse dazu finden Sie in Berichte zur beruflichen Bildung, 
Heft 54 - eine Wiedemolungsbefra<;lung durchgeführt, deren 
Auswertull'iJ im vor1iegenden Bericht dargestellt ist 

Heft 62 
Ausbildung und berufliche Situation von 
Fachkräften in Elektroberufen 
von Thomas Cliluß 
1983. 86 Seitfln. DM 10,- ISBN 3-88555-209-4 
Der Bericht untersucht die Ausbildungs- und BescMftigungs­
situation von ausgebildeten Elektrofachkräften. Er basiert auf 
einer1979 vom Bundesinstitut für Berufsbildung und dem Insti­
tut für Arbeitsmarl<.t- und Berufsforschung gemeinsam durch­
geführten repräsentativen Erhebung bei 30000 deu1;s(:hen 
Erwerbspersonen. Gegenstand der Analyse sind die schulische 
und berufliche Bildutög, der berufliche Werdegang sowie die im 
Arbeitsleben benötigten Fertigkeiten, Kenntnisse und Arbeits­
mittel. Adressaten dieser Veröffantlichung sind dia mit der 
Neuordnung der Elektroberufe befaßten Stellen und Personen 
sowie alle weiteren an der Planung und Durchführung von Aus­
bildung im Elektrobereich Beteiligten. 

Heft 63 
Ausbildungs- und Beschäftigungsverhältnisse in 
den nichtärztlichen Gesundheitsberufen 
von Henning Bau 
1983. 30 Seiten. DM 7,- ISBN 3-88555-210-8 

Der Forschungsbericht befaßt sich mit der Ausbildungs- und 
Beschiiftigungssituation in den nicht!irzilichen Gesundheits­
berufen. Er gibt Aufschluß darüber, welche Erwerbstätigen in 
diesen Berufen beschäftigt sind, welchen Beruf sie erlernt 
haben, welche Tätigkeiten sie ausüben und ob aie ihre erlernten 
Oualifikationen verwerten können. Das Diltenmaterial zu die­
sem Bericht stammt aus einer 1979 vom Bundesinstitut für 
Berufsbildung und vom tnstitutfür Arbeitsmarkt-und Berufsfor­
schung durchgeführten Befmgung von 30000 deutschen 
Erwerbstätigen über Fragen des Oualifikationserwerbs und der 
Oualifikationsverwertung. 

Modellversuche zur beruflichen Bildung 

Heft 17 
Das Projekt JUBA 
Ausbildungsvorbereitung schwer 
vermittelbarer Jugendlicher - Endbericht der 
wissenschaftlichen Begleitung - . 
von Michael Brater unter Mitarbeit von Claudia Munl, Regina 
Peter, Reginn Schuster, Stephan Weberund Ernst-Ulrich Wehle 
1983. 351 Seiten. DM 20,- ISBN 3-88555-208-6 

Modellversuche zur beruflichen Bildung 

Vorgestellt wird eine ausbildungsvorbereitende Maßnahme. 
Diese besteht aus den gleichgewichtigen Teilen Arbeit an aus­
gewählten betriebiichen Arbeitsplätzen und Förderunterricht 
mit einer starl<.en künstlerischan-handwerl<.lichen Komponente. 
Im J UBA-Vomaben ging es nicht darum, etwa den Jugendlichen 
VONlb Kenntnisse und Fertig keiten einer n�ohfolgenden Berufs­
ausbildung zu ven11itteln. Vi�lmehr salfte grundsätzlicher die 
Persönlichkeitsentwicklung der Teilnehmerinnen gefördert 
werden. Sie sollten zU selbständigem Denken und Urteilen atöge­
regt werden, soziale Grundqualifikationen erwerben und ihre 
Handlungsfähigkeit stärken. Diese ptldagogischen bele konn­
ten im Modellversuch weitgehend erreicht werden, nichthinge_ 
gen die Einmündung der Teilnehmerinnen in BerufsaUSbildun­
gen. DieJUBA-Konzeption hingegen, die mit dem Abschlußbe­
richt ausformuliert vorliegt, ist ganz sicher pädagogisch reizvoll. 
Sie verdient es, unter ,'.mderen Trägerkonstell8tionen weiter 
entwickelt Zu werden. 

Sonderveröffentlichungen 

Anerkennung von Aussiedlerzeugnissen. 
Berufliche Bildung und berufliche Qualifikation in 
derVolksrepublik Polen 
von Hans Göring 
1983. 236 Seiten. DM 20,- ISBN 3-88555-207-8 
Diese SondslVeröffentlichung ist eine Neuauflage der bereits 
1977 vom Bundesminister für Wimchaft hemusgegebenen 
Kurzfassung eines Gutachtens zur beruflichen Bildung und 
beruflichen Qualifikation in der Volksrepublik Polen. 
Auch diese Liinderstudie so. den zuständigen Behörden Hilfe 
bei der Anerl<.ennung der seit dem Z ..... eiten Weltkrieg erwor­
benen Abschlüsse u nd Zeugnisse leisten. Diese Entscheidungs­
hilfe enthält deshalb auch eine Beschreibung vOn Stru.ktur und 
Entwicklull'iJ des Ausbildungssystems so ..... ie einen Vergleich der 
Bildungsgänge und Qualifikationsniveaus mit denen in der 
Bundesrepublik Deutschland. Wegen des Interesses über die 
Anerkennungsbehörden hinBus wurde bei dieser Neuauflage 
der nur unwesentlich gekürzte OrigInaltext des genannten 
Gutachtens zugrunde gelegt und durch eine größere Auswahl 
von Ouellenmaterial ergänzt. 

J ugendarbaitslosigkeit 
aus bildungspolitischer Sicht 
von LasIlo Alex 
1983. 28 Seiten DM 7,- IS8N 3-88555-212-4 

Die steigende Jugendarbeitslosigkeit ist ein internationales 
Phänomen. Die Bu ndesrepubl ik Deutschland schneidet im inter­
nationalen Vergleich nooh reletiv gQnstig - dank des deutschen 
Berufsbildungssystems - ab. Rund die Hälfte der Jugendlichen 
im Altervon 15 bis unter 20 Jahre befindet sich in einer schuli­
schen oder betrieblichen Ausbildung, weitere 13% besuchen 
ein Gymnasium, d. h. knapp z ..... ei Drittel der Jugendlichen in 
dieser Altersgruppe ..... erden durch schulische oder berufliche 
Bildung vor einer Arbeitslosigkeit geschiltzt. 
Fehlende QualifIkation kann heute bei der überwiegenden Mehr­
heit der erwerbsw�ligen Jugendlichen nicht als Grund für die 
Arbeitslosigkeit angeführt ..... erden. Rund 80% eines Altersj"hr­
ganges treten heute mit einer abgeschlossenen Berufsausbil­
dung in das Erwerbsleben ein. Weitere 10,*, haben lumindest 
eine berufliche Teilqualifikation. Nur bei den ausliindischen 
Arbeitslosen ullter 20 Jahre dürfte ihre überdurchschnittlich 
starke Zunahme (doppelt so stark ..... ie bei gleichaltrigen Deut­
schllnl auf Bildun.,sdafizite zurückzuführen sein. 

Stoffkataloge für Industriemeisterlehrgänge. 
Fachrichtungsüberg reifender Teil und 
fachrichtungsspezifillcher Teil "MetallU 
von Erika Mohns, Dietrich Scholz, Klaus-Dieter Weyrich 
1983. 37 Seiten. DM 7,- IS8N 3-88555-214-X 

Sie erhalten diese Veröffentlichungen beim Bundesinstitut für Berufsbildung -
Pressereferat - Fehrbelliner Platz 3 - 1000 Berlin 31 - Tel.: (030) 86 83-280 oder 86 83-1 



Bruttakosten pro Auszubildenden im Jahre 1980 
im Durchschnitt über alle Ausbildungsberufe und nach 
Ausbildungsbereichen sowie Anteile der Nettokosten, 
Ertrage und Ausbildungsvergatungen 
-in '70 -

_ Nettokosten 

Me_ 

Insgesamt Industrie Handwerk Freie 

Neues aus dem BIBB 

und Berufe 
H",,'" 

In der Reihe: Schriften zur Berufsbildungsforschung, Band 63 

Öffentl. Land-
Dienst wirtschaft 

Nettokosten der betrieblichen Berufsausbildung 
Von Ingeborg NoU, Ursula Beicht, Georg Bäll, 
Wilfried Malcher, Susanne Wiederhold-Fritz 
1983. 94 Seiten. DM 16,-

ISSN 0173-265X 
ISBN 3-410-91872-8 

In der Nettokostenerhebung des BIBB wurden insgesamt 2.141 Ausbildungsbetriebe in einer mündlichen 
und schriftlichen Erhebung über die Kosten und Erträge der betrieblichen Berufsausbildung in 45 stark 
besetzten Ausbildungsberufen befragt. Die erhobenen Daten beziehen sich auf das Jahr 1980. In dem vor­
liegenden ersten Bericht werden nach einer kurzen methodischen Einführung - Stichprobe, Kostenmodell 
und Erhebungskonzept - die Ergebnisse zu Bruttokosten, Nettokosten und Erträgen, zur Zusammen­
setzung der Ausbildungskosten, zur Verteilung der Ausbildungskosten nach Ausbildungsjahren dargelegt. 
Die Auswertungen werden zum einen differenziert nach Ausbildungsbereichen vorgenommen. Ab­
schließend wird die Entwicklung der Ausbildungskosten von 1972 (Ergebnisse der "Edding-Kommission") 
bis 1980 verdeutlicht. 
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